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Kurzfassung .... Abstract 

Nichtverkehrliehe Straßennutzung 

Die Nutzung der Straßen zu anderen Zwecken als 
denen des Verkehrs nimmt stetig zu und wirft 
Rechtsfragen auf, deren Beantwortung der Arbeits­
ausschuss "Straßenrecht" der Forschungsgesell­
schaft für Straßen- und Verkehrswesen auf seinem 
Forschungsseminar am 24. und 25. September 
2001 an der Universität des Saarlandes teilweise 
unternommen hat. Die in diesem Band vorgelegten 
vier Referate des Seminars betreffen zum einen 
rechtliche Aspekte der Benutzung von Straßen für 
die Verlegung von Telekommunikationsleitungen, 
zum anderen Probleme der Außenwerbung und 
sonstiger Hinweise an Straßen. 

ln ihrem Beitrag über "Rechtsfragen der Straßennut­
zung durch Versorgungsleitungen und Telekommu­
nikationslinien" setzt sich Silke U. BAUMGÄRTNER 
mit den für die Nutzung von Straßen durch Leitun­
gen im Straßengrund bestehenden gesetzlichen Re­
gelungen auseinander, die auf der Ebene des Bun­
des und in den meisten Bundesländern uneinheitlich 
- einerseits öffentlich-rechtliche Sondernutzung, 
andererseits privatrechtlicher Sondergebrauch - er­
folgt sind. Insbesondere angesichts neuerer techni­
scher Entwicklungen (wie der sog. "Powerline Com­
munication") legt sie dar, dass die Statuierung un­
terschiedlicher Rechtsregime verfehlt ist, und plä­
diert für eine einheitliche öffentlich-rechtliche Aus­
gestaltung, weil sie am ehesten geeignet erscheint, 
das gemeinwohlorientierte Nutzungskonzept für die 
jeweilige Straße zu realisieren, ohne die über den 
Gemeingebrauch hinausgehenden Nutzungsinte­
ressen vernachlässigen zu müssen. 

ln seinem Referat über die "Aktuelle Entwicklung 
der Folgekostenproblematik" behandelt Michael 
RONELLENFITSCH den Nutzungskonflikt von Tele­
kommunikationslinien und Verkehrswegen, der bei 
deren Änderung und den sich daraus ergebenden 
Pflichten zur Kostentragung entsteht. Eingehend 
erörtert er die Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts und gelangt zu dem Ergebnis, sie 
diene dem Interessenausgleich zwischen Unterhal­
tungspflichtigen und Nutzungsberechtigten von 
Verkehrswegen. 

Jürgen KERN geht in seinem Beitrag "Werbung 
und sonstige Hinweise an Straßen" davon aus, 
dass vielfach der Wunsch geäußert wird, die öf-
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fentlichen Straßen außerhalb der geschlossenen 
Ortslage in verstärktem Maße für Werbezwecke zu 
nutzen, etwa durch Anbringen nichtamtlicher Hin­
weiszeichenoder Hinweise auf in der Ortslage be­
findliche Einrichtungen, durch Werbeanlagen an 
der Stätte der Leistung, auf Rastanlagen oder an 
Lärmschutzwänden. ln Übereinstimmung mit der 
bestehenden Rechtslage vertritt er die Auffassung, 
dass bei allen Überlegungen, die Zulassung von 
Werbung als neue Einnahmequelle zu Gunsten der 
öffentlichen Haushalte zu nutzen, die Belange der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nach wie 
vor im Vordergrund stehen müssen. 

ln dem abschließenden Beitrag "Straßenführung 
und Beschilderung der ,Deutschen Weinstraße"' 
erläutert Jutta SCHMIDT die Entstehung der 
"Deutschen Weinstraße", die rechtlichen Grundla­
gen für die Verwendung eines besonderen Hin­
weiszeichens und die - aus Gründen der Fremden­
verkehrswerbung aufgetretenen - Meinungsver­
schiedenheiten zwischen zwei Weinorten in der 
Pfalz über den Verlauf der Straße, die bisher nicht 
beigelegt sind. 

Using roads other than for traffic purposes 

There is a continual increase in the use of roads for 
purposes other than for traffic; this raises legal 
questions, some of which were dealt with by the 
Research Association for Road and Traffic's (For­
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe­
sen) working committee on "Road law" at its 
research seminar on 24th and 25th September 
2001 at the University of the Saarland. The four 
papers from the seminar presented in this volume 
concern firstly legal aspects of using roads to lay 
telecommunication lines and secondly problems of 
external advertising and other notices on roads. 

ln her paper on "Legal questions relating to roads 
being used for utility and telecommunication lines", 
Silke U. BAUMGÄRTNER deals with the existing 
legal regulations on the use of roads for cables in 
the road base; these regulations have not been 
passed uniformly either at federal government Ievei 
or in most of the federal states - on the one hand 
there is special public-law use, and on the other 
hand special private-law use. Ms. BAUMGÄRTNER 
shows that the establishment of different legal 



4 

systems is inappropriate, particularly in view of 
novel technical developments (such as the so­
called "Powerline Communication"), and pleads for 
a uniform public-law arrangement as this appears 
most suitable for attaining the community-orienta­
ted utilisation concept for the respective road with­
out having to neglect interests which go beyond 
communal use. 

ln his paper on the "Current development regarding 
the problern of consequential cost", Michael 
RONELLENFITSCH deals with the conflict between 
using roads for telecommunication lines and using 
them for traffic routes which occurs when they are 
altered and also with regard to the carrying of the 
resultant cost. He discusses in detail the decisions 
of the Federal Administrative Tribunal (Bundesver­
waltungsgericht) and reaches the conclusion that 
they serve the balance of interests between those 
responsible for maintaining traffic routes and those 
entitled to use them. 

Jürgen KERN assumes in his paper "Advertising 
and other notices on roads" that there is often the 
wish to make more use of public roads outside 
built-up areas for advertising purposes, for 
instance by fixing non-official signs or notices 
about establishments situated in the town or 
village, by advertising at the respective location 
itself, at service areas or on noise prevention 
barriers. He agrees with the current legal position, 
presenting the view that safety and ease of traffic 
participation must remain of priority in all consi­
derations about using the authorisation of adver­
tising as a new source of income for the benefit of 
public authority budgets. 

ln the concluding paper on "Road-routing and 
signposting on the 'German wine route' (Deutsche 
Weinstraße')", Jutta SCHMIDT explains the origin 
of the "German wine route", the legal basis for 
using a particular sign and the unsolved differences 
in opinion regarding the routing of the road concer­
ned which have occurred between two wine 
growing villages in the Palatinate due to attempts 
to attract tourism. 
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Vorwort 

Im Jahre 1961 stellte Arnold KÖTIGEN fest: "Die 
Zeiten, in denen die Wege nach der Zweckbestim­
mung ausschließlich Verkehrsbedürfnissen dien­
ten, sind vorüber. Der moderne Weg ist, was die 
Verwaltungspraxis laufend bestätigt, ein Mehr­
zweckinstitut. "1 Freilich waren die Straßen auch 
schon im 18. und 19. Jahrhundert nicht lediglich 
zum Marschieren und zu sonstigen Formen der 
Fortbewegung da, sondern ebenso für andere Nut­
zungen2, deren Umfang allerdings im 20. Jahrhun­
dert - und insbesondere seit KÖTIGENs Feststel­
lung - noch erheblich zugenommen hat: Innerörtli­
che Straßen sind weitgehend durch ihre Aufent­
halts- und Erschließungsfunktionen gekennzeich­
net und werden zum einen geprägt durch die mit 
ihrer Existenz eröffneten Möglichkeiten zur Kon­
taktaufnahme und Kommunikation in der Öffent­
lichkeit sowie zum anderen benutzt zur Aufnahme 
unterschiedlichster Leitungen zum Zwecke der öf­
fentlichen Versorgung. 

Arnold KÖTTGEN, Gemeindliche Daseinsvorsorge und ge­
werbliche Unternehmerinitiative im Bereich der Wasserver­
sorgung und Abwasserbeseitigung, 1961, S. 28. 

2 Vgl. etwa Reinhard MUßGNUG, Die öffentlichen Straßen 
als Mehrzweckinstitut, in: BARTLSPERGER/BLÜMEU 
SCHROETER (Hrsg.), Ein Vierteljahrhundert Straßenrechts­
gesetzgebung, 1980, S. 81 ff. (85). 

3 Vgl. im Einzelnen zu den 15 zuvor unter der Leitung 
von Univ.-Prof. Dr. BLÜMEL an der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer durchgeführten Forschungs­
seminaren des Arbeitsausschusses die Speyerer For­
schungsberichte 23, 42, 49, 55, 65, 75, 85, 95, 105, 115, 
157, 170, 185 und 195. Siehe auch die Dokumentation in: 
BLÜMEL (Hrsg.), Abweichungen von der Planfeststellung, 
Speyerer Forschungsberichte 85, 1990, S. 1 f. mit Fn. 1, 
sowie den Tagungsband zur Verwaltungswissenschaftlichen 
Arbeitstagung 1993: BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrswegerecht 
im Wandel, Schriftenreihe der Hochschule Speyer 115, Ber­
lin 1994. 
Zum ersten an der Universität des Saarlandes im Jahre 1999 
abgehaltenen Forschungsseminar vgl. GRUPP (Hrsg.), 
Straßenplanung in Europa, Hamburg 2001 (Schriften zum 
Planungs-, Verkehrs- und Technikrecht, Bd. 5); zum zweiten 
in Saarbrücken im Jahr 2000 durchgeführten Forschungsse­
minar vgl. den von der Bundesanstalt für Straßenwesen in 
der Reihe ihrer Berichte herausgegebenen Band "Rechtsfra­
gen der Bundesauftragsverwaltung bei Bundesfernstraßen", 
528, Bremerhaven 2002. 

4 Vgl. hierzu näher das Programm des Forschungsseminars 
aufS. 57. 

5 Der Inhalt der Vorträge und die Diskussionsergebnisse sind 
auch in dem ausführlichen Tagungsbericht von STÜER in 
DVBI. 2002, 248 ff., dargestellt. 

6 Vgl. das Teilnehmerverzeichnis auf S. 58 f. 
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Für den Arbeitsausschuss "Straßenrecht" der For­
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe­
sen war dies Anlass, sein drittes Forschungssemi­
nar an der Universität des Saarlandes3 einigen der 
Rechtsfragen zu widmen, die durch nicht dem Ver­
kehr gewidmete Straßennutzungen aufgeworfen 
werden4. Der vorliegende Band enthält die vier 
während des Forschungsseminars gehaltenen und 
um Nachweise ergänzten VorträgeS. Sie behandeln 
sowohl rechtliche Aspekte, die sich aus der Benut­
zung von Straßen für Telekommunikationsleitungen 
ergeben, als auch solche der Außenwerbung und 
sonstiger Hinweise an Straßen, die von aktueller 
Bedeutung sind. 

Dankbar bin ich vor allem Univ.-Prof. Dr. Willi BLÜ­
MEL, der als Leiter des Arbeitsausschusses "Stra­
ßenrecht" dieses Forschungsseminar gemeinsam 
mit mir vorbereitet und geleitet hat. Darüber hinaus 
danke ich insbesondere den Referenten und den 
weiteren Teilnehmern des Seminars?, die durch ihre 
Beiträge und auch durch finanzielle Zuwendungen 
den Erfolg der Veranstaltung erst ermöglicht ha­
ben. Mein Dank gilt weiterhin den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern meines Lehrstuhls in der Rechts­
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität des Saarlandes, namentlich Hiltrud 
SCHMIDT-HERRMANN, für ihre tatkräftige Unter­
stützung bei der Vorbereitung und Durchführung 
des Forschungsseminars sowie schließlich der 
Bundesanstalt für Straßenwesen, die diesen Ta­
gungsband einer interessierten Öffentlichkeit· zu­
gänglich gemacht hat. 

Saarbrücken, im Juli 2002 

Klaus Grupp 





Univ.-Assessorin Silke U. Baumgärtner, 

Universität des Saarlandes, Saarbrücken 

Rechtsfragen der Straßennut­
zung durch Versorgungsleitungen 
und Telekommunikationslinien 

Einleitung 

Überlegungen zur rechtlichen Regelung der 

Straßennutzung mit besonderer Berücksichtigung 

der Versorgungsleitungen und Telekommunikati­

onslinien müssen davon ausgehen, dass das Recht 

der Straßenbenutzung überwiegend öffentlich­

rechtlich geregelt ist, um die Zweckbestimmung 

der Straßen, ihre unmittelbar gemeinwohlorientier­

te Nutzung, zu sichern. Die Regelung über die 

Straßenbenutzung durch Versorgungsleitungen, 

die privatrechtlich erfolgt, steht allem Anschein 

nach im Gegensatz zu der in § 50 Abs. 1 TKG ent­

haltenen Bestimmung jüngeren Datums über die 

Einräumung des Benutzungsrechts für Telekom­
munikationslinien, die öffentlich-rechtlicher Natur 

ist, obwohl der Unterschied zwischen Leitungen 

von Elektrizitätsversorgungsunternehmen und Ka­

beln von Telekommunikationsunternehmen im Hin­

blick auf die tatsächliche Benutzung der Straße 

1 § 13 Abs. 1 Satz 1 StrG BadWürtt; Art. 14 Abs. 1 Satz 1 Bay­
StrWG; § 10 Abs. 2 Satz 1 BeriStrG; § 14 Abs. 1 Satz 1 
BbgStrG; § 15 Abs. 1 BremLStrG; § 16 Abs. 1 Satz 2 HWG; 
§ 14 Satz 1 HessStrG; § 21 Abs. 1 Satz 1 StrWG-MV; § 14 
Abs. 1 Satz 1 NStrG; § 14 Abs. 1 Satz 1 StrWG NW; § 34 
Abs. 1 Satz 1 LStrG RhPf; § 14 Abs. 1 Satz 1 SaariStrG; § 
14 Abs. 1 Satz 1 SächsStrG; § 14 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA; § 
20 Abs. 1 Satz 1 StrWG SchiH; § 14 Abs. 1 ThürStrG. 

2 § 8 Abs. 1 Satz 1 FStrG;§ 16 Abs. 1 Satz 1 StrG BadWürtt; 
Art. 18 Abs. 1 Satz 1 BayStrWG; § 11 Abs. 1 BeriStrG; § 18 
Abs. 1 Satz 1 BbgStrG; § 18 Abs. 1 BremLStrG; § 16 Abs. 1 
Satz 1 HessStrG; § 22 Abs. 1 Satz 1 StrWG-MV; § 18 Abs. 
1 Satz 1 NStrG; § 18 Abs. 1 Satz 1 StrWG NW; § 41 Abs. 1 
Satz 1 LStrG RhPf; § 18 Abs. 1 Satz 1 SaariStrG; § 18 Abs. 
1 Satz 1 SächsStrG; § 18Abs. 1 Satz 1 StrG LSA; § 21 Abs. 
1 Satz 1 StrWG SchiH; § 18 Abs. 1 Satz 1 ThürStrG - eine 
Ausnahme bildet § 19 Abs. 1 Satz 1 HWG. 

3 Gem. § 40 Abs. 2 HessStrG, §55 Abs. 2 NStrG, §51 Abs. 2 
StrWG NW, § 46 Abs. 2 LStrG RhPf sowie§ 55 Abs. 2 Saar­
IStrG gelten Ausnahmen für Sondernutzungen an sonstigen 
öffentlichen Straßen. 

4 Eine Ausnahme bilden Berlin und Hamburg, die jede Benut­
zung der Straße grundsätzlich - soweit sie nicht spezialge­
setzlich geregelt ist - als öffentlich-rechtliche Sondernut­
zung einstufen, weil ihre Straßengesetze nur den Gemeinge­
brauch kennen. 
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und auf Beeinträchtigungen des Gemeingebrauchs 

allenfalls minimal ist. Aufgrund der immer stärkeren 

Mischnutzungen der Versorgungsleitungen für Te­

lekommunikationszwecke und der neuen Technik 

der Powerline Communication besteht nunmehr 

konkreter Anlass zu fragen, ob eine sachliche Legi­

timation für die rechtliche Divergenz besteht und 

ob, sofern dies nicht der Fall sein sollte, an der ver­

schiedenartigen Rechtseinräumung für Versor­

gungsleitungen einerseits und Telekommunika­
tionslinien andererseits festgehalten werden sollte. 

Ferner ist bei einer Vereinheitlichung zu erörtern, 

welcher rechtlichen Grundlage der Vorzug gegeben 

werden sollte. 

II Kategorien für die straßenrecht­
liche Benutzung 

Als Nutzungsarten für die straßenrechtliche Benut­

zung lassen sich die Kategorien Gemeingebrauch, 

Sondernutzungen und sonstige Straßenbenutzun­

gen unterscheiden. 

1 Gemeingebrauch und Sondernutzung 

Gemeingebrauch ist nach der Legaldefinition des § 
7 Abs. 1 FStrG, an der sich die Landesstraßenge­

setze 1 orientieren, das jedermann gewährte sub­

jektive öffentliche Recht, eine öffentliche Straße 

zum Verkehr im Rahmen der Widmung und (mit 

Ausnahme des BayStrWG) der Verkehrsvorschrif­

ten zu benutzen. ln Abgrenzung zum Gemeinge­

brauch definieren die meisten Straßengesetze2 

Sondernutzungen als Straßennutzungen, die nicht 

unter den Gemeingebrauch fallen, weil kein Fall 

von Verkehr vorliegt oder ein bestimmter Verkehr 

aus dem Rahmen der Widmung fällt. 

2 Privatrechtliche Sondernutzungen 

Neben den Bestimmungen über den Gemeinge­

brauch und die Sondernutzungen, die überwie­

gend dem öffentlichen Recht zugeordnet sind3, hat 

der Gesetzgeber im Bund und in der überwiegen­
den Zahl der Bundesländer4 Vorschriften über 

Arten der Straßenbenutzung erlassen, die zwar 

über den Gemeingebrauch hinausgehen, diese 

aber nicht beeinträchtigen können. Hierunter fallen 

insbesondere vor allem die Nutzungen des Stra­

ßenkörpers in einer solchen Höhe und Tiefe über 

bzw. unter seiner Oberfläche, dass eine Beein­

trächtigung des Verkehrs ausgeschlossen werden 
kann. Nach der Systematik des Straßenrechts sind 
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diese Nutzungen weder Gemeingebrauch noch 
Sondernutzung, sie lassen sich allenfalls als pri­
vatrechtliche Sondernutzung charakterisieren; sie 
bestimmen sich dann nach bürgerlichem Recht, 
wie § 8 Abs. 1 0 FStrG festlegt. Der Wegeeigentü­
mer kann sie auf vertraglicher Basis (Miete, Pacht, 
Verträge sui generis) gewähren5. Streitigkeiten aus 
solchen privatrechtliehen Verträgen sind Streitig­
keiten des bürgerliches Rechts. 

a) Straßengebrauch durch Versorgungslei­
tungen 

Besondere Bedeutung hat § 8 Abs. 1 0 FStrG für 
den Straßengebrauch durch Leitungen, die entwe­
der unterirdisch im Straßenkörper verlegt sind oder 
oberirdisch über die Straße geführt werden. Die 
Einräumung von Rechten zur Benutzung des Stra­
ßenkörpers richtet sich hierbei nach bürgerlichem 
Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht beein­
trächtigt6. Dies gilt auch, wenn die Nutzung über 
den Gemeingebrauch hinausgeht und somit 
gemäß der gesetzlichen Definition eine Sondernut­
zung darstellt. Eine Beeinträchtigung von nur kur­
zer Dauer für Zwecke der öffentlichen Versorgung 
bleibt nach ausdrücklicher Bestimmung außer Be­
tracht. Entsprechende Regelungen für die Landes­
und Kreisstraßen enthalten - bis auf die Länder 
Berlin und Hamburg - auch alle Straßengesetze 
der Bundesländer?. Erstreckt sich die Beeinträchti­
gung des Gemeingebrauchs auf einen längeren 
Zeitraum, so ist eine Sondernutzung anzuneh­
men.B Erfolgt die Benutzung der Straße durch Ver­
sorgungsleitungen auf einer privatrechtliehen 
Grundlage, wurden hierfür in der Vergangenheit 
Gestattungsverträge9 oder von den Gemeinden 
Konzessionsverträge 1 o abgeschlossen. Gestat­
tungsverträge beschränken sich - anders als die 
Konzessionsverträge - darauf, die Straßenbenut­
zung bei Bund, Land und Landkreisen, die den Ver­
sorgungsunternehmen kein Versorgungsgebiet zur 
Verfügung stellen können, einzuräumen und die 
Bedingungen hierfür festzulegen. Das Bundesminis­
terium für Verkehr hat hierzu einige Vertragsmus­
ter11 eingeführt. Die Konzessionsverträge haben 
dagegen eine ausgewogene Regelung der gegen­
seitigen Leistungen zum Inhalt. Sie sind Verträge, 
mit denen Gemeinden oder Gemeindeverbände 
zur Sicherstellung der Versorgung ihres Gebietes 
mit Energie oder Wasser einem Versorgungsunter­
nehmen das Recht zur Benutzung der in ihrem Ei­
gentum stehenden Verkehrswege zur Verlegung 
von Leitungen einräumen in Verbindung mit einer 

Verpflichtung des Unternehmens zur ordnungs­
gemäßen Belieferung und der Zusicherung des 
Rechts der Ausschließlichkeit der Wegebenutzung 
zum Zwecke der örtlichen Versorgung.12 Nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 EnWG müssen die Gemeinden künf­
tig ihre öffentlichen Verkehrswege den Versor­
gungsunternehmen durch Wegenutzungsverträge 
zur Verfügung stellen13, wobei das Gesetz offen 
lässt, ob dies öffentlich-rechtliche oder privatrecht­
liehe Verträge sind. 

Der Begriff der "öffentlichen Versorgung" in § 8 
Abs. 1 0 FStrG entspricht dem der "allgemeinen 
Versorgung" in § 2 Abs. 3 EnWG. Im Straßenrecht 

5 BAUER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, 6. Auflage 1999, 
Kap. 27, Rn. 3; KRÜGER, Sondernutzung und Gemeinge­
brauch: Ist die Unterscheidung noch zeitgemäß?, in: 
BLÜMEL (Hrsg.), Die Straße als Mehrzweckinstitut, 1997, 
S. 17 (32) sowie SCHLOSSER in MARSCHALUSCHROE­
TER/KASTNER, Bundesfernstraßengesetz. Kommentar, 5. 
Auf!. 1998, § 8 Rn. 46. 

6 Vgl. hierzu BVerwGE 29, 248 (251 ff.); BGHZ 37, 353 (355). 
7 § 21 StrG BadWürtt; Art. 22 BayStrWG; § 23 BbgStrG; § 19 

BremLStrG; § 20 HessStrG; § 30 StrWG-MV; § 23 NStrG; § 
23 StrWG NW; § 45 LStrG RhPf; § 22 SaariStrG; § 23 Sächs­
StrG; § 23 StrG LSA; § 28 StrWG SchiH; § 23 ThürStrG. 

8 GROTE in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 26, Rn. 11; 
KRÜGER, Sondernutzung und Gemeingebrauch, S. 34; 
SCHLOSSER in MARSCHALUSCHROETER/KASTNER, 
FStrG, § 8 Rn. 48. 

9 Vgl. hierzu näher Nr. 2.2 ff. der Hinweise zur Behandlung von 
Versorgungsleitungen bei Straßenbaumaßnahmen des Bun­
des -ARS Nr. 3/1992 BMV vom 6. November 1992 - (VkBI. 
1992, 677); siehe auch BAUER in KODAUKRÄMER, 
Straßenrecht, Kap. 27, Rn. 27 ff.; SCHLOSSER in MAR­
SCHALUSCHROETER/KASTNER, FStrG, § 8 Rn. 49 ff. 

10 Vgl. BAUER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 27, Rn. 
73 ff.; SCHLOSSER in MARSCHALUSCHROETER/KAST­
NER, FStrG, § 8 Rn. 53. 

11 Vgl. das Muster eines Rahmenvertrages zur Regelung der 
Mitbenutzungsverhältnisse zwischen Bundesfernstraßen 
und Leitungen der öffentlichen Versorgung vom 14. Novem­
ber 1974, eingeführt durch RS des BMV vom 9. Dezember 
197 4 (VkBI. 1975, 69}, sowie das Muster eines Straßenbe­
nutzungsvertrages für Leitungen der öffentlichen Versorgung 
in Bundesfernstraßen - MuV 1987 - und das Muster eines 
Straßenbenutzungsvertrages für Leitungen der öffentlichen 
Versorgung bei Hinzukommen der Straße(Gegenvertrag) -
GegV 1987 -, eingeführt durch ARS Nr. 7/1987 des BMV 
vom 27. April1987 (VkBI. 1987, 398). 

12 Näher dazu BAUER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 
27, Rn. 73 ff.; SCHLOSSER in MARSCHALUSCHROE­
TER/KASTNER, FStrG, § 8 Rn. 53. 

13 Art. 4 § 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirt­
schaftsrechts bestimmt ab dem 29. April 1998 für laufende 
Konzessionsverträge, dass die, einschließlich der vereinbar­
ten Konzessionsabgaben, trotzWegfallsder Ausschließlich­
keit im Übrigen bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer un­
berührt bleiben. 



versteht man unter Leitungen zum Zwecke der öf­
fentlichen Versorgung demnach alle Leitungen, die 
unmittelbar der Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität, Gas, Wasser und Fernwärme dienen, 
sowie die Abwasserleitungen. Mineralöl- und Mine­
ralölproduktenleitungen sind den Leitungen der öf­
fentlichen Versorgung gleichgestellt, desgleichen 
Bahnstromleitungen und die den Zwecken der Ver­
teidigung dienenden Betriebsstoffleitungen.14 Zu 
den Leitungen der öffentlichen Versorgung gehören 
wegen des fehlenden Öffentlichkeitsbezuges nicht 
Leitungen, Kabel oder Rohre zur Versorgung von 
Wirtschaftsbetrieben mit Gas oder Wasser im eige­
nen Verbundnetz, auch nicht innerbetriebliche Lei­
tungen zwischen mehreren Werksteilen.15 Hinge­
gen wird das Zubehör von Leitungen der öffentli­
chen Versorgung (z. B. Masten, Absperrvorrichtun­
gen, Hydranten, Kontrollschächte, Steuerkabel und 
Transformatorenstationen) als Leitungsbestandteil 
behandelt, sofern es zumindest überwiegend dem 
Leitungsbetrieb dient.16 

Nach dem Wortlaut des FStrG und der jeweils ein­
schlägigen Länderstraßengesetze setzt die Einord­
nung der Versorgungsleitungen als sonstige Benut-

14 Vgl. dazu Nr. 1 .1.2 der Hinweise zur Behandlung von Ver­
sorgungsleitungen bei Straßenbaumaßnahmen des Bundes; 
BAUER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 27, Rn. 
19.2, 20, 23; SCHLOSSER in MARSCHALUSCHROETER/ 
KASTNER, FStrG, § 8 Rn. 46. 

15 Nr. 1.1.3 der Hinweise zur Behandlung von Versorgungslei­
tungen bei Straßenbaumaßnahmen des Bundes. 

16 Nr. 1.1 .4 der Hinweise zur Behandlung von Versorgungslei­
tungen bei Straßenbaumaßnahmen des Bundes. 

17 § 23 Abs. 1 BbgStrG, § 23 Abs. 1 NStrG und § 23 Abs. 1 
StrWG NW gehen von "vorübergehenden" Beeinträchtigun­
gen aus, nach § 45 Abs. 1 LStrG RhPf sollen die Beein­
trächtigungen nur "kurzfristig" sein, doch liegt in dieser For­
mulierung kein Widerspruch zu § 8 Abs. 1 0 FStrG und den 
anderen Ländergesetzen. 

18 BVerwGE 29, 248 (251). 
19 So MÖLLER/STUDENTKOWSKI, Das Mitbenutzungsver­

hältnis zwischen Straßen und Leitungen der Energieversor­
gungsunternehmen, 2. Auflage 1999, S. 16 f. 

20 BAUER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 27, Rn. 
18.1; dazu auch BVerwGE 29,248 (251). 

21 Vgl. dazu BARTLSPERGER, Straßenrecht zwischen Bewah­
rung und Technizität, in: DVBI. 1979, 1 (5); ders., Straßenho­
heit und Energiewirtschaft, in: DVBI. 1980, 249 ff. (254, 256 
f); KRÜGER, Sondernutzung und Gemeingebrauch, S. 35 ff. 

22 Vom 18. Dezember 1899, zuletzt i. d. F. vom 14. September 
1994 (BGBI I S. 2325). Das Telegraphenwegegesetz wurde 
durch das Telekommunikationsgesetz vom 25.07.1996 auf­
gehoben. 

23 Vom 25. Juli 1996 (BGBI. I S. 1120), zul. geänd. durch G vom 
26. August 1998 (BGBI. I S. 2521 ). 
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zung voraus, dass eine Beeinträchtigung des Ge­
meingebrauchs nur von kurzer Dauer17 ist. Darun­
ter werden vorübergehende Verkehrsbehinderun­
gen verstanden, wie sie regelmäßig mit der Verle­
gung oder Reparatur der Leitungen verbunden 
sind.18 Wegen der Wichtigkeit, die Allgemeinheit 
mit Strom, Wasser, Gas und Wärme zu versorgen, 
wird eine vorübergehende Beeinträchtigung des 
Gemeingebrauchs hingenommen. 

Die Versorgung der Allgemeinheit mit Energie ist 
seit ihrem Aufkommen von Gemeinden und Ge­
meindeverbänden weitgehend mit Hilfe von Stra­
ßenbenutzungsverträgen sichergestellt worden, bei 
denen die Verfügungsgewalt über das Straßenei­
gentum die maßgebliche bürgerlich-rechtliche 
Grundlage bildet. Da die Versorgungswirtschaft er­
kannte, dass die privatrechtliehen Verträge ihr 
größere Gestaltungsmöglichkeiten als eine öffent­
lich-rechtliche Erlaubnis boten 19, setzte sie sich bei 
der Schaffung des Bundesfernstraßengesetzes An­
fang der 50er Jahre, das erstmals eine Regelung 
für das gesamte Staatsgebiet traf, sowie bei der 
Schaffung der Länderstraßengesetze dafür ein, 
dass sich die Einräumung von Rechten zur Benut­
zung des Eigentums an den Straßen für Zwecke 
der öffentlichen Versorgung grundsätzlich nach 
bürgerlichem Recht richtet. 20 So ist es seither im 
§ 8 Abs. 1 0 FStrG und den entsprechenden Län­
derstraßengesetzen geregelt. An der Haltung der 
Vertreter der Versorgungsunternehmen lag es 
auch, dass die 1972 erwogene Einführung einer öf­
fentlich-rechtlichen Folgenkostenregelung sonder­
nutzungsrechtlicher Natur gescheitert ist.21 

b) Straßengebrauch durch Telekommunika-
tionsleitungen 

Der Gebrauch der Straßen durch Fernmeldeleitun­
gen, die auch einer öffentlichen Zweckbestimmung 
dienen, wurde dagegen von Anbeginn an öffent­
lich-rechtlich geregelt. So legte § 1 Abs. 1 Satz 1 
Telegraphenwegegesetz (TWG) von 189922 fest, 
dass die Benutzung der Verkehrswege so weit 
zulässig war, als dadurch der Gemeingebrauch 
nicht dauernd beeinträchtigt wurde. Dementspre­
chend wurde bei der Neuregelung des Telekommu­
nikationsrechts durch das Telekommunikationsge­
setz (TKG) vom 25.07.199623 an die bestehende 
Rechtslage angeknüpft und die Einordnung des 
Straßenbenutzungsrechts durch Telekommunika­
tionslinien in Kenntnis der Regelung im Bereich der 
Energieversorgung und in bewusster Abkehr von 
ihr durch eine spezial-gesetzliche Regelung öffent-
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lieh-rechtlich geregelt.24 Nach § 50 Telekommuni­

kationsgesetz (TKG) ist der Bund berechtigt, Ver­
kehrswege für öffentlichen Zwecken dienende Te­
lekommunikationslinien zu benutzen, soweit es 
nicht zu einer dauernden Beschränkung des Wid­
mungszweckes kommt (§ 50 Abs. 1 Satz 1 TKG). 
Dieses Recht wird nach § 50 TKG auf Lizenzneh­
mer übertragen. ln der amtlichen Begründung zum 
Gesetzentwurf wird ausdrücklich darauf hingewie­
sen, dass die Lizenznehmer durch die Erteilung der 
Lizenz nach § 8 TKG einen gesetzlich begrün­
deten Anspruch auf Nutzung der öffentlichen Ver­
kehrswege haben.25 Die Benutzung öffentlicher 
Verkehrswege durch Telekommunikationslinien er­
folgt - so die explizite Vorschrift - unentgeltlich 
(§ 50 Abs. 1 TKG). Diese Regelung hatten die Kom­
munen strikt abgelehnt und deshalb das BVerfG 
angerufen. Sie sind jedoch ohne Erfolg geblie­
ben.26 Die Verlegung der Telekommunikationslinie 
sowie ihre Änderung bedürfen der Zustimmung des 
Wegebaulastträgers, der seinerseits die verschie­
denen Interessen abzuwägen hat(§ 50 Abs. 2 Satz 
2 TKG). Ihm steht jedoch bei der Entscheidung 
über das "Ob" kein Ermessen zu, es sind allein 
technische Fragen zu entscheiden. Eine Ausnahme 
liegt nur vor, wenn der Widmungszweck dauernd 
beschränkt wird (§ 50 Abs. 1 S. 1 TKG). Das BMV 
hat als Arbeitshilfe Muster für die Beantragung und 
den Zustimmungsbescheid für die Bundesfern­
straßen eingeführt.27 Für die Verwendung der dem 

24 Vgl. dazu SCHLOSSER in MARSCHALUSCHROETER/ 
KASTNER, FStrG, § 8 Rn. 48. 

25 BT-Drucksache 13/3609 vom 30. Januar 1996, S. 49. 
26 BVerfG NVwZ 1999, 520. 
27 ARS des BMV Nr. 21/1998 vom 19.05.1998- VkBI. 1998, 

413. 
28 ARS des BMV Nr. 38/1996 vom 12.11.1996 - VkBI. 1996, 

574. 
29 BAUER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 27, Rn. 

133. 
30 Eckpunkte eines künftigen Regulierungsrahmens im Tele­

kommunikationsbereich, in: Amtsblatt des BMPT 1995, S. 
525 ff. 

31 Diskussionsentwurf für ein Telekommunikationsgesetz vom 

Landesstraßenrecht unterliegenden Straßen sind 
die Muster wie auch die Allgemeinen Technischen 
Bestimmungen für die Benutzung von Straßen 
durch Telekommunikationslinien28 zu empfehlen. 
Ebenso soll die Richtlinie für die Zusammenarbeit 
der Deutschen Bundespost mit den Straßenbau­
verwaltungen zwischen den Straßenbauverwaltun­
gen und den Wegenutzungsberechtigten sinn­
gemäß Anwendung finden.29 

Die unterschiedliche Ausgestaltung der Nutzungs­
rechte beruhte nicht auf einer verschiedenartigen 
Form der Nutzung, sondern auf andersartigen Be­
strebungen der Betroffenen. Während der Gesetz­
geber - wohl auch unter dem Druck der Versor­
gungswirtschaft- die Benutzung der Straße durch 
Versorgungsleitungen nicht selbst regeln wollte 
und alle Regelungen durch privatrechtliche Verträ­
ge ermöglicht hat, beließ er es für die Benutzung 
der Straße durch Fernmeldeleitungen bei der öf­
fentlich-rechtlichen Regelung, weil niemand eine 
privatrechtliche Gestaltungsmöglichkeit verlangte. 
Bei den Beratungen der Eckpunkte30 eines künfti­
gen Regulierungsrahmens im Telekommunikations­
bereich, des Diskussionsentwurfes31 und des Ge­
setzentwurfes32 des TKG wurde eine privatrechtli­
ehe Regelung der Straßennutzung durch Telekom­
munikationslinien nicht erörtert, sondern einfach 
die Regelung des abgelösten TWG übernom­
men.33 

111 Gründe für die Rechtsvereinheitli­
chung 

Es stellt sich daher die Frage, ob an dieser ver­
schiedenartigen Rechtseinräumung für Versor­
gungsleitungen und Telekommunikationslinien 
festgehalten werden soll, was bei oberflächlicher 
Betrachtung durchaus denkbar wäre. Für eine ein­
heitliche rechtliche Behandlung von Versorgungs­
leitungen und Telekommunikationslinien sprechen 
freilich gewichtige Gründe, die sich aus der Ver­
wendung der sog. Steuerkabel und aus der Ent­
wicklung der Powerline Communication ergeben. 

31. Mai 1995. 1 Steuerkabel 
32 BT-Drucksache 13/3609 vom 30. Januar 1996. 
33 Siehe dazu KRÜGER, Straßenbenutzungsverträge der Ver­

sorgungsunternehmen für Telekommunikationsleitungen, in: 
Straße+ Autobahn 1997, 73 f. 

34 Zuletzt in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 
1989 (BGBI. I S. 1455), zuletzt geändert durch Art. 5 des 
Postneuordnungsgesetzes vom 14. September 1994 (BVBI. 
I S. 2324). 

Schon vor dem In-Kraft-Treten des TKG stand den 
Energieversorgungsunternehmen nach § 2 Abs. 4 
des damals noch geltenden Fernmeldeanlagenge­
setzes34 kraft Verleihung durch das Bundesminis­
terium für Post und Telekommunikation das Recht 
zu, für innerbetriebliche Zwecke Fernmeldeanlagen 



zu betreiben. Diese Anlagen, sog. Steuerkabel, 
wurden typischerweise zur Sprachkommunikation 
zwischen Energieversorgungseinrichtungen, für 
Prozessdatenübermittlung, für die Überwachung 
und Steuerung des Kraftwerkeinsatzes und des 
Versorgungsnetzes, für die Signalübertragung zum 
Schutz der Betriebsmittel, für die Rundsteuersig­
nalübertragung sowie für die Datenkommunikation 
genutzt. Aufgrund dieser Funktionen war es un­
streitig, dass diese Fernmeldeanlagen straßen­
rechtlich als Zubehör gemäß § 97 BGB zu den je­
weiligen Versorgungsleitungen behandelt wur­
den.35 Mit der Liberalisierung des Telekommunika­
tionsmarktes haben einige Versorgungsunterneh­
men diese Steuerkabel teilweise Telekommunika­
tionsunternehmen zur Verfügung gestellt, die über 
diese Leitungen Telekommunikationsdienstleistun­
gen für die Öffentlichkeit im Sinne von § 3 Nr. 19 
TKG erbringen.36 Für die Versorgungsunternehmen 
ist eine derartige Nutzungsänderung höchst ein­
träglich, da sie bereits auf ein vorhandenes Infra­
strukturnetz zurückgreifen können und somit einen 
Wettbewerbsvorteil erzielen. Mit der Nutzungsän­
derung kann sich aber auch die straßenrechtliche 
Beurteilung ändern. 

Besondere Probleme ergeben sich dabei in Fällen 
gemischter Nutzung, wenn das Steuerkabel zwar 
einem lizenzierten Telekommunikationsanbieter 
überlassen, aber gleichzeitig für innerbetriebliche 
Zwecke genutzt wird. 37 Die Straßenbauverwaltun­
gen vertreten hierzu im Wesentlichen die Auffas­
sung, dass die Zubehöreigenschaft zur Leitung mit 
dieser weitergehenden Nutzung verloren geht.38 
Das unentgeltliche Straßenbenutzungsrecht könn­
te sich dann insgesamt für das als Telekommunika­
tionsleitung verwendete Steuerkabel aus § 50 TKG 
ergeben, sofern dessen Voraussetzungen vorlie­
gen. Die Versorgungswirtschaft meint dagegen, 
dass die Zubehöreigenschaft zumindest für den 
betrieblich genutzten Teil der Telekommunikations­
leitung bestehen bleibt. 39 Nach ihrer Auffassung 
ergibt sich daraus, dass dieser Teil der Telekom­
munikationsleitung unabhängig von der weiterge­
henden sonstigen Nutzung der Leitung dem wirt­
schaftlichen Zweck der Hauptsache dient. Auch er­
gebe sich aus dem TKG, das die Problematik der 
Mischnutzung nicht ausdrücklich erfasst, keine 
Notwendigkeit zu einer anderen Behandlung. Diese 
Betrachtung führt dazu, dass der betrieblich ge­
nutzte Teil der Telekommunikationsleitung in den 
Rahmenvertrag einbezogen ist, wohingegen für 
den Teil, der zu Telekommunikationsdienstleistun-
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gen für die Öffentlichkeit (§ 3 Nr. 19 TKG) genutzt 
wird, die §§ 50 ff. TKG zur Anwendung kommen. 
Eine Einigung zwischen Versorgungswirtschaft und 
Straßenbauverwaltung hierzu konntetrotz mehrfa­
cher Erörterung auch in der paritätisch von Versor­
gungswirtschaft und Straßenbauverwaltung be­
setzten ständigen Kommission bisher nicht erzielt 
werden.40 

Eine problematische Folge dieser Rechtsauffas­
sung ist überdies, dass die Versorgungsunterneh­
men mit Hilfe nicht fernmelderechtlicher Rechts­
grundlagen, sondern gestützt auf die privatrechtli­
ehen Verträge Grundstücke und öffentliche Wege 
in Anspruch nehmen dürfen und nunmehr zu den 
wichtigsten Anbietern im Bereich der Telekommu­
nikation zählen. 

2 Powerline Communication 

Für die Notwendigkeit einer einheitlichen Ausge­
staltung der Rechtsverhältnisse über die Benut­
zung von Straßen durch Versorgungsleitungen und 
Telekommunikationslinien spricht auch, dass auf­
grund der technischen Entwicklung die Stromver­
sorgungsleitungen selbst zum Zwecke der Sprach­
und Datenübermittlung verwendet werden können, 
sog. Powerline Communication (PLC). Auf diese 
Weise ersetzt das Stromkabel mit Hilfe eines Adap­
ters den Telefonanschluss und transportiert Daten 
für Telefon, Fax und Internet über die Steckdose 
ins Stromnetz hinein und beim Empfänger aus der 
Steckdose heraus.41 Durch Adapter im Gebäude 
des Nutzers wird somit jede Steckdose zur Verbin­
dungsstelle für den Internet- oder Telefonan­
schluss. Mehrere Energieversorgungsunternehmen 
- darunter RWE, MW Energie, E-On sowie EnBW­
haben diese Technik der Datenübertragung erprobt 

35 Vgl. Nr. 1.1.4 der Hinweise zur Behandlung von Versor­
gungsleitungen bei Straßenbaumaßnahmen des Bundes. 

36 Vgl. dazu MÖLLER/STUDENTKOWSKI, S. 48. 
37 Vgl. zu diesem Problemkreis KRÜGER, Straße + Autobahn 

1997, S. 73 (74). 
38 Vgl. KRÜGER, Straße+ Autobahn 1997, S. 73 (74). 
39 Vgl. SEELIGER, Aktuelle Entwicklungen im Wegerecht, in: 

RdE 1998, 102 ff. 
40 Vgl. MÖLLER/STUDENTKOWSKI, S. 49. 
41 Nähere Informationen dazu KERBUSK, "Huckepack ins 

Web?", Der Spiegel Nr. 9/2000 vom 28. Februar 2000, 
S. 1 02; BRENDEL, "Infos aus der Dose - Das Internet per 
Steckdose ist sei Jahren im Gespräch. Jetzt wird die Po­
werline-Kommunikation Wirklichkeit", Die Zeit Nr. 14/2001 
vom 29. März 2001. 
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und planen die Markteinführung in naher Zukunft. 
Für die straßenrechtliche Beurteilung bedeutet 
dies, dass der tatsächliche Unterschied zwischen 
Versorgungsleitungen und Telekommunikationslei­
tungen aufgehoben wird. Das Stromkabel ist 
gleichzeitig Telefonleitung. Die verschiedenartige 
rechtliche Einordnung scheint auch aus diesem 
Grunde nicht länger sachgerecht. Es ist vielmehr zu 
befürchten, dass auf Dauer Konflikte zwischen bei­
den Rechtsregimen entstehen oder schon gar nicht 
feststellbar ist, welches Rechtsregime im jeweiligen 
Fall überhaupt Anwendung finden soll. 

IV Privatrechtliche oder öffentlich­
rechtliche Ausgestaltung der Stra­
ßenbenutzung für Energieversor­
gungs- und Telekommunikations­
linien? 

Wenn also eine Rechtsvereinheitlichung notwendig 
ist, stellt sich die Frage, ob die Straßenbenutzung 
privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich geregelt 
werden soll. Dies hängt davon ab, welche Funktion 
Straßen zu erfüllen haben. 

1 Aufgabe des Straßennetzes 

Die Straße erfüllt eine Vielzahl von Zwecken. Sie 
dient schon seit langem nicht nur der Fortbewe­
gung von Menschen und dem Transport von Gü­
tern, sondern ist von existenzieller Bedeutung für 
die Gesellschaft; sie erst ermöglicht das moderne 
Wirtschaftsleben und gestattet die Mobilität der 
Bevölkerung bei der Berufsausübung und in der 
Freizeit. Um die wirtschaftliche Entwicklung zu un­
terstützen und die Mobilität der Bürger sicherzu­
stellen, muss ein leistungsfähiges Straßennetz, das 
neben dem Güterverkehr und dem öffentlichen 
Personennahverkehr auch einen ausgedehnten In­
dividualverkehr zulässt, vorhanden sein.42 

Darüber hinaus sind die Straßen die wichtigste 
Grundlage für die Verlegung der verschiedenartigs­
ten Leitungen geworden und erfüllen damit mittel­
bar eine weitere wesentliche Funktion im Rahmen 
der Daseinsvorsorge.43 Strom- und Telekommuni­
kationskabel, Wasser- und Abwasser- ebenso wie 
Gas- und Fernwärmerohre sind meist in Längsrich­
tung verlegt, um den Anschluss an jedes benach­
barte Grundstück zu ermöglichen. Neue Leitungen 
können meistens nur im Straßengrund verlegt wer­
den, weil die Führung in bebauten Grundstücken 
mit übermäßig hohen Kosten verbunden wäre und 

Wartungs- und Reparaturarbeiten erschwert wür­
den. Zudem müsste das Versorgungsunternehmen 
das Recht zur Leitungsführung mit jedem einzelnen 
Grundstückseigentümer vereinbaren, während die 
Mitbenutzung der Straßen meist nur der Gestat­
tung durch den Träger der Straßenbaulast bedarf. 
Aus diesem Grunde werden auch außerhalb der 
geschlossenen Ortslagen Versorgungsleitungen 
weitgehend in Längsrichtung in die Straße gelegt, 
zumal hierdurch der erleichterte Zugang für War­
tung und Reparaturen gewährleistet ist. Die öffent­
lichen Straßen bilden somit das Basisnetz, das von 
den Ver- und Entsorgungs- sowie den Telekommu­
nikationsunternehmen für den Aufbau und die Un­
terhaltung ihrer eigenen Leitungsnetze benötigt 
wird44. 

Die öffentlichen Straßen sind damit zu den wichtigs­
ten Einrichtungen für die Aufnahme der leitungsge­
bundenen Infrastrukturnetze geworden. Sie stellen 
wesentliche Einrichtungen der Daseinsvorsorge 
dar, die seit dem Beginn der Industrialisierung in 
immer stärkerem Maße staatliche Aufgabe gewor­
den ist und auf deren Erfüllung der Einzelne zuneh­
mend angewiesen ist.45 Als unverzichtbare Voraus­
setzung für das Leben der Bürger sowie für die Pro­
duktion von Gütern und das Erbringen von Dienst­
leistungen müssen jedenfalls die Nutzung der 
Straßen und die Inanspruchnahme der Ver- und 
Entsorgungsleistungen sowie die Kommunikations­
dienste möglich bleiben46 und deshalb vom Staat 
und den kommunalen Körperschaften gewährleis­
tet werden. Angesichts der Bedeutung der Infra­
struktur für die Versorgung mit Energie und Wasser 
und die Abwasserbeseitigung sowie für die Ermög­
lichung von Kommunikation und Transport genügt 
es indes nicht, wenn der Staat sich darauf be­
schränkt, den generellen rechtlichen Rahmen für 
das Tätigwerden Privater festzulegen und dessen 
Beachtung zu überwachen47, sondern er muss, 
wenn er die Bereitstellung der Leistungen der Ver-

42 KRÄMER in KODAUKRÄMER, Straßenrecht, Kap. 2, Rn. 6.2 
43 So auch HERMES, Staatliche lnfrastrukturverantwortung, 

1998, S. 382; BARTLSPERGER, DVBI 1979, 1 (11); GRUPP 
in MARSCHALUSCHROETER/KASTNER, FStrG, § 7 Rn. 3. 

44 Zutreffend HERMES, lnfrastrukturverantwortung, S. 382. 
45 Vgl. dazu HERMES, lnfrastrukturverantwortung, S. 162 ff. 

sowie S. 324 ff. 
46 So auch HEUN/LOHMANN, Die Verlegung alternativer Tele­

kommunikationsstrukturen in öffentlichen Wegen, in: Archi­
vPT 1996, 113 ff. (120). 

47 Vgl. zu dieser "Rahmenverantwortung" auch HERMES, ln­
frastrukturverantwortung, S. 338. 



und Entsorgung sowie der Kommunikationsdienste 
usw. nicht selbst vornimmt, zumindest sicherstel­
len, dass sie von Privaten erbracht werden, und 
dementsprechend gewährleisten, dass das Stra­
ßennetz sowie die Netze der Versorgungsleitungen 
und der Telekommunikationslinien vorhanden sind 
und von den im jeweiligen Bereich tätigen Privaten 
genutzt werden können.48 Staat und Kommunen 
trifft somit die Verpflichtung, Existenz und Nutzbar­
keit der erforderlichen Infrastruktur zu gewährleis­
ten49, und diese Infrastrukturverantwortung wird 
um so größer, je mehr die Leistungserbringung dem 
Wettbewerb Privater überlassen wird, damit der Be­
darf des Einzelnen und der Gesellschaft, ein­
schließlich der Wirtschaft, tatsächlich gedeckt wird. 

Die Multifunktionalität der Straßen belegt nach­
drücklich ihre Bedeutung und zwingt zur Wahrneh­
mung der Straßenbauaufgabe; die Förderung der 
wirtschaftlichen und verkehrliehen Entwicklung 
verlangt den Ausbau und die Unterhaltung des 
Straßennetzes. Das Mehrzweckinstitut Straße50 
hat sich zum Instrument umfassender staatlicher 
Infrastrukturgewährleistung entwickelt. Die Mög­
lichkeit, die Straße in den verschiedenartigen For­
men zu nutzen, ist ein wesentliches Element der 
staatlichen Daseinsvorsorge. Die Förderung des 
Gemeinwohls geschieht in beträchtlichem Umfang 
dadurch, dass Menschen und Güter, Energie, Was­
ser und Daten auf, über und unter der Straßen­
oberfläche befördert werden können. Dies zu ge-

48 Vgl. OSTERLOH, Privatisierung von Verwaltungsaufgaben, 
in: WDStRL 54 (1995), S. 204 ff. (229). 

49 Zur staatlichen Infrastrukturverantwortung als Gewährleis­
tungsverantwortung näher HERMES, lnfrastrukturverant­
wortung, S. 334 ff. 

50 KÖTIGEN, Gemeindliche Daseinsvorsorge und gewerbliche 
Unternehmerinitiative im Bereich der Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung, 1961, S. 28, sowie auch MUßGNUG, 
Die öffentlichen Straßen als Mehrzweckinstitut, in: BARTL­
SPERGER/BLÜMEUSCHROETER (Hrsg.), Ein Vierteljahr­
hundert Straßenrechtsgesetzgebung, 1980, S. 81 ff; von 
DANWITZ, Die Folgekostenpflicht im Spannungsfeld von 
straßenrechtlicher Sondernutzung und energierechtlicher 
Mitbenutzung, in: DVBI 2000, S. 1562. 

51 HERMES, lnfrastrukturverantwortung, S. 375 ff. 
52§ 8 Abs. 10 FStrG; § 21 StrG BadWürtt; Art. 22 BayStrWG; 

§ 23 BbgStrG; § 19 BremLStrG; § 20 HessStrG; § 30 StrWG 
- MV; § 23 NStrG; § 23 StrWG NW; § 45 LStrG RhPf; § 22 
SaariStrG; § 23 SächsStrG; § 23 StrG LSA; § 28 StrWG 
SchiH; § 23 ThürStrG. 

53 BROHM, Städtebauliche Verträge zwischen Privat- und Öf­
fentlichem Recht, in: JZ 2000, 321 ff. {324). 

54 Vgl. nur BROHM, JZ 2000, 323, m. w. N. 

55 So auch BARTLSPERGER, DVBI 1980, 249 {253). 
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währleisten ist mehr denn je Aufgabe des Staates 
der postindustriellen Gesellschaft. Die Sicherung 
des Allgemeinwohls bedeutet bei Netzen von 
Straßen, Versorgungsleitungen und Telekommuni­
kationslinien zunächst die Nutzungsmöglichkeit für 
jeden, d. h. vor allem die allgemeine Zugänglich­
keit, aber nicht nur für den Einzelnen als Leistungs­
abnehmer, sondern auch für Leistungsanbieter und 
-erbringer.S1 Diese Gesichtspunkte müssen bei der 
Entscheidung für den Rechtskreis berücksichtigt 
werden. 

2 Privatrechtliche Regelung 

Die Mehrzahl der Straßengesetze schreibt- wie er­
wähnt - für den Straßengebrauch, der den Ge­
meingebrauch nicht zu beeinträchtigen vermag, 
und für die Nutzung der Straße zum Zwecke der öf­
fentlichen Versorgung die Anwendung des bürger­
lichen Rechts vor52. Diese Bestimmungen knüpfen 
an das Eigentum am Straßengrundstück an und 
greifen damit auf die das Verfassungs- und das po­
sitivierte Verwaltungsrecht durchziehende Unter­
scheidung zwischen Privatrecht und öffentlichem 
Recht53 zurück. Als charakteristisches Merkmal 
der Differenzierung zwischen den beiden Teil­
rechtsordnungen wird die prinzipiell strikte gesetz­
liche Ausformung im Bereich des öffentlichen 
Rechts angesehen, während das Privatrecht durch 
die grundsätzliche Gestaltungsfreiheit der beteilig­
ten Rechtssubjekte innerhalb eines weit gezoge­
nen normativen Rahmens gekennzeichnet ist54. 
Aufgrund der Gewährung von Privatautonomie ist 
es den Einzelnen überlassen, ihre speziellen Be­
dürfnisse selbst zu regeln; sie eröffnet ihnen die 
Möglichkeit, Verträge zu schließen und damit sich 
selbst und andere rechtlich zu binden und auf 
diese Weise einen gerechten Ausgleich zwischen 
unterschiedlichen Interessen zu erreichen.55 Damit 
die Gemeinwohlinteressen gewahrt bleiben, ist je­
doch Voraussetzung, dass die Beteiligten sich 
rechtlich auf einer Stufe befinden. Oft stehen den 
Straßenbaulastträgern indes Versorgungsunter­
nehmen gegenüber, die wenigstens partiell ein Mo­
nopol, vielfach zumindest ein Oligopol bilden und 
somit eine starke Machtposition innehaben. 

Die Fülle der Fragen, die mit der Straßenbenutzung 
durch Leitungen verbunden sind, vermag im Ein­
zelfall sich verhältnismäßig leicht in Form von bür­
gerlich-rechtlichen Verträgen beantworten zu las­
sen56 und ebenso zu angemessenen Regelungen 
zu führen57 wie die generelle öffentlich-rechtliche 
Ausgestaltung der Rechtsverhältnisse auf dem Ge-
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biet der Telekommunikation. Dies beruht im We­
sentlichen auf der Verwendung von Musterverein­
barungen, erarbeitet durch die Straßenbauverwal­
tung und die Verbände der Versorgungswirt­
schaft58 sowie ergänzt um weitgehend von beiden 
Seiten getragene Hinweise59. Dieser gesamte Nor­
menkomplex hat nicht nur eine Vereinheitlichung 
der Vertragswerke, sondern prinzipiell auch einen 
Interessenausgleich zwischen den Vertragspartei­
en bewirkt, wobei freilich die Verteilung der Kos­
tenlasten vielfach unzulänglich geregelt ist: Zwar 
sind die Folgekostenprobleme zum großen Teil 
gelöst, aber Vorleistungen der Straßenbaulastträ­
ger bei dem Bau der Straßen sowie erhöhte Erhal­
tungskosten und verringerte Nutzungsdauer der 
Straßen durch mehrfache Aufgrabungen im Stra­
ßenraum bleiben zumeist unberücksichtigt.ßO 

Darüber hinaus lassen sich Schwächen in der pri­
vatrechtliehen Ausgestaltung nicht übersehen: Die 
Wegenutzungsverträge, die die Gemeinden nach 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 EnWG mit den Energieversor­
gungsunternehmen über die Verlegung und den 
Betrieb von Versorgungsleitungen schließen müs­
sen, beeinträchtigen auf Grund ihrer insbesonde­
ren im wirtschaftlichen Interesse der Unternehmen 
liegenden langen - wenngleich durch § 13 Abs. 2 
Satz 1 EnWG nunmehr auf höchstens 20 Jahre be-

56 So auch HEUN/LOHMANN, ArchivPT 1996, 113 (120). 
57 Vgl. BARTLSPERGER, DVBI. 1980, 254; Bedenken nament­

lich hinsichtlich der Kostenlasten bei KRÜGER, Sondernut­
zung und Gemeingebrauch, S. 42. 

58 Vgl. hierzu die Angaben zu Fußnote 11. 
59 Hinweise zur Behandlung von Versorgungsleitungen bei 

Straßenbaumaßnahmen des Bundes - Hinweise 92 -, ARS 
Nr. 3/1992 des BMV vom 6. November 1992 (VkBI. 1992, 
677). 

60 Vgl. KRÜGER, Sondernutzung und Gemeingebrauch, S. 42 
m.w. N. 

61 Insoweit muss auf die sog. "Verbändevereinbarung" abge­
stellt werden, die derzeit zwischen dem Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI), dem Verband der Industriellen 
Energie- und Kraftwirtschaft (VIK), dem Bundesverband der 
deutschen Gas- und Wasserwirtschaft (BGW) und dem Ver­
band der kommunalen Unternehmen (VKU) ausgehandelt 
wird und Einzelheiten des Netzzugangs regeln soll. 

62 BVerwG NJW 1981, 472; BVerwGE 84, 71 (76). 
63 LORENZ, Landesstraßengesetz Baden-Württemberg. Kom­

mentar, 1992, § 16 Rn. 20. 
64 Näher dazu GRUPP in MARSCHALUSCHROETER/KAST­

NER, FStrG, § 8 Rn. 9 ff. m. w. N. 

65 Vgl. z. B. BVerwG NJW 1987, 1836 (1837); BVerwGE 84, 71 
(78); GROTE in KODAUKRÄMER, Kap. 26, Rn. 15; LORENZ, 
Landesstraßengesetz, § 16 Rn. 21; dens., Zulassungsfreie 
Sondernutzung kraft Grundrechts? - BVerfG, NVwZ 1992, 
52, in: JuS 1993, 375 ff. (376). 

grenzten - Laufzeiten die flexible Anpassung der 
einzelnen Rechtsverhältnisse an veränderte wirt­
schaftliche und technische Gegebenheiten, begüns­
tigen dadurch vor allem den jeweiligen Inhaber des 
Nutzungsrechts und sind künftigen Innovationen 
bezüglich der Leitungsnutzung eher abträglich. 
Zwar ist eine Vertragsanpassung nicht jedenfalls 
ausgeschlossen, aber sie ist nur mühsam zu errei­
chen und führt nicht notwendig zu einer optimalen 
Neugestaltung der Rechtsverhältnisse, die sich 
wegen der teilweise überaus rasanten technischen 
Entwicklung in sehr viel kürzeren Zeitabständen als 
erforderlich erweisen kann. Zudem ist im Energie­
wirtschaftsgesetz nur für den Bereich der Elektrizi­
tätsversorgung die Mitbenutzung von Leitungsnet­
zen durch andere Versorgungsunternehmen vorge­
sehen, so dass der Wettbewerb im Bereich der 
Ferngasversorgung nicht gefördert wird61; hin­
sichtlich der Wasserversorgung findet er tatsäch­
lich nicht statt, lässt sich aber nicht ausschließen 
und könnte beispielsweise für Großverbraucher in 
Grenzregionen auch Bedeutung erlangen. 

3 Öffentlich-rechtliche Regelung 

Die Sondernutzungserlaubnis als öffentlich-rechtli­
che Gestattung einer bestimmten Straßennutzung 
ermöglicht es dagegen, die zuvor beschriebene 
Zweckbestimmung der Straße zu sichern. Auf­
grund der Ausgleichs- und Verteilungsfunktion der 
Sondernutzungserlaubnis62 werden die verschie­
denartigen verfassungsrechtlichen Belange der 
Straßenbenutzer in Einklang gebracht. Konflikte, 
die aus unterschiedlichen Straßennutzungen 
herrühren, werden durch eine Abwägung wider­
streitender Interessen bewältigt. Dabei kann der ur­
sprünglichen Zweckbestimmung der Straße, der 
gemeingebräuchlichen Nutzung zum Verkehr, 
ebenso wie der Notwendigkeit einer Verlegung von 
Versorgungsleitungen und Telekommunikationslini­
en im Straßengrund Rechnung getragen werden. 
Durch Ermessensentscheidungen können die spe­
zifischen Umstände des Einzelfalles Berücksichti­
gung finden und so einer sachgerechten Lösung 
zugeführt werden. ln die Abwägung sind hierbei 
alle relevanten öffentlichen Interessen und die 
durch die Entscheidung berührten privaten Belan­
ge einzustellen63; im Einzelfall kann dies freilich 
- insbesondere bei verfassungsrechtlich beson­
ders geschützten Nutzungen64- zu einer vollstän­
digen Reduzierung des Ermessens führen mit der 
Folge, dass lediglich die Entscheidung für eine Er­
laubniserteilung rechtmäßig ist65. 



Sowohl das Bundesfernstraßengesetz als auch die 
meisten Länderstraßengesetze66 nennen keine Kri­
terien für die Ermessensausübung bei der Ent­
scheidung über die Erteilung von Sondernutzungs­
erlaubnissen, so dass die maßgeblichen Aspekte 
für die im Hinblick auf die Ausgleichs- und Vertei­
lungsfunktion vorzunehmende Abwägung aus den 
Zielen der Straßengesetze entwickelt werden müs­
sen67. Zu berücksichtigen sind demnach in erster 
Linie die sich aus der Wahrnehmung der Straßen­
baulast ergebenden wegerechtliehen Belange6B, d. 
h. vor allem die Erhaltung der Straßensubstanz und 
Straßenbaumaßnahmen sowie das Ausmaß der 
Beeinträchtigung des Gemeingebrauchs durch die 
beabsichtigte Sondernutzung. Die zuständige 
Behörde hat so namentlich auch die Erfordernisse 
der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs in ihre 
Erwägungen einzubeziehen69; in die Abwägung 
dürfen darüber hinaus mit der Bereitstellung der 
Straße zusammenhängende Belange städtebauli­
cher - bauplanerischer und baupflegerischer -
Natur70 sowie des Denkmal-, Natur- und Umwelt­
schutzes, insbesondere im Hinblick auf Vorkehrun­
gen gegen Schädigungen durch Abgase, Erschüt­
terungen und Lärm71, eingestellt werden. Weiterhin 
sind bei der Entscheidung über die Erteilung einer 
Sondernutzungserlaubnis die Interessen der Anlie­
ger72 und anderer Sondernutzungsberechtigter zu 
berücksichtigen73; denn das Erlaubnisverfahren 
dient - wie das BVerwG betont hat - dem Zweck, 
die unterschiedlichen und teilweise gegenläufigen 
Nutzungsabsichten der Straßenbenutzer auszu­
gleichen74. Die Vorschriften über die Erlaubnis­
pflichtigkeit besitzen insoweit drittschützende 
Funktion75. 

Die Sondernutzungserlaubnis gestattet ein den 
Umständen des Einzelfalles angepasstes Verwal­
tungshandeln unter adäquater Berücksichtigung 
aller relevanten Belange und ermöglicht ein fle­
xibles Reagieren auf Veränderungen, etwa im bau­
lichen Zustand oder im Nutzungsverhalten der All­
gemeinheit oder einzelner Dritter. Die hierdurch ge­
gebene beträchtliche Steuerungsbefugnis wird 
noch erweitert durch die Möglichkeit, eine Sander­
nutzungserlaubnis mit Nebenbestimmungen zu 
versehen. Die Mehrzahl der Straßengesetze legt 
fest, dass eine Sondernutzungserlaubnis nur auf 
Zeit oder auf Widerruf erteilt werden darf76, und 
die meisten enthalten überdies eine Ermächtigung 
zur Beifügung von Bedingungen und Auflagen??. 
Diese Vorschriften sollen den vorrangigen Zweck 
der Straße, die gemeingebräuchliche Nutzung, si-

66 Vgl. aber § 11 Abs. 2 Satz 2 BeriStrG und § 18 Abs. 2 Satz 
4 BbgStrG. 

67 LÖHR, Zum Ermessen bei Erlaubnis oder Versagung einer 
Sondernutzung, in: NVwZ 1983, 20 ff. (21); LORENZ, Lan­
desstraßengesetz, § 16 Rn. 26; s. auch FICKERT, Straßen­
recht in Nordrhein-Westfalen. Kommentar, 3. Auf!. 1989, § 
18 Rn. 18 ff. 

68 Vgl. z. B. BayVGH NVwZ 1985, 207; BÖHM/NEUMEYER, 
Hessisches Straßengesetz. Kommentar, 3. Auf!. 1992 ff. 
(Stand: April 1998), § 16 Erl. 1 d (S. 202); FICKERT, Straßen­
recht, § 18 Rn. 18; GROTE in KODAUKRÄMER, Kap. 26, Rn. 
14; LÖHR, NVwZ 1983, 21; LORENZ, Landesstraßengesetz, 
§ 16 Rn. 27; PAPIER, Straßenrecht, in: ACHTERBERG/ 
PÜTTNER/WÜRTENBERGER (Hrsg)., Besonderes Verwal­
tungsrecht, Bd. I, 2. Auflage 2000, Rn. 98; SCHMIDT, Der Er­
messensrahmen bei der Versagung einer straßenrechtlichen 
Sondernutzungserlaubnis, in: NVwZ 1985, 167 ff. (168); 
STEINER, Straßen- und Wegerecht, in: ders. (Hrsg.), Beson­
deres Verwaltungsrecht, 6. Auflage 1999, Rn. 115; s. auch§ 
11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 4 BeriStrG sowie § 18 Abs. 2 Nr. 
1 und 4 BbgStrG. 

69 BVerwGE 56, 56 (58); BVerwGE 56, 63 (67); VGH BadWürtt 
VBIBW 1997, 107 (1 08); BayVGH, NVwZ 1985, 207; 
FICKERT, Straßenrecht, § 18 Rn. 18; GROTE in 
KODAUKRÄMER, Kap. 26, Rn. 14; Landesstraßengesetz, § 
16 Rn. 27; Papier, Straßenrecht, Rn. 98; STEINER, Straßen­
und Wegerecht, Rn. 115. 

70 BVerwGE 47, 280 (284); VGH BadWürtt VBIBW 1997, 107 
(1 08); BayVGH NVwZ 1985, 207 (208); HessVGH NVwZ 1983, 
48 (49); HessVGH NVwZ 1987, 902 (903); BÖHM/NEUMEY­
ER, Straßengesetz, § 16 Erl. 1 d (S. 202 f.); FICKERT, 
Straßenrecht, § 18 Rn. 19; LÖHR, NVwZ 1983, 21; LORENZ, 
Landesstraßengesetz, § 16 Rn. 28; SCHMIDT, NVwZ 1985, 
168; STEINER, Straßen- und Wegerecht, Rn. 115; WEN­
DRICH, Niedersächsisches Straßengesetz. Kommentar, 4. 
Auflage 2000, § 18 Rn. 3; s. auch BVerwG NJW 1981, 472, 
und § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 BeriStrG sowie § 18 Abs. 2 Nr. 
3 BbgStrG. 

71 Vgl. auch LORENZ, Landesstraßengesetz, § 16 Rn. 28, 
sowie § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BeriStrG und § 18 Abs. 2 Nr. 
2 BbgStrG. 

72 Vgl. BVerwGE 84, 71 (75); HessVGH NVwZ 1987, 902 (903); 
HessVGH, Beschl. v. 18.3.1988-2 TG 140/88-, n. v.; STEI­
NER, Straßen- und Wegerecht, Rn. 115. 

73 BVerwG 84, 71 (75). 
74 BVerwGE 56, 63 (67, 69); 84, 71 (75 f.); BVerwG NJW 1981, 

472; GROTE in KODAUKRÄMER, Kap. 26, Rn. 14. 
75 Vgl. HessVGH, Beschl. v. 18.3.1988- 2 TG 140/88 -, n.v. 

76 § 8 Abs. 2 Satz 1 FStrG; Art. 18 Abs. 2 Satz 1 BayStrWG; § 11 
Abs. 4 Satz 1 BeriStrG; § 18 Abs. 2 Satz 1 BbgStrG; § 18 Abs. 
4 Satz 2 BremLStrG; § 16 Abs. 2 Satz 1 HessStrG; § 22 Abs. 
1 Satz 2 StrWG - MV; § 18 Abs. 2 Satz 1 NStrG; § 18 Abs. 2 
Satz 1 StrWG NW; § 41 Abs. 2 Satz 1 LStrG RhPf; § 18 Abs. 
2 Satz 1 SaariStrG; § 18 Abs. 2 Satz 1 SächsStrG; § 18 Abs. 
2 Satz 1 StrG LSA; § 21 Abs. 1 Satz 3 StrWG SchiH; § 18 Abs. 
2 Satz 1 ThürStrG; § 19 Abs. 2 HWG sieht ausdrücklich nur die 
befristete Erteilung vor, doch ergibt sich aus § 19 Abs. 4 HWG 
deutlich die Befugnis zum Widerruf der Erlaubnis. 

77 § 8 Abs. 2 Satz 2 FStrG; § 18 Abs. 2 Satz 2 BbgStrG; § 18 
Abs. 4 Satz 2 BremLStrG; § 16 Abs. 2 Satz 2 HessStrG; § 22 
Abs. 1 Satz 3 StrWG - MV; § 18 Abs. 2 Satz 2 NStrG; § 18 
Abs. 2 Satz 2 StrWG NW; § 41 Abs. 2 Satz 2 LStrG RhPf; § 
18 Abs. 2 Satz 2 SaariStrG; § 18 Abs. 2 Satz 2 SächsStrG; 
§ 18 Abs. 2 Satz 2 StrG LSA; § 21 Abs. 1 Satz 4 StrWG 
SchiH; § 18 Abs. 2 Satz 2 ThürStrG. 
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eherstellen und zugleich gewährleisten, dass Än­
derungen in Bestand und Nutzungskonzept mög­
lich bleiben78. 

Das Institut der Sondernutzung ermöglicht somit 
dem Träger der Straßenbaulast, in der zumeist als 
Verwaltungsakt ergehenden Erlaubnis das gemein­
wohlorientierte Nutzungskonzept für die jeweilige 
Straße zu realisieren, ohne die über den Gemein­
gebrauch hinausgehenden Nutzungsinteressen 
vernachlässigen zu müssen, vor allem durch die 
ihm eingeräumte Möglichkeit, mit Bedingungen 
und Auflagen die Sondernutzung beschränken und 
steuern sowie eine Begrenzung der Nutzungsdau­
er erreichen zu können. Die Erteilung der Sonder­
nutzung kann freilich auch in einem öffentlich­
rechtlichen Vertrag (§§ 54 ff. VwVfG) geregelt wer­
den79, in dem sowohl die Erlaubnis und die Einzel­
heiten des eingeräumten Nutzungsrechts als auch 
die Verpflichtungen des Erlaubnisnehmers ein­
schließlich der Höhe der zu zahlenden Sondernut­
zungsgebühren näher festgelegt sein können. 
Durch Abschluss eines Rahmenvertrages, in dem 
nur grundlegende Fragen geregelt sind, ist es mög­
lich, für den konkreten Fall ergänzende Einzeler­
laubnisse zu erteilen80. Mit der Zulässigkeit der 
Sondernutzungserlaubnis als Teil einer vertragli­
chen Regelung lässt sich auch der Vorschrift des 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 EnWG genügen, die den Ab­
schluss von Wegenutzungsverträgen verlangt; da­
rüber hinaus kann auf diese Weise ein Höchstmaß 
an Flexibilität für die Ausgestaltung des Sondernut­
zungs-Rechtsverhältnisses erreicht werden. 

Auf der Grundlage des öffentlichen Rechts verfügt 
der Träger der Straßenbaulast mithin über ein sehr 
weit reichendes und differenziertes Instrumentari­
um zur Ausgestaltung des Rechtsverhältnisses mit 
dem Erlaubnisnehmer. Staat und Kommunen kön­
nen ihrer Stellung als Garanten einer infrastruktu­
rellen Grundversorgung gerecht werden und ihrer 
Gewährleistungspflicht nachkommen, und zwar 

78 Vgl. auch LORENZ, Landesstraßengesetz, § 16 Rn. 32. 

79 Vgl. BÖHM/NEUMEYER, Straßengesetz, § 16 Erl. 1 d 
(S. 206); FICKERT, Straßenrecht, § 18 Rn. 14; GRUPP in 
MARSCHALUSCHROETER/KASTNER, FStrG, § 8 Rn. 24; 
LORENZ, Landesstraßengesetz, § 16 Rn. 45; PAPIER, 
Straßenrecht, Rn. 97. 

80 Vgl. HUFNAGEL, Straßenbenutzung für Zwecke der Außen­
werbung, in: BARTLSPERGER/BLÜMEUSCHROETER 
(Hrsg.), Ein Vierteljahrhundert Straßenrechtsgesetzgebung, 
1980, s. 157 ff. (177 f.). 

dem Ausbau und der Unterhaltung des Straßennet­
zes sowie der Schaffung von Voraussetzungen für 
das Vorhandensein von Netzen für Versorgungslei­
tungen und Telekommunikationslinien. Das Instru­
ment der Sondernutzungserlaubnis mit der Aus­
gleichs- und Verteilungsfunktion ermöglicht in spe­
zifischer Weise die primäre Zweckbestimmung der 
Straße, ihre gemeingebräuchliche Nutzung zum 
Verkehr i. w. S., ebenso zu sichern wie der Not­
wendigkeit der Verlegung von Versorgungsleitun­
gen und Telekommunikationslinien im Straßen­
grund zu genügen und hierbei sowohl dem subjek­
tiven öffentlichen Recht auf Teilnahme am Gemein­
gebrauch sowie der grundrechtlich geschützten 
Position der Leistungsabnehmer Rechnung zu tra­
gen als auch die Interessen der Versorgungsunter­
nehmer und der lizenzierten Telekommunikations­
anbieter adäquat zu berücksichtigen und so die 
verschiedenartigen verfassungsrechtlich anerkann­
ten Belange der Straßenbenutzer in Einklang zu 
bringen. 

V Zusammenfassung 

Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des 
Straßenkörpers durch Versorgungsleitungen richtet 
sich derzeit überwiegend noch nach bürgerlichem 
Recht, während der Straßengebrauch durch Tele­
kommunikationslinien eine öffentlich-rechtliche 
Sondernutzung darstellt. Die andersartige Einord­
nung beruht nicht auf sachlichen Besonderheiten, 
sondern allein auf einer Entscheidung des Gesetz­
gebers, wie auch die abweichende Regelung der 
Straßennutzung durch Versorgungsleitungen in 
Berlin und Harnburg nachdrücklich belegen. 

Angesichts der immer stärkeren Mischnutzung der 
Versorgungsleitungen für Telekommunikations­
zwecke sowie der neuen Technik der Powerline 
Communication ist eine einheitliche rechtliche Aus­
gestaltung der Nutzung von Straßen durch Versor­
gungsleitungen und Telekommunikationslinien un­
umgänglich. Die rechtliche Ausgestaltung der Be­
nutzungsverhältnisse öffentlicher Straßen ist des­
halb von erheblicher Bedeutung, weil das Straßen­
netz und die integrierten leitungsgebundenen Infra­
strukturnetze wesentliche Einrichtungen der Da­
seinsvorsorge bilden, die seit dem Beginn der In­
dustrialisierung in immer stärkerem Maße staatli­
che Aufgabe geworden ist, auf deren Erfüllung der 
Einzelne zunehmend angewiesen ist. Staat und 
Kommunen sind daher verpflichtet, die Existenz 



des Straßennetzes sowie der Netze der Versor­
gungsleitungen und Telekommunikationslinien zu 
sichern und deren Nutzung zu gewährleisten. 

Hierbei ist das öffentliche Recht mit der Sander­
nutzungserlaubnis eher geeignet, die Gemeinwohl­
bindung der Straßen sicherzustellen und Sorge 
dafür zu tragen, dass die Rechte Dritter an der Nut­
zung der Straßen gewahrt bleiben, als das Pri­
vatrecht. Der Rückgriff auf das Sondernutzungs­
recht ermöglicht es, sowohl dem subjektiven öf­
fentlichen Recht auf Teilnahme am Gemeinge­
brauch und der Position der Anlieger Rechnung zu 
tragen als auch die Interessen der Versorgungsun­
ternehmen und der lizenzierten Telekommunika­
tionsanbieter adäquat zu berücksichtigen und auf 
diese Weise die verschiedenen verfassungsrecht­
lich anerkannten Belange der Straßenbenutzer in 
Einklang zu bringen. 

19 



20 

Professor Dr. Michael Ronellenfitsch, 
Eberhard-Karls-Universität, Tübingen 

Aktuelle Entwicklung der Folge­
kostenproblematik 

A) Problemstellung 

I. Ausgangslage 

Die Folgekostenproblematik ist immer für neue Fra­
gestellungen gut. Einen Teilaspekt habe ich auf un­
serer Sitzung von 1996 behandelt. Damals ging es 
um den Konflikt von Straßenrecht und Energierecht 
bei der Wiedervereinigung1. "Der Folgekostenstreit 
in den neuen Bundesländern" wurde mit großer 
Härte geführt, 

weil es einerseits westdeutschen Versorgungs­
unternehmen gelungen war, sich die Leitungs­
netze der DDR einzuverleiben, 

weil andererseits mit dem Wiederaufbau der 
Verkehrsinfrastruktur in den neuen Bundeslän­
dern erhebliche Eingriffe in die Leitungsinfra­
struktur verbunden waren 

und weil man sich kurzerhand den DDR-Grund­
satz zu Eigen machte: Wer bauen will, muss die 
Produktionsmittel dafür bereitstellen. So stand 
es in der Energieverordnung. Das Nutzungs­
recht von Straßen ergab sich aber aus der 
Straßenverordnung, deren Bedeutung die Ver­
sorgungswirtschaft wegdiskutierte. 

1 Folgekosten bei Versorgungsleitungen, in: BLÜMEL (Hrsg.), 
Planungsrechtliche Optimierungsgebote- naturschutzrecht­
liche Eingriffsregelung - Folgekosten, SPEYERER For­
schungsberichte Bd. 157, 1996, S. 67 ff.; ferner RONEL­
LENFITSCH, Straße und Energieversorgung im Konflikt, 
1996. 

2 BGHZ 138, 266. 
3 WM 1999, 740. 
4 BGHZ 144, 29. 
5 Vgl. nur NICOLAUS, Der Folgekostenstreit in den neuen 

Bundesländern, 1999; ders., RdE 2000, 132 ff. 
6 Hierzu unter C. 

7 Vgl. KÖTIGEN, Gemeindliche Daseinsvorsorge und ge­
werbliche Unternehmerinitiative 1961, S. 28. 

8 Hierzu RONELLENFITSCH, Wahrnehmung der Unfallunter­
suchung im Bereich der Eisenbahn durch Private, in: BLÜ­
MEUKÜHLWETIER (Hrsg.), Aktuelle Probleme des Eisen­
bahnrechts 111, 1998, S. 109 ff. (113). 

II. BGH 

Der Bundesgerichtshof ließ sich hiervon nicht be­
eindrucken, sondern verwies die Versorgungswirt­
schaft in den Entscheidungen vom 2. April 19982, 
vom 14. 1. 19993 und vom 2. März 20004 in die 
Schranken. Dies stieß auf heftige Kritik5. Eine Anti­
kritik erübrigt sich. Inhaltlich und im Ergebnis glei­
chen die Entscheidungen des BGH dem, was ich in 
diesem Kreis vertreten hatte. 

Bemerkenswert sind drei Aspekte: 

Erstens folgte der BGH der Ansicht, dass derjeni­
ge, der auf Grund einer öffentlich-rechtlichen Be­
fugnis öffentliche Straßenflächen unentgeltlich für 
seine Zwecke nutzen darf, eine beabsichtigte Än­
derung des Verkehrswegs mit Rücksicht auf seine 
Anlage nicht verhindern kann, sondern die gebote­
nen Folgeänderungen auf eigene Kosten zu bewir­
ken hat. 

Zweitens stützte sich der BGH zunächst auf§ 1 004 
BG, um dann auf§ 8 Abs. 2 a, 8 und 10 FStrG und 
§53 TWG abzustellen. 

Drittens traf der BGH seine Entscheidungen da­
mals noch ohne Ausblick auf die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts6, das seinerseits 
die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs nicht 
würdigte, als es über eine parallele Fragestellung 
zu entscheiden hatte. 

111. BVerwG 

Das Bundesverwaltungsgericht hatte sich mit dem 
Verhältnis der Straße zur Telekom zu befassen. 
Diese Rechtsprechung steht im Mittelpunkt meines 
heutigen Vortrags. Gestatten Sie zur Einstimmung 
eine knappe Vorbemerkung. 

B) Nutzungskonflikt von Verkehrsweg 
und Telekommunikationslinie 

Verkehrswege sind Mehrzweckinstitute7. Der staat­
liche Infrastrukturauftrags erfasst nicht nur den 
durch die Widmung festgelegten Primärzweck der 
Verkehrswege, sondern auch weitere Nutzungs­
zwecke. Hierzu zählt auch die Benutzung von Ver­
kehrswegen durch Telekommunikationslinien. Tele­
kommunikation erfordert Leitungsnetze. Diese be­
anspruchen private und öffentliche Grundstücke. 
Der Gewährleistung flächendeckender, angemes­
sener und ausreichender Dienstleistungen auf dem 



Gebiet der Telekommunikation dienen staatliche 
Regulierungen, zu denen Vorschriften über die Be­
nutzung von Verkehrswegen zählen. Mit der Ge­
währung von verkehrswegbezogenen Leitungs­
rechten ist es nicht getan. Zum Regulierungsauf­
trag gehört auch die Bewältigung von Nutzungs­
konflikten. Das TKG trifft folgende Regelung: 

§ 53 Gebotene Änderung 

(1) Ergibt sich nach Errichtung einer Telekommuni­
kationslinie, dass sie den Widmungszweck 
eines Verkehrsweges nur vorübergehend be­
schränkt oder die Vornahme der zu seiner Un­
terhaltung erforderlichen Arbeiten verhindert 
oder der Ausführung einer von dem Unterhal­
tungspflichtigen beabsichtigten Änderung des 
Verkehrsweges entgegensteht, so ist die Tele­
kommunikationslinie, soweit erforderlich, abzu­
ändern oder zu beseitigen. 

(2) Soweit ein Verkehrsweg eingezogen wird, er­
lischt die Befugnis des Nutzungsberechtigten 
zu seiner Benutzung. 

(3) ln allen diesen Fällen hat der Nutzungsberech­
tigte die gebotenen Maßnahmen an der Tela­
kommunikationslinie auf seine Kosten zu be­
wirken. 

§ 53 TKG wirft zahlreiche Fragen auf, die zu der 
Grundsatzentscheidung des Bundesverwaltungs­
gerichts vom 1. Juli 19999 geführt haben. 

C) BVerwGE 109, 192 

I. Sachverhalt 

Dem Rechtsstreit lag folgender Sachverhalt zu 
Grunde: 

Im Planfeststellungsbeschluss für den Neubau 
eines Teilabschnitts der A 38 in Thüringen war vor­
gesehen, dass die Autobahn über eine bereits vor­
handene Gemeindestraße hinüberführt. Dadurch 
wurden Telekommunikationsanlagen der Telekom 
betroffen, die sich in der Gemeindestraße befinden 
und für die Dauer der Bauarbeiten provisorisch ver­
legt werden müssen. Der Planfeststellungsbe­
schluss wies die Forderung der Telekom zurück, 
die Kosten der notwendigen Änderungen dem Vor­
habenträger aufzuerlegen, und bestimmte, dass 
"für die gebotene Änderung der Telekommunika­
tionslinie die Telekom kostenpflichtig (ist)". 
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Hiergegen erhob die Telekom Klage vor dem Bun­
desverwaltungsgericht und beantragte, den Plan­
feststellungsbeschluss dahin zu ergänzen, dass 
der Träger des Vorhabens die Kosten der Umverle­
gung ihrer Leitung zu tragen habe. 

II. Gründe 

Mit dem erwähnten Urteil vom 1. Juli 1999 wies 
das Bundesverwaltungsgericht die Klage ab. Zur 
Begründung führte es aus, für die von der Telekom 
geforderte Kostenüberbürdung gebe es keine 
Rechtsgrundlage. 

Die Entscheidung stützt sich auf folgende Erwä­
gungen: 

Für eine die Folgepflicht auslösende "Änderung 
des Verkehrsweges" im Sinne des § 53 Abs. 1 
TKG reiche jeder physisch-reale Eingriff in den 
Straßenkörper aus, der zur Folge hat, dass der 
Verkehrsweg als technisches Bauwerk umge­
staltet wird. Dabei komme es nicht darauf an, 
ob der Verkehrsweg auf Dauer verlegt wird oder 
sonst einen anderen Zustand erhält10. 

Eine "Absicht" des Unterhaltungspflichtigen zu 
Änderungen liege auch dann vor, wenn im Wege 
eines Planfeststellungsverfahrens die Änderung 
der leitungsführenden Straße als notwendige 
Folgemaßnahme gemäß § 75 Abs.1 Satz 1 
VwVfG mitgeregelt werden müsse 11. 

Unerheblich sei auch, ob der Wegeunterhal­
tungspflichtige der (leitungsführenden) Straße 
auf eigene Veranlassung hin den Verkehrsweg 
ändert oder gar ein eigenes Interesse an der Än­
derung hat. Änderungen des Verkehrsweges, die 
tatbestandlieh unter § 75 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 
fallen, habe der nach der Kompetenzordnung an 
sich zuständige Unterhaltungspflichtige so hin­
zunehmen, als hätte er selbst sie veranlasst12. 

D) Würdigung 

I. Änderung des Verkehrsweges 

Gegenüber der extensiven Auslegung des Merk­
mals "Änderung des Verkehrsweges" wurde im 

9 BVerwGE 109, 192 = Buchholz 442.066 § 53 TKG Nr.1 = 
BayVBI 2000, 182 = DÖV 1999, 1 052 = DVBI 1999, 1519 = 
NVwZ 2000, 316 = UPR 2000, 32. 

10 BVerwGE 109, 192 (197) unter 4. a). 
11 BVerwGE 1 09, 192 (202) unter 4. a) und b) cc). 
12 BVerwGE 1 09, 192 (202) unter 4 b) dd). 
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Verfahren der Gesetzeswortlaut angeführt: Bei 
vorübergehenden baulichen Änderungen an der 
Straße erhalte der Verkehrsweg nach dem Eingriff 
seine ursprüngliche Gestalt zurück, sei also im Er­
gebnis gar nicht "abgeändert". Der Anwendungs­
bereich von § 53 Abs. 1 TKG müsse auf dauernde 
bauliche "Ver"-Änderungen beschränkt werden. 
Das überzeugt schon deshalb nicht, weil in § 53 
Abs. 1 TKG nur von "Änderung des Verkehrswe­
ges" die Rede ist, während sich das "Abändern" auf 
die Telekommunikationslinie bezieht. Teleologisch 
gesehen ist § 53 TKG zudem Ausdruck einer Ge­
wichtung der Interessen des Straßenbaulastträgers 
und des Nutzungsberechtigten. Gerät der Primär­
zweck des Verkehrswegs - der straßenrechtliche 
Gemeingebrauch-mit anderen Nutzungszwecken 
in Konflikt, ist dem Primärzweck größeres Gewicht 
zuzumessen 13. Schließlich spielt es auch faktisch 
für den Fortbestand einer Telekommunikationslinie 
keine Rolle, ob der Verkehrsweg auf Dauer oder 
nur vorübergehend eine Änderung erfährt. 

II. Absichtsmerkmal 

Den Schwerpunkt des Urteils bilden die Ausführun­
gen zum Absichtsmerkmal des§ 53 Abs. 1 TKG. 

Maßgebliche Bedeutung kommt hierbei zu, 

• auf wessen Veranlassung und 

in wessen Interesse 

die Änderung des Verkehrsweges vorgenommen 
werden muss, um eine Folgepflicht und damit eine 
Folgekostenpflicht auszulösen. 

1. Maßgebliche Veranlassung der Änderung 

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts be­
sagt § 53 Abs. 1 TKG nicht, dass nur eine Ände­
rung auf Veranlassung des Wegeunterhaltungs­
pflichtigen aus eigenem Antrieb eine Folgepflicht 
auslöst. Vielmehr sei es ausreichend, wenn die Än­
derung durch den Unterhaltungspflichtigen auf die 
Initiative eines Dritten hin vorgenommen wird14. 
Damit nimmt das Bundesverwaltungsgericht wie­
derum eine weite Auslegung, diesmal des Merk­
mals der "von dem Unterhaltungspflichtigen beab­
sichtigten Änderung" vor, die nicht näher begrün­
det wird. Hier ist dies freilich aus Gründen der Ge­
setzessystematik problematisch. Da es in § 53 
Abs. 1 TKG heißt, die Änderung sei von "dem" und 
nicht von den Unterhaltungspflichtigen beabsich­
tigt, während § 56 Abs. 2 Satz 1 TKG ausdrücklich 

von "den Wegeunterhaltungspflichtigen" spricht, 
wird im Schrifttum geltend gemacht, § 53 Abs. 1 
TKG regle nur die Rechtsbeziehungen des Nut­
zungsberechtigten zum Unterhaltungspflichtigen 
des leitungsführenden Verkehrsweges und nicht zu 
Dritten 15. Die eng am Gesetzeswortlaut orientierte 
Auslegung trägt jedoch den gesetzlich vorgegebe­
nen Bindungen, denen der Wegeunterhaltungs­
pflichtige unterworfen ist, nicht hinreichend Rech­
nung. Eine autonome Gestaltung der Unterhal­
tungspflicht, losgelöst von Bindungen an Vorstel­
lungen Dritter, ist ihm gar nicht möglich. Nur eine 
extensive Auslegung wird dem Kompetenzgeflecht 
bei der Unterhaltung von Bundesfernstraßen ge­
recht. 

2. Maßgebliches Interesse an der Änderung 

Zum Gesichtspunkt des Interesses an der Ände­
rung des Verkehrswegs nimmt das Bundesverwal­
tungsgericht ausführlich Stellung. Nach Ansicht 
des Senats ist die Entscheidung, ob der Unterhal­
tungspflichtige einen Verkehrsweg ändert, nicht 
stets seiner am Eigeninteresse ausgerichteten Ent­
schließungsfreiheit überlassen. Vielmehr habe er 
Änderungsvorhaben auch dann auszuführen, wenn 
dies seinen Interessen nicht förderlich ist oder gar 
zuwiderläuft, sofern gesetzliche Vorgaben und 
Wertungen ihn hierzu nötigen16. Im Schrifttum fin­
det sich dagegen die Auffassung, dass nur das ei­
gene Interesse des Wegeunterhaltungspflichtigen 
als maßgebend anzusehen sei17. Das Zwangsargu­
ment des Bundesverwaltungsgerichts ist indessen 
überzeugend. Es ist nur etwas unglücklich mit dem 
Interessengesichtspunkt verknüpft. Entscheidend 
ist nicht, ob der Unterhaltungspflichtige eines Ver­
kehrswegs diesen in fremdem Interesse ändern 

13 SCHÜTZ, in: BeckTKG-Komm., 2. Aufl. 2000, § 53 Rn. 1. 
Vgl. ferner bereits zu § 3 Abs. 1 und 3 TWG BVerwG, Urteil 
vom 20. 5. 1987, BVerwGE 77, 276 = DÖV 1987, 1062 = 
NVwZ 1987, 887. 

14 BVerwGE 109, 192 (198) unter 4. b) aa). 

15 GREINDL, in: KÖNIGSHOFEN (Hrsg.), Das neue Telekom­
munikationsrecht in der Praxis, 1999, S. 46, 55. 

16 BVerwGE 109, 192 (200) unter 4 b) cc). 

17 EIDENMÜLLER, Post- und Fernmeldewesen, Loseblattkom­
mentar, Stand Mai 1991, § 3 TWG Anm. 7. Diese extreme 
Ansicht wird jedoch meist insofern eingeschränkt, als eine 
Verkehrswegeänderung zumindest nicht vorwiegend durch 
Dritte motiviert sein darf. DEMMEL, in: MANSSEN (Hrsg.), 
Telekommunikations- und Multimediarecht, Kommentar, 
Stand April 2000, § 53 Rn, 7 m. w. N.; auch SCHÜTZ, in: 
BeckTKG-Komm., §53 Rn, 12. 



darf, sondern ob er ihn ändern muss. Dann können 
in der Tat fremde Interessen in mehrfacher Hinsicht 
eine Rolle spielen. ln Betracht kommen: 

Einflussnahmen auf den Unterhaltungspflichti­
gen durch Maßnahmen der Straßenaufsicht, 

• Verpflichtungen in Kreuzungsrechtsverhältnis­
sen und 

• Anordnungen von notwendigen Folgemaßnah­
men nach§ 75 Abs. 1 VwVfG. 

Im Interesse des Unterhaltungspflichtigen liegt es 
jedenfalls, von Folgemaßnahmen und Folgekosten 
verschont zu bleiben, die aus für ihn unvermeidba­
ren Änderungen des Verkehrswegs herrühren. Wie 
die Absicht des Unterhaltungspflichtigen zur Ände­
rung des Verkehrswegs zustande kam und welche 
Interessen dabei eine Rolle spielten, ist für die An­
wendbarkeit von § 53 Abs. 1 TKG nicht relevant. 

3. Nichtverkehrliehe Drittveranlassung 

Verdient bis zu diesem Punkt die Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts Zustimmung, so ist 
doch auf einen Gesichtspunkt hinzuweisen, der in 
der Entscheidung nicht unmittelbar angesprochen 
wird. ln die Änderungsabsicht nach § 53 Abs. 1 
TKG können nur die straßenverkehrliehen oder ihr 
vergleichbaren verkehrliehen Drittveranlassungen 
einbezogen werden. Beruht hingegen die Drittver­
anlassung der Änderung nicht auf verkehrliehen 
Gründen, ist auch das Absichtsmerkmal des § 53 
Abs. 1 TKG nicht erfüllt. 

Wird etwa eine Änderung der Oberfläche eines Ver­
kehrsweges aus rein ästhetisch-gestalterischen 
Gründen vorgenommen, kann dies eine Folge­
pflicht nicht auslösen18. Auch der völlige Rückbau 
einer Straße stellt keine verkehrliehe Drittveranlas­
sung dar. 

111. Die Folgekostenpflicht als Regelung im 
Planfeststellungsbeschluss 

Umstritten ist, ob die Folgekostenpflicht überhaupt 
Regelungsgegenstand des Planfeststellungsbe­
schlusses sein kann. Das Bundesverwaltungsge­
richt geht hiervon unter Berufung auf das Gebot 
der Problembewältigung aus19. Demgegenüber 
wurde vertreten, für die Kostenregelung in einem 
Planfeststellungsbeschluss bedürfe es immer einer 
speziellen gesetzlichen Ermächtigungsgrundla­
ge20. Was alles in einem Planfeststellungsbe­
schluss geregelt werden muss, bestimmt sich je-
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doch generell nach § 75 Abs. 1 VwVfG. Die Kon­
zentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlus­
ses erfasst auch die "notwendigen Folgemaßnah­
men an anderen Anlagen". Welche "anderen Anla­
gen" gemeint sind und welche Folgemaßnahmen 
"notwendig" sind, ist noch nicht abschließend ge­
klärt. Das hat Verwirrung gestiftet. Restriktiv zu 
handhaben ist lediglich der Begriff der "notwendi­
gen" Folgemaßnahmen21. Die Gründe, die für eine 
restriktive Auslegung von§ 75 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 
sprechen, haben aber nichts mit der Frage zu tun, 
ob die Konzentrationswirkung von Planfeststel­
lungsbeschlüssen die Folgepflichten und Folge­
kostenpflichten nach § 53 Abs. 3 TKG mit um­
schließt. Diese Folgepflichten ergeben sich unmit­
telbar aus § 53 TKG. Die Konzentrationswirkung 
eines Planfeststellungsbeschlusses kann sie nicht 
begründen, sondern setzt sie voraus. Wenn ein 
Planfeststellungsbeschluss im Einklang mit § 75 
Abs. 1 Satz 1 VwVfG Anlass zur Änderung einer an­
deren Anlage gibt, kann er auch Anlass zu Annex­
maßnahmen nach § 53 Abs. 3 TKG geben. Ein­
schlägige Anordnungen im Planfeststellungsbe­
schluss stellen nur die Rechtsfolge klar, die unmit­
telbar aus § 53 Abs. 3 TKG folgt. Hätte das Bun­
desverwaltungsgericht das erkannt, hätte es den 
Eindruck vermieden, das Planfeststellungsrecht sei 
das Einfallstor für die umfassende planfeststel­
lungsinduzierte Anwendbarkeit von §53 TKG. 

IV. Zusammenfassung 

Die Ergebnisse der Entscheidung des Bundesver­
waltungsgerichts lassen sich wie folgt zusammen­
fassen: 

Im Hinblick auf die Änderung des Verkehrswe­
ges im Sinne des § 53 Abs.1 TKG kommt es 
nicht darauf an, von welcher zeitlichen Dauer 
diese Änderung ist. Entscheidend ist allein, 
dass die Telekommunikationslinie, die den Ver­
kehrsweg nutzt, der Änderung des Verkehrs­
weges tatsächlich entgegensteht. 

18 OVG NRW, Urteil vom 14.4.1994, ArchivPT 1994,331, (334); 
EIDENMÜLLER, (Fußn. 17) § 3 TWG Anm. 5; SCHÜTZ, in 
BeckTKG-Komm., § 53 Rn. 10. 

19 BVerwGE 109, 192 (200) unter 4 b) cc). 

20 BayVGH, Urteil vom 22. 2. 1983, BayVBI 1983, 534; DÜRR, 
in: KODAUKRÄMER, Straßenrecht, 6. Aufl. 1999, Kapitel 34 
Rn. 50.2. 

21 Vgl. RONELLENFITSCH, Die Koordination der Verkehrlichen 
Fachplanungen im Zentralen Bereich Berlins, in: Festschr. 
Heymanns-Verlag, 1995, S. 167 ff., (182 f.) m. w. N. 
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Eine beabsichtige Änderung des Verkehrswegs 
im Sinne der dritten Alternative des § 53 Abs. 1 
TKG liegt immer dann vor, wenn der Wegeun­
terhaltungspflichtige die Änderung im (straßen-) 
verkehrliehen Interesse vornimmt. Dies gilt auch 
dann, wenn die Änderung als notwendige Fol­
gemaßnahme im Sinne des § 75 Abs. 1 VwVfG 
angeordnet ist und der Unterhaltungspflichtige 
nicht im Eigeninteresse handelt. 

Die Folgekostenpflicht kann als notwendige 
Folgemaßnahme im Sinne des § 75 Abs. 1 
VwVfG im Planfeststellungsbeschluss für das 
die Änderung veranlassende Vorhaben ange­
ordnet werden. Die Anordnung hat nur deklara­
torische Bedeutung, da sie nur auf die Folge­
kostenpflicht hinweist, die sich ohnehin aus 
§ 53 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1 TKG ergibt. 

E) Tragweite der Entscheidung 

Fraglich ist, ob sich die Entscheidung des Bundes­
verwaltungsgerichts auch so verstehen lässt, dass 
mit konstitutiver Wirkung alle Planfeststellungsbe­
schlüsse - bis hin zu den Fällen nichtverkehrlicher 
Drittveranlassung -über§ 75 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 
die Folgen des § 53 Abs. 3 TKG herbeiführen kön­
nen. Hiergegen sprechen die Kontinuität der 
Rechtsprechung und die unterschiedlichen Interes­
senlagen 

I. Frühere Rechtsprechung 

Das Bundesverwaltungsgericht musste sich im Ur­
teil vom 1. Juli 1999 mit dem alten Problem kon­
kurrierender Grundstücksnutzungen auseinander­
setzen. Archimedischer Punkt war das Merkmal 
der "beabsichtigten Änderung des Verkehrswe­
ges." Insoweit konnte das Bundesverwaltungsge­
richt an frühere Gerichtsentscheidungen anknüp­
fen. 

22 Urteil vom 9. Mai 1921, RGZ 102, 184. 
23 RGZ 1 02, 184 (186). 
24 AUBERT/KLINGLER, Fernmelderecht!Telekommunikations­

recht, Band II, 4. Aufl. 1990, 2. Kap. Rn. 136 m. w. N. 

25 So bereits die klägerische Argumentation in RGZ 102, 184 
(185). 

26 BVerwGE 77, 276 (282). 
27 BVerwGE 1 09, 192 (199). 

Bereits das Reichsgericht hatte sich mit dem 
Verhältnis der Telegraphen(linien)verwaltung zu an­
deren Raumnutzern zu beschäftigen22. Zu ent­
scheiden war über die Folgekosten bei der Ände­
rung einer Straße, die nicht auf eigene Anregung 
und auch nicht im alleinigen Interesse des Wege­
unterhaltungspflichtigen, sondern durch einen Drit­
ten veranlasst worden war. Das Reichsgericht ließ 
es für das Vorliegen einer Absicht im Sinne des 
damaligen § 3 Abs. 1 TWG ausreichen, dass der 
Wegeunterhaltungspflichtige der Verkehrswege­
änderung lediglich zustimmt23. Schon das wurde 
kritisiert24. Gefordert wurden eine eigene Anregung 
und ein eigenes Interesse des Unterhaltungspflich­
tigen zu und an der Verkehrswegeänderung25. 
Um sich mit dieser Kritik auseinanderzusetzen, 
griff das Bundesverwaltungsgericht in seiner Ent­
scheidung vom 20. Mai 1987 die Reichsgerichts­
rechtsprechung auf26, obwohl es auf sie gar nicht 
ankam. Für den konkreten Fall bejahte das Bun­
desverwaltungsgericht nämlich ein spezifisches 
Interesse des Straßenbaulastträgers an der Än­
derung des Verkehrswegs. Das Urteil von 1987 
befasst sich mit restriktiver Tendenz mit dem Ver­
hältnis einer Telekommunikationslinie zu einer be­
sonderen Anlage, die mittelbar die Änderung der 
Telekommunikationslinie verursachte. Das extensi­
ve Urteil von 1999 betrifft das Verhältnis einer Tele­
kommunikationslinie zu einer Bundesfernstraße, 
welche keine besondere Anlage darstellt. Da im Ur­
teil vom 1. Juli 1999 das Urteil vom 20. Mai 1987 
ausdrücklich erwähnt wird27, ist nicht davon aus­
zugehen, dass das Bundsverwaltungsgericht von 
seiner bisherigen Rechtsprechung grundlegend 
abweichen wollte. Das spricht gegen eine Verabso­
lutierung des Zwangsarguments. 

II. Zwangsargument 

Eine Änderung des Verkehrsweges im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 TKG ist auch dann "beabsichtigt", 
wenn der Wegeunterhaltungspflichtige durch Plan­
feststellungsbeschluss "gezwungen" wird, die Än­
derung durchzuführen, obwohl sie weder von ihm 
veranlasst wurde noch in seinem Interesse liegt. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat das Zwangsar­
gument freilich lediglich für eine Fallgestaltung her­
angezogen, bei der der Planfeststellungsbeschluss 
für den Bau einer Autobahn eine Gemeinde da­
zu nötigt, eine leitungsführende Gemeindestraße 
zu ändern und den Nutzungsberechtigten dazu 
zwingt, seine Telekommunikationslinien (vorüber­
gehend) zu verlegen. 



111. Übertragbarkeit auf andere planfestzu-
stellende Vorhaben 

Für die Übertragbarkeit der Entscheidung des Bun­
desverwaltungsgericht auf andere planfestzustel­
lende Vorhaben gibt es drei Ansätze. Würde man 
die zum Absichtsmerkmal des § 53 Abs.1 TKG ge­
troffenen Aussagen ausnahmslos auf alle durch 
Drittveranlassung initiierten Änderungen erstrecken 
(allgemeiner Drittveranlassungsansatz), würde jeder 
beliebige Planfeststellungsbeschluss ohne weite­
res die eigene Änderungsabsicht des Wegeunter­
haltungspflichtigen ersetzen und die Folgepflicht 
nach § 53 Abs. 1 TKG und weiter die Folgekosten­
ptlicht nach § 53 Abs. 3 TKG auslösen. Nicht ganz 
so weit geht der Ansatz, für die Erfüllung des Ab­
sichtsmerkmals eine Veranlassung aus beliebigem 
verkehrlichem Interesse genügen zu lassen (allge­
meiner verkehrlicher Drittveranlassungsansatz), 
der beispielweise bei eisenbahnrechtlichen Plan­
feststellungen zum gleichen Ergebnis käme wie der 
allgemeine Drittveranlassungsansatz. Denkbar ist 
schließlich ein spezifischer verkehrlicher Drittver­
anlassungsansatz, der sich an § 50 Abs. 1 Satz 2 
TKG orientiert. Nur dieser kann nichtig sein. Zur 
Begründung sind allgemeine zur den Staatsaufge­
ben und zur Grundrechtsdogmatik erforderlich, die 
ich hier nur andeuten kann. 

F) Daseinsvorsorge im Mobilitäts- und 
Kommunikationsbereich 

Straßen- und Telekommunikationslinien dienen der 
Daseinsvorsorge und sind grundrechtsrelevant 

I. Daseinsvorsorge 

"Daseinsvorsorge" ist ein Rechtsbegriff. Sie erfor­
dert die staatliche Gewährleistung öffentlicher Auf­
gaben, bedeutet aber nicht notwendig, dass der 
Staat diese Aufgaben selbst wahrnehmen müsste. 
Vorsorge für das Dasein bedeutet Vorsorge für die 
zivilisatorischen Errungenschaften einer Gemein­
schaft. Zur Daseinsvorsorge zählt insbesondere die 
Sicherung des Gebrauchs von Grundrechten, na­
mentlich des Grundrechts auf Mobilität28 und auf 
Kommunikation29. Seinem Infrastrukturauftrag für 
den Personen- und Warenverkehr kommt der Staat 
einerseits durch den Bau und die Unterhaltung von 
Verkehrswegen nach. Dem Infrastrukturauftrag für 
den luK-Bereich entspricht er u. a. durch die Ein­
räumung von Leitungsrechten, die sich bis auf das 
alte Postprivileg der freien Passage auf allen 
Wegen zurückführen lassen30. 
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II. Grundrecht auf Mobilität 

Das Grundrecht auf Mobilität haben jetzt sogar der 
Verkehrsminister und die GRÜNEN akzeptiert, 
wenn es um die Mobilität Behinderter geht. Die 
Straßenunterhaltung ist eine Aufgabe der Daseins­
vorsorge und dient dem Grundrecht auf Mobilität. 

111. Grundrecht auf Kommunikation 

Das Grundrecht auf Kommunikation ist, in Einzel­
grundrechten zersplittert, in Art. 5 GG gesichert. 
Die Telekommunikation ist ähnlich grundrechtlich 
abgesichert wir die Mobilität. Die Entwicklung zum 
Gemeingebrauch an Telekommunikationslinien 
("Datenautobahn") lässt sich nicht aufhalten 

IV. Interessenausgleich 

Die Telekommunikation ist auf die Straßennutzung 
angewiesen. Dies macht eine Regulierung im bei­
derseitigen Daseinsvorsorgeauftrag und zur Abwä­
gung grundrechtlicher Rechtspositionen erforder­
lich. Geboten ist ein gerechter lnteressenausgleich. 

Diesem Interessenausgleich genügt allein der spe­
zielle verkehrliehe Drittveranlassungsansatz. Ge­
mäß§ 50 Abs. 1 TKG ist der Bund- wie seinerzeit 
nach§ 1 Satz 1 TWG die Telegraphenverwaltung­
befugt, Verkehrswege für die öffentlichen Zwecken 
dienenden Telekommunikationslinien unentgeltlich 
zu benutzen, sofern nicht dadurch der Primär­
zweck der Verkehrswege dauernd beschränkt wird. 
Verkehrswege, auf die sich die Nutzungsberechti­
gung bezieht, sind nach§ 50 Abs. 1 Satz 2 TKG nur 
die öffentlichen Wege, Plätze und Brücken sowie 

22 Urteil vom 9. Mai 1921, RGZ 102, 184. 
23 RGZ 102, 184 (186). 
24 AUBERT/KLINGLER, Fernmelderecht/Telekommunikations­

recht, Band II, 4. Aufl. 1990, 2. Kap. Rn. 136m. w. N. 
25 So bereits die klägerische Argumentation in RGZ 102, 184 

(185). 
26 BVerwGE 77, 276 (282). 
27 BVerwGE 109, 192 (199). 
28 Hierzu RONELLENFITSCH, Die Verkehrsmobilität als Grund­

und Menschenrecht - Betrachtungen zur "zirkulären" Mobi­
lität in der Europäischen Union, JöR 44 (1996), 168 ff. 

29 Hierzu RONELLENFITSCH, Auf dem Weg zu einem Kommu­
nikationsgrundrecht, in: WIERLACHER (Hrsg.), Kulturthema 
Kommunikation, 2000, S. 327 ff. 

30 KEMPFER, Das Fernmeldeleitungsrecht an öffentlichen 
Straßen, in: BARTLSPERGER/BLÜMEUSCHROETER (Hrsg.), 
Ein Vierteljahrhundert Straßenrechtsgesetzgebung, 1980, 
s. 197 ff. (197). 
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die öffentlichen Gewässer. Nach §50 Abs. 2 TKG 
überträgt der Bund seine Nutzungsberechtigung 
im Rahmen der Lizenzenteilung gemäß§ 8 TKG auf 
Lizenznehmer nach§ 6 Abs. 1 Nr. 1 TKG, d. h. auf 
Lizenznehmer wie die Telekom. Der (dann) Nut­
zungsberechtigte hat lediglich für die Erteilung der 
Lizenz und für die nach § 50 Abs. 3 TKG erforder­
liche Zustimmung des Wegeunterhaltungspflichti­
gen eine Gebühr zu entrichten. Die Benutzung 
selbst bleibt unentgeltlich. Dies ist Folge des in § 1 
TKG festgelegten Zwecks des Gesetzes, der wie­
derum Art. 87 f. Abs. 1 GG konkretisiert. Durch die 
unentgeltliche Benutzungsmöglichkeit werden Nut­
zungsberechtigte von Telekommunikationslinien 
nicht einseitig privilegiert. Vielmehr werden die 
durch den Daseinsvorsorgeauftrag relativierten 
Wettbewerbschancen wieder ausgeglichen. Es be­
steht ein Gegenseitigkeitsverhältnis. Die Verkehrs­
wege nach § 50 Abs. 1 Satz 2 TKG sind im Ver­
hältnis zu den Nutzungsberechtigten entschädi­
gungslos duldungspflichtig. Dafür haben sie einen 
Anspruch, von Änderungskosten verschont zu blei­
ben. Im Gegensatz hierzu ist etwa die Nutzung von 
Bundesfernstraßen durch Leitungen, die der Ver­
sorgung der Allgemeinheit mit elektrischer Energie, 
Gas, Wasser und Fernwärme dienen (Versorgungs­
leitungen), als Sondernutzung gebührenpflichtig. 
Das schließt eine einseitige Zuweisungen der Fol­
gekostenpflicht aus. Mit der Folgekostenpflicht 
beschäftigt sich deshalb ein komplizierteres Ge­
flecht gesetzlicher Reglementierung und vertragli­
cher Ausgestaltungen (Gestattungsverträge31). 
Nach § 8 Abs. 2a Satz 3 FStrG trifft gleichwohl, von 
den Fällen der echten Drittveranlassung abgese­
hen, die Kostenfolgepflicht die Versorgungsunter­
nehmen, weil die Vorteile der Straßennutzung die 
Nachteile bei den Kostenfolgen überwiegen. Erst 
recht rechtfertigt es die Bevorzugung der Telekom­
munikationslinien, den jeweiligen Nutzungsberech­
tigten zum Tragen der Kosten heranzuziehen, die 
entstehen, wenn eine Kollision mit dem Primär­
zweck des unentgeltlich leitungsführenden Ver­
kehrswegs durch Änderung oder Beseitigung der 
Telekommunikationslinie behoben werden muss. 

Im Gegenseitigkeitsverhältnis stehen aber lediglich 
das unentgeltliche Nutzungsrecht der öffentlichen 

31 Vgl. GRUPP, in: MARSCHALUSCHROETER/KASTNER, 
Bundesfernstraßengesetz, Kommentar, 5. Aufl. 1998, § 8 Rn. 
48. 

32 DEMMEL, in: MANSSEN (Fußn. 17), § 50 Rn. 12 ff. 

Verkehrswege im Sinne des§ 50 Abs. 1 Satz 2 TKG 
durch öffentlichen Zwecken dienende Telekommu­
nikationslinien und die Folgekostenpflicht für die 
Änderung oder Beseitigung der Telekommunika­
tionslinien im Interesse solcher Verkehrswege32. 
Wird die Änderung eines nach § 50 Abs. 1 TKG dul­
dungspflichtigen Verkehrswegs in einem Planfest­
stellungsbeschluss als notwendige Folgemaßnah­
me eines Vorhabens festgelegt, das keinen Ver­
kehrsweg im Sinne von § 50 Abs. 1 Satz 2 TKG be­
trifft, wird das Gegenseitigkeitsverhältnis von Dul­
dungspflichtigem und Nutzungsberechtigtem über­
schritten. Zwar besteht für den Unterhaltungs­
pflichtigen des leitungsführenden Verkehrswegs 
nach § 75 Abs. 1 VwVfG die Pflicht, "seinen" Ver­
kehrsweg zu ändern. Auch ergibt sich daraus eine 
Folgepflicht des Nutzungsberechtigten. Der Plan­
feststellungsbeschluss darf jedoch nicht dem Nut­
zungsberechtigten die Folgekosten auferlegen. 
"Dieser" Fall ist in § 53 Abs. 3 TKG nicht gemeint. 

G) Ergebnis 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 1. 
Juli 1999 dient dem Interessenausgleich zwischen 
Unterhaltungspflichtigen und Nutzungsberechtig­
ten von Verkehrswegen. Es führt die bisherige 
Rechtsprechung fort und gelangt für den zu ent­
scheidenden Sachverhalt zu ausgewogenen Er­
gebnissen. Manche allgemein gehaltene Formulie­
rungen beschwören allerdings Missverständnisse 
herauf, die die Ausgewogenheit des Interessens­
ausgleichs bei anderen Fallkonstellationen in Frage 
stellen. Dies gilt für die Interpretation des Merkmals 
der "von dem Unterhaltspflichtigen beabsichtigten 
Änderung des Verkehrsweges" in § 53 Abs. 1 TKG. 
Die Änderungsabsicht soll nach Ansicht des Bun­
desverwaltungsgerichts gegeben sein, wenn sie 
durch anderweitige Planfeststellungsbeschlüsse 
geboten ist. Das Zwangsargument kann aber nur 
für planfestzustellende Vorhaben gelten, die Ver­
kehrswege im Sinne von § 50 Abs. 1 TKG betref­
fen. Die Folgekostenpflicht der Nutzungsberechtig­
ten von Telekommunikationslinien ist lediglich ein 
Ausgleich für die unentgeltlich eingeräumten Nut­
zungsrechte an den Verkehrswegen des § 50 Abs. 
1 TKG. Bei Planfeststellungsbeschlüssen für ande­
re - verkehrliehe oder nichtverkehrliehe - Vorhaben 
besteht diese Möglichkeit nicht. § 75 Abs. 1 Satz 1 
VwVfG begründet keine Folgekostenpflicht, son­
dern setzt diese voraus. 



Ministerialrat Jürgen Kern, 
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Landesentwicklung, Wiesbaden 

Werbung und sonstige Hinweise 
an Straßen 

Die öffentlichen Straßen werden verstärkt zum Ziel 
zahlreicher Wünsche und Begehrlichkeiten, die mit 
ihren eigentlichen Aufgaben nicht das Geringste zu 
tun haben. Ich darf in diesem Zusammenhang an 
das Forschungsseminar am 21./22. Oktober 1996 
in Speyer erinnern, welches unter dem Thema "Die 
Straße als Mehrzweckinstitut" stand. Damals refe­
rierte unter anderem Prof. Dr. BARTLSPERGER über 
das Thema "Werbung und "Straßenkommunika­
tion" in der Mehrzweckordnung öffentlicher Stra­
ßen" (siehe Heft 170 der Speyerer Forschungsbe­
richte, 1997, S. 45 ff.). 

Straßen dienen in erster Linie zur Befriedigung des 
Grundbedürfnisses der Menschen nach Mobilität, 
dem Transport von Menschen und Güter und darü­
ber hinaus aber auch, soweit es die innerörtlichen 
Straßen anbetrifft, der Kommunikation (BARTL­
SPERGER, a. a. 0., S. 76 ff.). Der Wunsch nach 
aufgabenfremden Nutzungen entsteht insbesonde­
re deshalb, weil es sich bei den Straßengrund­
stücken grundsätzlich um Eigentum der öffentli­
chen Hand handelt, für dessen Inanspruchnahme 
geringere Hürden zu überwinden sind als bei der 
Inanspruchnahme des durch Art. 14 GG geschütz­
ten Eigentums Privater. 

Darüber hinaus werden die Straßen von vielen 
Menschen genutzt, die man dort auf einfache 
Weise ohne allzu großen Aufwand erreichen und 
ansprechen kann. Dies haben nicht nur einzelne 
Gewerbetreibende entdeckt, sondern insbesonde­
re auch die Werbungswirtschaft Glaubt man ihnen, 
so hängt das Wohlergehen der deutschen Wirt­
schaft davon ab, dass entlang der öffentlichen 
Straßen geworben werden darf. Deshalb werden 
periodisch wiederkehrend Wünsche vorgetragen, 
an und auf Straßen außerhalb der geschlossenen 
Ortslage Werbeanlagen errichten zu dürfen. Stand­
orte innerhalb der geschlossenen Ortslage werden 
im Allgemeinen als uninteressant angesehen, weil 
dort ohnehin zahlreiche zulässige Werbeanlagen 
anzutreffen sind, so dass jede weitere Werbeanla­
ge nicht besonders auffallen würde. 
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Ist die Politik, stets nur den jeweiligen Einzelfall vor 
Augen habend, noch allzu gerne zu Zugeständnis­
sen bereit, so scheitern die Vorhaben in der Regel 
am Widerstand der Bürokratie. Die Mitarbeiter bei 
den zuständigen Behörden und Verwaltungen 
sehen sich nicht nur gezwungen, unter Hinweis auf 
das geltende Recht - und um keinen Präzedenzfall 
zu schaffen - entsprechende Anträge trotz wohl­
wollender Prüfung "negativ zu bescheiden II, wie es 
im Amtsdeutsch heißt, sondern sie stehen in der 
Regel auch hinter den Entscheidungen; sie wollen 
keine "italienischen" Verhältnisse. Dennoch ziehen 
solche Entscheidungen oft den Unwillen der ge­
wählten Volksvertreter auf sich. 

1 Rechtsgrundlagen 

Die Frage der Zulässigkeit von Werbeanlagen ist in 
verschiedenen Rechtsmaterien geregelt, die je 
nach Aufgabenstellung die fachgesetzlichen Zulas­
sungsvoraussetzungen festlegen. Dabei kommt es 
durchaus zu Überschneidungen, da sich auch die 
Aufgabenbereiche der Fachgesetze teilweise über­
lagern. 

1.1 Bauordnungsrecht (§ 13 MBO) 

Im Bauordnungsrecht sind die Werbeanlagen in 
§ 13 MBO und den entsprechenden Vorschriften 
der Länderbauordnungen geregelt. 

Abs. 1 stellt klar, dass unter diese Regelung alle 
Werbeanlagen fallen, unabhängig davon, ob es 
sich dabei um bauliche Anlagen handelt oder nicht. 

ln Abs. 2 wird die Zielrichtung der gesetzlichen Re­
gelung verdeutlicht: Soweit sie bauliche Anlagen 
sind, gelten für sie die entsprechenden gesetzli­
chen Anforderungen. Durch die bauliche Anlage 
dürfem die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
nicht gefährdet werden, und zwar auch nicht durch 
unzumutbare Nachteile oder Belästigungen (§ 3 
Abs. 1 MBO). Soweit sie keine baulichen Anlagen 
sind, gilt für sie das Verunstaltungsverbot sowie 
das Verbot der Gefährdung der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs. 

Nach Abs. 3 sind Werbeanlagen im Außenbereich 
("Außerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile") grundsätzlich unzulässig. Ausgenom­
men von diesem Verbot sind 

• Werbeanlagen an der Stätte der Leistung. 
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• Sammalhinweise vor Ortsdurchfahrten auf Inha­
ber und Art gewerblicher Betriebe (siehe hierzu 
z. B. Richtlinien für die Aufstellung privater Hin­
weisschilder auf Hotels, Gasthöfe und sonstige 
ü bernachtu ngsmög I ichkeiten, Rundschreiben 
StB 2/4 - Bh 170 BW 60 des Bundesministers 
für Verkehr vom 12. Januar 1961 sowie Richtli­
nien für die Aufstellung von privaten Wegwei­
sern für Messen, Ausstellungen, sportliche und 
öffentliche Veranstaltungen, Rundschreiben StB 
2/4/StV 2- Bsw 4061 Vm 60 vom 27.01.1961). 

• Schilder der privaten Wegweisung (" Hinweiszei­
chen"), die im Interesse des Verkehrs auf außer­
halb der Ortsdurchfahrten liegenden Betriebe 
oder versteckt liegende Stätten aufmerksam 
machen. Meines Erachtens ist diese Regelung 
ungenau und gibt nicht das wieder, was gewollt 
ist. Gemeint sind aus meiner Sicht allein Ziele 
außerhalb der Ortslage. Soweit sie sich inner­
orts, aber außerhalb der Ortsdurchfahrt befin­
den, kann auf sie innerhalb der Ortsdurchfahrt 
hingewiesen werden, so dass es keines Hinwei­
ses im Außenbereich bedarf. 

• Werbeanlagen an und auf Flugplätzen, Sportan­
lagen und Versammlungsstätten, soweit sie 
nicht in die freie Landschaft wirken. 

• Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messe­
gelände. 

1.2 Naturschutzrecht (§ 8 BNatSchG) 

Nach § 8 BNatSchG in Verbindung mit den ent­
sprechenden Vorschriften der Naturschutzgesetze 
der Länder bedürfen Eingriffe in Natur und Land­
schaft einer Genehmigung. Ein solcher Eingriff liegt 
beispielsweise auch vor, wenn durch eine Werbe­
anlage das Landschaftsbild erheblich oder nach­
haltig beeinträchtigt werden kann. Darüber hinaus 
enthalten Verordnungen zur Ausweisung von 
Natur- und Landschaftsschutzgebieten in aller 
Regel das Verbot, Werbeanlagen in den Gebieten 
zu errichten. Schutzzweck der Normen ist die Er­
haltung der Schönheit der Landschaft, des Land­
schaftsbildes. Dies entspricht dem Verunstaltungs­
verbot im Baurecht. 

1.3 Straßenverkehrsrecht (§ 33 StVO) 

Auch das Straßenverkehrsrecht verbietet Werbung 
innerhalb und außerhalb geschlossener Ortschaf­
ten, wenn durch sie Verkehrsteilnehmer außerhalb 
geschlossener Ortschaften in einer den Verkehr ge-

fährdenden oder erschwerenden Weise abgelenkt 
oder belästigt werden können (§ 33 Abs. 1 StVO). 
Schutzzweck ist die Abwehr von Gefahren für die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der 
Straße. Die abstrakte Gefährdung reicht für das 
Verbot aus; es bedarf keines Nachweises einer 
konkreten Gefahr für den Verkehr etwa durch Hin­
weis auf Verkehrsunfalldaten. 

Darüber hinaus ist nach § 33 Abs. 2 StVO Werbung 
in Verbindung mit Verkehrszeichen und Verkehrs­
einrichtungen verboten, weil dadurch der Verkehrs­
teilnehmer verunsichert werden könnte. 

1.4 Straßenrecht 

Das Bundesfernstraßengesetz (§ 9 FStrG) enthält 
sehr ausführliche Regelungen über Werbeanlagen 
an Straßen. Hierbei ist zu unterscheiden zwischen 
Werbeanlagen in der Anbauverbots- und der An­
baubeschränkungszone. 

Die Straßengesetze der Länder- mit Ausnahme der 
Stadtstaaten Berlin und Harnburg- enthalten ent­
sprechende Vorschriften, die von der Zielrichtung 
im Wesentlichen identisch sind, zum Teil jedoch in 
Nuancen - insbesondere hinsichtlich der Formulie­
rung - voneinander abweichen (§ 22 StrG BW, Art. 
22 BayStrWG, § 24 BbgStrG, § 27 BremLStrG, 
§ 23 HStrG, § 31 StrWG - MV, § 24 NStrG, 
§ 28 StrWG NRW, § 24 LStrG RP, § 29 SaariStrG, 
§ 24 SächsStrG, § 24 StrG LSA, § 29 StrWG SH, 
§ 24 ThürStrG). So hat man beispielsweise im 
Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein­
Westfalen zwar das Anbauverbot ersatzlos wegfal­
len lassen (§ 25 StrWG NRW), für Anlagen der 
Außenwerbung diese Unterscheidung jedoch bei­
behalten (§ 28 StrWG NRW). Solche vereinzelten 
"Ausreißer" veranlassen mich, mich im Folgenden 
ausschließlich mit dem Bundesfernstraßengesetz 
zu befassen. 

1.4.1 Die Anbauverbotszone (§ 9 Abs. 1 FStrG) 

Nach § 9 Abs. 6 i. V. m. Abs. 1 FStrG sind Werbe­
anlagen in der Anbauverbotszone grundsätzlich 
unzulässig. Nach § 9 Abs. 8 FStrG kann jedoch 
eine Ausnahme von dem Verbot zugelassen wer­
den, wenn das Verbot "im Einzelfall zu einer offen­
bar nicht beabsichtigten Härte führen würde und 
die Abweichung mit den öffentlichen Belangen ver­
einbar ist oder wenn Gründe des Wohls der Allge­
meinheit die Abweichung erfordern". Darüber hin­
aus sind außerhalb des Erschließungsbereichs von 



Ortsdurchfahrten Werbeanlagen an Brücken über 
Bundesfernstraßen ebenfalls verboten. 

Sinn und Zweck der Regelung in § 9 Abs. 1 FStrG 
ist es in erster Linie, Einwirkungen auf den öffentli­
chen Verkehrsraum, die stets die Gefahr einer Be­
einträchtigung des Verkehrs in sich bergen, zu ver­
hindern. Durch solche Störungen aus dem Nach­
barbereich einer Straße kann die Tauglichkeit der 
Straße für ihre Zweckbestimmung, als sicherer und 
leicht zu benutzender Weg zu dienen, erheblich 
herabgemindert werden. Die Abwehr solcher 
Störungen und Gefahren gehört zu den Aufgaben 
des Straßenbaulastträgers aus der Baulast 
(KODAL, KRÄMER, Straßenrecht, 6. Auflage, Kap. 
29 Rn. 2). Wer den Verkehr auf einer Straße eröff­
net, muss einerseits in die Lage versetzt werden, 
Beeinträchtigungen oder Gefahren für den Verkehr 
abwehren zu können, andererseits aber auch alles 
in seinem Einwirkungsbereich Mögliche tun, damit 
der Verkehr sicher abgewickelt werden kann. Die 
diesbezüglichen Möglichkeiten des Straßenbau­
lastträgers, gegen Einwirkungen von baulichen An­
lagen einschließlich Werbeanlagen auf die Straße 
vorzugehen, werden in den Vorschriften des Bun­
desfernstraßengesetzes (§ 9 FStrG) konkretisiert. 

Vom Wortlaut des Gesetzes wäre jede Werbung in 
der Anbauverbotszone von Bundesfernstraßen 
verboten, und zwar unabhängig davon, ob sie nun 
auf die Straße einwirkt oder nicht. Eine solche Aus­
legung steht jedoch nicht im Einklang mit dem 
Schutzzweck der Vorschrift. 

Das Verbot von Werbung, die nicht auf die Straße 
einwirkt, wäre unter dem Gesichtspunkt der Ver­
kehrssicherheit eine nicht beabsichtigte Härte im 
Sinne von § 9 Abs. 8 FStrG (BVerwG, Urt. v. 
04.04.1975, Az.: IV C 55.74, in DÖV 1975, S. 574). 
Eine Härte liegt vor, wenn das Anbauverbot nach­
haltig in die Rechte des Betroffenen eingreift und 
ihm dadurch ein erhebliches Opfer auferlegt (BVe­
rwG, Urt. v. 04.04.1975, Az.: IV C 43.72 in DÖV 
1975 S. 572). Sie ist dann nicht beabsichtigt, wenn 
die Einhaltung des Anbauverbots im Einzelfall nicht 
notwendig ist, um die vom Gesetz im Interesse der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erstrebten 
Anbauverhältnisse in den Schutzstreifen entlang 
den öffentlichen Straßen zu erhalten (BVerwG, Urt. 
v. 04.04.1975, Az.: IV C 55.74, in DÖV 1975, S. 574) 

Da in den Fällen, in denen eine Werbeanlage nicht 
auf die Straße einwirkt, ein Abweichen von der ge­
setzlichen Vorschrift mit dem öffentlichen Belang 
"Verkehrssicherheit" im Einklang stünde, ist von 
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daher und insoweit eine straßenrechtliche Ausnah­
me vom Werbeverbot in der Anbauverbotszone 
möglich. 

Über den Belang der Verkehrssicherheit hinaus 
müssen aber auch die in § 9 Abs. 3 FStrG genann­
ten Schutzgüter "Ausbauabsichten" und "Straßen­
baugestaltung", die dem Wortlaut nach nur für die 
Anbaubeschränkungszone gelten, bei der Zulas­
sung von Ausnahmen in der Anbauverbotszone 
Berücksichtigung finden. Beide Schutzbereiche, 
nämlich Anbaubeschränkungs- und Anbauverbots­
zone, überlagern sich in der Anbauverbotszone. 
Selbstverständlich darf ein Bauvorhaben in der An­
bauverbotszone auch dann nicht durchgeführt 
werden, wenn beabsichtigt ist, die Straße auszu­
bauen, oder der Planfeststellungsbeschluss zum 
Bau der Straße beispielsweise bestimmte Vorga­
ben bezüglich der Einpassung der Straße in die 
Landschaft enthält. 

1.4.2 Die Anbaubeschränkungszone (§ 9 Abs. 2 
FStrG) 

ln der Anbaubeschränkungszone dürfen Werbean­
lagen nur mit Zustimmung der zuständigen Stra­
ßenbaubehörde erfolgen. Obwohl der Schutz­
zweck des § 9 Abs. 2 FStrG dem des § 9 Abs. 1 
FStrG entspricht und neben der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs auch die Ausbauabsich­
ten und die Straßenbaugestaltung erfasst (§ 9 Abs. 
3 FStrG), ist die Vorschrift kaum geeignet, die Er­
richtung von Werbeanlagen zu unterbinden, denn 
dies erfordert eine hinreichend konkretisierte Ge­
fährdung der genannten Schutzgüter. KODAU 
KRÄMER (Straßenrecht, 6. Auflage, Kap. 28 Rn. 55) 
fordert für eine ablehnende Entscheidung, dass die 
Schutzgüter der Vorschrift "beeinträchtigt sind", 
während nach MARSCHALUSCHROETER/KAST­
NER (Bundesfernstraßengesetz, § 9 Rn. 32) und 
FICKERT (Straßenrecht in Nordrhein-Westfalen, 3. 
Auflage, § 25 Rn. 57) unter Hinweis auf die Recht­
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil 
vom 28.05.1963, Az.: I C 247.58 in DVBI. 1963, S. 
815 ff. - 820 -) keine konkrete Gefährdung, wohl 
aber eine Eignung des konkreten Vorhabens, "sich 
in der jeweiligen örtlichen Situation unter Berück­
sichtigung des durchschnittlichen Verkehrsteilneh­
mers nachteilig auf das derzeitige und zu erwarten­
de normale Verkehrsgeschehen auszuwirken", zu 
verlangen ist. Nach Auffassung des Bundesverwal­
tungsgerichts muss nicht die unbedingte Gewis­
sheit bestehen, dass das Bauvorhaben den Ver­
kehrsablauf auf der Bundesfernstraße - oder die 
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anderen genannten Schutzgüter - beeinträchtigt 
oder gefährdet. Vielmehr reicht die erkennbare, 
nicht aber die theoretische Möglichkeit aus. Da in 
der Praxis die Werbeanlagen regelmäßig entweder 
unmittelbar an der Straße oder außerhalb der An­
baubeschränkungszone errichtet werden oder er­
richtet werden sollen, sind diese Unterschiede und 
die daraus möglicherweise resultierenden unter­
schiedlichen Rechtsauffassungen ohne praktische 
Bedeutung. Die Zustimmung kann jedenfalls nur 
versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt 
werden, "soweit dies wegen der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsichten 
und der Straßenbaugestaltung nötig ist". 

2 Die Zulässigkeit von Ausnahmen 
für Werbeanlagen in der straßen­
rechtlichen Anbauverbotszone 

Eine aus straßenrechtlicher Sicht zulässige Wer­
bung darf dennoch nicht errichtet werden, wenn 
andere öffentlich-rechtliche Bestimmungen ihrer 
Errichtung entgegenstehen. Ich verweise insoweit 
auf die bereits genannten Vorschriften des Bauord­
nungs-, Naturschutz- und Straßenverkehrsrechts. 

2.1 Allgemeine Grundsätze 

Unbeschadet der Zulassungsvoraussetzungen 
nach anderen Vorschriften, die stets vom Antrag­
steller gesondert bei der zuständigen Behörde zu 
beantragen sind, können Werbeanlagen in der An­
bauverbotszone zugelassen werden, wenn 

• sie nicht auf die durchgehende Fahrbahn/ 
Straße einwirken können, weil sie von dort nicht 
gesehen werden, 

• soweit sie auf Straßengrund errichtet werden, 
durch sie keine Behinderungen oder Erschwe­
rungen für den Straßenunterhaltungs- und -be­
triebsdienst eintreten, 

• ein Gestattungsvertrag mit dem Träger der 
Straßenbaulast als Grundstückseigentümer vor­
liegt, 

keine Beeinträchtigung von Verkehrszeichen, 
insbesondere der Wegweisung, und der 
Straßenbaugestaltung eintritt, 

• es zu keiner Sichtbehinderung kommt (Freihal­
tung der Sichtdreiecke, "soziale Kontrolle" bei 
Straßenbestandteilen wie Parkplätzen oder 
Geh- und Radwegen) und 

• die Gestaltung der Werbeanlage auf den 
Standort abgestimmt ist. 

Für die Gestattung der Werbeanlage kann ein Ent­
gelt erhoben werden. Da die Errichtung der Werbe­
anlage den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt 
(beeinträchtigen darf!), stellt sie eine bürgerlich­
rechtliche Nutzung im Sinne von § 8 Abs. 1 0 FStrG 
dar. Nach Anlage 1 der Richtlinien über Nutzungen 
an Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes 
(Nutzungsrichtlinien, Vkßl. 1975, S. 529, geändert 
ARS Nr. 43/1993 vom 06.12.1993, VkBI. 1993 
S. 852, und ARS 41/1996, VkBI. 1997, S. 41) in Ver­
bindung mit Nr. 19 Abs. 1 der Nutzungsrichtlinien 
können für die Benutzung Entgelte erhoben, und 
zwar (für Werbeanlagen) zwischen DM 35,- und DM 
850,- (Ziff. 4.1.3 der Anlage 1). Diese Beträge sind 
angesichts der Einnahmen der Werbefirmen durch 
die Werbeanlagen viel zu gering. Hier muss für 
kommerzielle Werbung eine entsprechende Anhe­
bung erfolgen. Alternativ zur Erhebung eines Ent­
gelts könnte auch daran gedacht werden, die Ein­
richtung, Pflege und Unterhaltung der betroffenen 
Verkehrsanlage- ich denke in diesem Zusammen­
hang beispielsweise an Werbung auf Parkplätzen -
ganz oder teilweise dem (Werbe-)Berechtigten auf­
zuerlegen. Die Einnahmen aus Nutzungsentgelten 
fließen dem Träger der Straßenbaulast als Eigentü­
mer des Grundstücks zu. 

2.2 Einzelfälle 

Nach den grundsätzlichen Ausführungen möchte 
ich nunmehr auf verschiedene Einzelfälle eingehen. 

2.2.1 Nichtamtliche Hinweiszeichen (Wegwei-
sung) 

Bereits Mitte des letzten Jahrhunderts erkannte 
man, dass es über die wegweisende Beschilde­
rung hinaus im Einzelfall zusätzlicher Hinweise be­
darf, damit der Verkehrsteilnehmer in die Lage ver­
setzt wird, sein Ziel aufzufinden. Bei diesen Zielen 
handelt es sich in erster Linie um gewerbliche Ein­
richtungen mit geringem Zielverkehrsaufkommen, 
für die eine amtliche Wegweisung nicht in Frage 
kommt. So entstanden in Hessen bereits 1959 die 
Richtlinien für private Wegweisung und private Hin­
weisschilder (Runderlass Stß 19/59 vom 10. No­
vember 1959- nicht veröffentlicht). ln der Folgezeit 
wurden diese Richtlinien mehrfach modernisiert, 
wenngleich sich an der Konzeption nichts änderte: 
Stets musste es sich um eine wegweisende Be­
schilderung handeln, die zusätzlich zu der amtli-



chen Beschilderung notwendig wurde, damit der 
Verkehrsteilnehmer sein Ziel auffinden konnte. 
Durch diese Hinweiszeichen, die rechtlich als Wer­
beanlagen einzustufen sind, werden Irrfahrten ver­
mieden. Sie dienen somit in erster Linie der Sicher­
heit und Leichtigkeit des Verkehrs. Die Wegwei­
sung wird zum Hauptzweck, und die einem sol­
chen Hinweis stets innewohnende "Werbung rückt 
in den Hintergrund" (Richtlinien für private Wegwei­
sung vom 10.07.1980, StAnz., S. 1379). 

Im Jahr 1985 entstanden die bundeseinheitlichen 
"Richtlinien über nichtamtliche Hinweiszeichen auf 
Einrichtungen mit besonderem Verkehrsbedürfnis 
außerhalb des Erschließungsbereichs von Orts­
durchfahrten von Bundesfernstraßen" (StAnz. 
1985, S. 730), die gemeinsam von Vertretern des 
Bundes und der Länder erarbeitet und vom Bund 
den Ländern übersandt wurden mit der Bitte, sie 
für den Bereich des jeweiligen Landes einzuführen. 
Die Länder hatten die Möglichkeit, den Anwen­
dungsbereich dieser Richtlinien auf Straßen nach 
Landesrecht auszudehnen. 

Diese bundeseinheitlichen Richtlinien wurden im 
Jahre 1988 mit der Änderung des Anwendungsbe­
reichs der Zeichen 386 und 432 StVO aufgegeben. 
Dabei hatte man jedoch übersehen, dass diese 
neuen Verkehrszeichen nur bei einem erheblichen 
Zielverkehr (Ziff. 1.1 Abs. 1 1. Spiegelstrich der RtH 
1988 vom 21. Juni 1988, VkBI., S. 488) verwendet 
werden durften. ln Hessen wurden deshalb die 
Richtlinien aus dem Jahr 1985 nicht aufgehoben. 

Derzeit befasst sich ein Arbeitskreis, vom Länder­
fachausschuss Straßenbaurecht beauftragt, unter 
Vorsitz von Nordrhein-Westfalen mit der Erarbei­
tung von Eckpunkten für eine neue Richtlinie über 
nichtamtliche Hinweiszeichen auf private Einrich­
tungen an Bundes- und Landesstraßen. Sie dienen 
dem Zweck, die Zulässigkeitsvoraussetzungen von 
(privaten) Hinweiszeichen auf gewerbliche Einrich­
tungen einschließlich der selbst vermarktenden 
landwirtschaftlichen Betriebe zu regeln. Ein erster 
Entwurf dieses Eckpunktepapiers liegt nunmehr 
vor. Danach sind private Hinweiszeichen zulässig, 

• wenn die Voraussetzungen für eine amtliche 
Wegweisung nach § 42 Abs. 8 StVO (Zeichen 
415 ff.) und für touristische Hinweise nach § 42 
Abs. 7 StVO (Zeichen 386) nicht vorliegen, 

• aber gleichwohl im Interesse der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs zur Orientierung der 
Verkehrsteilnehmer besondere Hinweise erfor-
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derlieh sind, damit diese in die Lage versetzt 
werden, das Ziel aufzufinden. 

2.2.2 Hinweise auf in der Ortslage befindliche 
Einrichtungen 

Ausnahmsweise können auch Hinweise auf inner­
halb einer Ortslage liegende Ziele zur Information 
der Verkehrsteilnehmer erforderlich sein, wenn 

• es sich um Ziele handelt, die den Bedürfnissen 
der Verkehrsteilnehmer dienen (Hotel, Gaststät­
te, Tankstelle, Reparaturwerkstatt) und 

die betreffende Ortschaft von der Straße er­
kennbar und so klein ist, dass der Verkehrsteil­
nehmer nicht vermuten kann, dort einen sol­
chen Betrieb anzutreffen. ln diesen Fällen reicht 
zur Information der Verkehrsteilnehmer die Ver­
wendung von entsprechenden Piktogrammen 
gemäß§ 42 Abs. 7 StVO (Zeichen 375, 376, 361 
und 359) aus. 

Das Gleiche gilt für Ziele in einer Ortslage, die über 
mehrere Anschlüsse an die überörtliche Straße ver­
fügt, wenn der Verkehr zur Entlastung der Ortslage 
über einen bestimmten Anschluss zu seinem Ziel 
geführt werden soll. 

2.2.3 Werbung an der Stätte der Leistung 

Da jeder Betrieb, der durch die Straße erschlossen 
wird, auf eine "gewisse Reklame" (BVerwG, Urt. v. 
03.09 1963, a. a. 0.) auf seinem Betriebsgrund­
stück angewiesen ist, würde die Versagung einer 
solchen Werbung zu einer offenbar nicht beabsich­
tigten Härte führen. Dies gilt jedoch nicht für jegli­
che Werbung. Sie muss vielmehr betriebsbezogen 
sein, um über die Härteklausel genehmigt werden 
zu können. Zu denken ist hierbei an Werbung an 
Firmengebäuden und Gaststätten im Außenbe­
reich. Dies gilt allerdings nicht für den Bereich der 
Anbauverbotszone entlang der Bundesautobah­
nen, da diese anbaufrei sind und keine Grund­
stücke erschließen. 

Darüber hinaus ist eine Werbung in Hinblick auf die 
Anforderungen von Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs nur zulässig, wenn sie zusätzlich folgende 
Kriterien erfüllt: 

Die Werbeanlage muss so gestaltet sein, dass eine 
längere Blickabwendung des Fahrzeugführers 
nach aller Erfahrung nicht erforderlich ist. Dies be­
deutet insbesondere 
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nicht überdimensioniert, 
• blendfrei, 

nicht beweglich, 
• schnell erfassbar und nur zur unterschwelligen 

Wahrnehmung geeignet, 
• die amtliche Beschilderung darf nicht beein­

trächtigt werden, 
keine Anhäufung von Werbeanlagen. 

Unzulässig sind somit insbesondere folgende Wer­
beanlagen und -maßnahmen: 

Prismenwendeanlagen, 
Lauflichtbänder, 
Rollbänder, 
Filmwände, 

• statische Lichtstrahler, Licht- und Laserkanonen 
und vergleichbare Einrichtungen, 

• Werbung mit Botschaften (Satzaussagen, Preis­
angaben, Adressen, Telefonnummern u. Ä.), 

• akustische Werbung, 
Iuft- oder gasgefüllte Werbepuppen oder -bal­
lons. 

Hinsichtlich der Werbung an Bundesautobahnen 
hat das Bundesministerium für Verkehr in Abstim­
mung mit dem Bund-Länder-Arbeitskreis StVO und 
dem Länderfachausschuss Straßenbaurecht ein 
Positionspapier "Werbung an Autobahnen aus 
Straßenverkehrs- und straßenrechtlicher Sicht" 
(Stand: 15. Febr. 2001) erarbeitet, welches die 
oben genannten Grundsätze enthält. 

2.2.4 Werbung auf Rastanlagen (Nebenbetrie­
ben und Parkplätzen) 

ln Hessen ist in den letzten Jahren von den Frem­
denverkehrsverbänden die Forderung erhoben 
worden, entlang den Durchgangsautobahnen A 3, 
A 5 und A 7 über die touristischen Hinweise hinaus 
auf Fremdenverkehrseinrichtungen wie Hotels und 
Gaststätten mit Werbeanlagen hinweisen zu dür­
fen. Dies wird stets abgelehnt mit der Begründung, 
dass solche Werbeanlagen die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen, wenn 
nicht gar gefährden. Dies gilt für Werbeanlagen jeg­
licher Art. Eine Sonderregelung für den Fremden­
verkehr, quasi als "Iex Fremdenverkehr", wird als 
nicht vertretbar abgelehnt. 

Im Rahmen dieses Abwehrkampfes wurde die Idee 
des sog. "Info-Parkplatzes" geboren. Hierbei han­
delt es sich um Parkplätze - auch Nebenbetriebe -
an Bundesautobahnen, die mit Zeichen 367 StVO 
(i) im Rahmen der amtlichen Beschilderung ge-

kennzeichnet werden. Auf diesen Parkplätzen dür­
fen die Kreise oder kreisfreien Städte auf Einrich­
tungen hinweisen, an denen die Verkehrsteilneh­
mer auf den Autobahnen im Allgemeinen ein Inte­
resse haben könnten. Dies sind insbesondere Ho­
tels, Gaststätten und touristische Besonderheiten, 
aber auch Reparaturwerkstätten. Der jeweilige 
Standort dieser Informationstafel auf dem Park­
platz ist mit der zuständigen Straßenbauverwal­
tung abzustimmen, wobei die allgemeinen Grund­
sätze über Werbeanlagen beachtet werden müs­
sen. So darf beispielsweise diese Anlage nicht auf 
die Fahrbahn der Bundesautobahn ausgerichtet 
sein, sondern nur auf den ruhenden Verkehr auf 
dem Parkplatz. 

Der erste Info-Parkplatz ist inzwischen eingerichtet 
worden, und zwar auf der PWC-Anlage (Parkplatz 
mit WC) "Am Pommer" an der A 7 im Bereich der 
Stadt Bad Hersfeld. Weitere Info-Parkplätze wer­
den in Abstimmung zwischen den Kreisen und der 
hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung ge­
plant. 

Des Weiteren ist beabsichtigt, solche Einrichtun­
gen auch im Bereich des den Autobahnen nachge­
ordneten Straßennetzes in Hessen zuzulassen. Es 
ist selbstverständlich, dass dies nur in enger Ab­
stimmung mit der hessischen Straßen- und Ver­
kehrsverwaltung geschehen kann. Von ihr ist ins­
besondere die Eignung des jeweiligen Parkplatzes 
zu prüfen. So muss beispielsweise auf den Park­
plätzen eine ausreichende Zahl von Stellplätzen 
vorhanden sein. Auf nicht geeigneten Anlagen wird 
die Errichtung von Informationstafeln abgelehnt. 

Gedacht ist ferner an die Errichtung von Internet­
Stationen auf Nebenbetrieben, von denen aus der 
Verkehrsteilnehmer auf der Bundesautobahn bei­
spielsweise Übernachtungen in nahe gelegenen 
Hotels oder Gasthäusern buchen kann. Die ersten 
Gespräche mit der Deutschen Telekom und den 
Konzessionsnehmern werden bereits geführt. Als 
erster Internet-Parkplatz ist die Rastanlage "Has­
selberg" an der A 7 ins Auge gefasst. 

2.2.5 Werbung auf Lärmschutzwänden 

Am 19.11.2000 konnte man in der "FAZ am Sonn­
tag" lesen, der hessische Wirtschaftsminister 
POSCH beabsichtige, Lärmschutzwände an Bun­
desautobahnen als Werbeflächen nutzen zu lassen. 
Einen Tag später befand sich in der "Bild-Zeitung", 
Ausgabe Mainz-Wiesbaden, ein Artikel mit der 



Überschrift "Tolle Idee oder gefährlicher Unfug? 
Lärmschutzwände als Werbeflächen". Damit der 
Leser sich dies auch bildlich vorstellen konnte, war 
neben dem Artikel ein Foto zu finden, welches eine 
Lärmschutzwand zeigte mit einem Plakat, auf dem 
eine halbnackte hübsche junge Dame zu sehen war 
und der Text "Ruf mich an!". Darunter folgender 
Kommentar: "Da drohen jede Menge Auffahrunfäl­
le: Wenn sich hübsche Mädels wie hier TV-Mode­
ratorin Sonja Kraus werbend auf Schallschutzwän­
den räkeln". 

Aus straßenrechtlicher Sicht stehen einer Nutzung 
der Rückseite einer Lärmschutzwand zu Werbe­
zwecken keine grundsätzlichen Bedenken entge­
gen. Voraussetzung ist allerdings, dass 

• durch sie nicht der Verkehr auf der freien 
Strecke einer anderen Straße beeinträchtigt 
wird (§ 33 StVO) und 

ein entsprechender Nutzungsvertrag abge­
schlossen worden ist. Die Lärmschutzwand ist 
Teil der Straße und soll zu verkehrsfremden 
Zwecken verwendet werden. Der Gemeinge­
brauch wird nicht beeinträchtigt (bürgerlich­
rechtliche Nutzung nach § 8 Abs. 1 0 FStrG). 

Eine gezielt auf die Straße gerichtete Werbung auf 
Lärmschutzwänden ist sowohl aus straßen- als 
auch aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht nicht 
genehmigungsfähig, weil sie den Verkehr auf der 
Straße in erheblichem Maße gefährden würde. 
Durch sie wird die Aufmerksamkeit des Verkehrs­
teilnehmers vom Verkehrsgeschehen abgelenkt. 
Die Zulassung einer solchen Werbung wäre - auch 
versuchsweise- nicht zu verantworten. 

2.2.6 "Rent a highway" 

ln jüngster Vergangenheit wurden Vorschläge un­
terbreitet, ein Projekt, dass sich in den USA be­
währt haben soll, auch in Deutschland einzuführen. 
Es nennt sich "Rent a highway!". Außerhalb der 
Ballungsgebiete, dort, wo das Verkehrsaufkommen 
gering und die Landschaft "ausgeräumt" sind, 
kann ein Gewerbetreibender für seinen Betrieb 
werben. Zwischen zwei Anschlussstellen wird nur 
eine Werbeanlage zugelassen, die genormt ist und 
von der Verwaltung für einen bestimmten Zeitraum 
aufgestellt wird. Hierfür zahlt der Gewerbetreiben­
de einen festgelegten Betrag, der für die Straßen­
unterhaltung verwendet wird. 

Der Gedanke, Straßenbau und -Unterhaltung durch 
Werbung- also über "Sponsoren"- zu finanzieren, 
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ist nicht neu. Auch die Kommission "Verkehrsinfra­
strukturfinanzierung" ("Pällmann-Kommission") hat 
diese Möglichkeit in Erwägung gezogen, ja sogar 
empfohlen (siehe insoweit die" Ressortabgestimm­
te Stellungnahme des Bundesministeriums für Ver­
kehr, Bau- und Wohnungswesen zu den Ergebnis­
sen und Empfehlungen der unabhängigen Kom­
mission Verkehrsinfrastrukturfinanzierung", II.B.4, 
S. 4). Hierzu verweist das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen auf die aus 
seiner Sicht bestehenden erheblichen Verkehrssi­
cherheitsbedenken. Deswegen bestehe ein Werbe­
verbot nach Maßgabe des § 33 Abs. 1 Nr. 3 StVO 
und des § 9 Abs. 6 i. V. m. Abs. 1 und 2 FStrG. An 
eine Änderung dieser Vorschriften im Sinne einer 
Lockerung sei nicht gedacht (III.B.4 - S. 18 - der 
ressortabgestimmten Stellungnahme). 

Dem ist aus meiner Sicht nichts hinzuzufügen. 
Unter Berücksichtigung der Verhältnisse in den 
USA mag die dort praktizierte Lösung auch unter 
dem Aspekt Sicherheit und Leichtigkeit des Ver­
kehrs vertretbar sein. Auf die dicht besiedelten Be­
reiche Mitteleuropas mit dem dort vorhandenen 
hohen Verkehrsaufkommen ist sie jedoch nicht 
übertragbar. 

3 Schlussbemerkungen 

1. Bei allen Überlegungen, die Zulassung von Wer­
bung als neue Einnahmequelle zu Gunsten der 
öffentlichen Haushalte zu nutzen, müssen die 
Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver­
kehrs im Vordergrund stehen. Hierbei handelt es 
sich nicht um einen abstrakten Begriff, der einer 
politischen Entscheidung zugänglich wäre, Wer­
bung versuchsweise zuzulassen, um sie auf ihre 
"Gefährlichkeit" hin zu überprüfen. Das Schutz­
gut der Verbotsnormen des Straßen- und des 
Straßenverkehrsrechts ist das Leben und die 
Gesundheit von Menschen. Mit diesem Schutz­
gut darf man keine Experimente machen. Eine 
versuchsweise Zulassung von Werbung in be­
stimmten Bereichen entlang den öffentlichen 
Straßen im Außenbereich ist deshalb unvertret­
bar; ein solches Handeln wäre verantwortungs­
los. 

2. ln der Vergangenheit wurde das Problem der 
Werbung im Außenbereich fast ausschließlich 
von den Straßenbauverwaltungen unter dem 
Aspekt "Sicherheit und Leichtigkeit des Ver­
kehrs" bekämpft. Dies ist insoweit verständlich, 



als die Straße im Allgemeinen der Grund für die 
Werbeanlage ist. Ohne die die Straße nutzen­
den Verkehrsteilnehmer gäbe es im Umfeld der 
Straße auch keine Wünsche nach Werbung. Die 
Möglichkeiten des Straßenrechts, wie im Übri­
gen auch des Straßenverkehrsrechts, sind je­
doch bereits von der Aufgabenstellung her be­
grenzt. Wollen wir auch weiterhin weitestge­
hend unsere (werbungs-)freien Landschaften 
erhalten, so ist es erforderlich, dass sich auch 
Bauaufsichts- und Naturschutzbehörden ihrer 
Aufgaben besinnen und einer landschaftszer­
störenden Werbung im Außenbereich Einhalt 
gebieten. 



Regierungsdirektorin Jutta Schmidt, 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau des Landes Rheinland-Pfalz, Mainz 

Straßenführung und Beschilde­
rung der "Deutschen Weinstraße" 

Die "Deutsche Weinstraße" verläuft auf einer Länge 
von ca. 80 km von Bockenheim bis Schweigen im 
Süden von Rheinland-Pfalz und bezeichnet das 
größte zusammenhängende Weinbaugebiet 
Deutschlands. Beim Streifzug durch die Weinorte 
der Pfalz bemerkt der aufmerksame Verkehrsteil-
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nehmer in der wegweisenden Beschilderung die Bild 1: Das Wahrzeichen der "Deutschen Weinstraße" 

schwarze Traube, das Wahrzeichen der "Deut­
schen Weinstraße" (Bild 1 ). 

Die Herkunft dieses Wahrzeichens und seine Be­
rechtigung in der wegweisenden Beschilderung 
sind Gegenstand einer Meinungsverschiedenheit 
zwischen zwei Weinorten in der Pfalz, über die hier 
berichtet werden soll. 

Zwischen Frankweiler und Birkweiler liegen die bei­
den Ortsgemeinden Siebeldingen und Albersweiler. 
ln Siebeldingen vertritt der Bauern- und Winzerver­
band Siebeldingen, unterstützt von engagierten 
Bürgern, dem Verkehrsverein Siebeldingen und ei­
nigen gastronomischen Betrieben, die Auffassung, 
dass die "Deutsche Weinstraße" aus Norden bei 
Bockenheim kommend über Frankweiler-Siebel­
dingen-Birkweiler und nicht auch über Albersweiler 
verläuft. Die darüber hinaus in der Örtlichkeit vor­
handene Beschilderung über Frankweiler-Aibers­
weiler-Birkweiler habe keine Rechtsgrundlage und 
sei daher zu entfernen (Bild 2). 

Die Meinungsverschiedenheit zwischen Siebeldin­
gen und Albersweiler besteht bereits seit dem Jahr 
1984. Eine einvernehmliche Lösung ließ sich bisher 
nicht herbeiführen. Ursächlich hierfür war, dass die 
Ortsgemeinde Siebeldingen ihre Berechtigung zur 
Verwendung des Wahrzeichens nachweisen konn­
te und die Ortsgemeinde Albersweiler diesen 
Nachweis bislang schuldig blieb. Als im Jahr 1999 
auf Initiative der Ortsgemeinde Siebeldingen mit 
den örtlich zuständigen Stellen kein für alle Betei­
ligten zufrieden stellendes Ergebnis erzielt werden 
konnte, bat die Ortsgemeinde Siebeldingen in einer 
Sprechstunde des Ministerpräsidenten im Mai 
2000 darum, die Meinungsverschiedenheit aus 
rechtlicher Sicht durch das fachlich zuständige Mi­
nisterium bewerten zu lassen. 

Bild 2: Umstrittene Beschilderung an der Kreuzung L 507/L 508/ 
L 511 bei Siebeldingen 

Als ich gebeten wurde, diese Meinungsverschie­
denheit zu klären, war ich erstaunt darüber, dass 
der Beschilderung mit einem Wahrzeichen eine 
derart große Bedeutung beigemessen wurde. Ent­
täuscht war ich darüber, dass mir niemand die 
Rechtsgrundlage für die Verwendung des Wahrzei­
chens nennen konnte, und weil in einschlägigen 
Kommentaren auch nichts zu finden war, blieb mir 
nichts anderes übrig, als die Hintergründe selbst zu 
erforschen. 

ln der sodann von mir durchgeführten Anhörung 
der beiden Ortsgemeinden trug Siebeldingen vor, 
dass die Verzweigung der "Deutschen Weinstraße" 
in Birkweiler über Albersweiler nach Frankweiler 
historisch nicht dokumentiert und daher auch nicht 
berechtigt sei. 

ln einer Verfügung des Regierungspräsidenten der 
Pfalz, ausgefertigt am 08.10.1935 in Speyer an die 
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Bezirksämter, werde der Verlauf der "Deutschen 
Weinstraße" mit den Orten: Schweigen, Rechten­
bach, Oberotterbach, Bergzabern, Pleisweiler, 
Oberhofen, Klingenmünster, Eschbach, Leinswei­
ler, Ranschbach, Birkweiler, Siebeldingen, Frank­
weiler, Gleisweiler, Burrweiler, Hainfeld, Rhodt, 
Edenkoben, Maikammer, Diedesfeld, Hambach, 
Neustadt a. d. Haardt, ......... benannt. Eine Ge-
bietswerbeschrift aus den 30ger Jahren gebe bild­
lich den ungeteilten Verlauf der "Deutschen Wein­
straße" wieder, so auch in Frankweiler, Siebeldin­
gen, Birkweiler. Die zurzeit vorhandene Beschilde­
rung weise den Verlauf der "Deutschen Wein­
straße" aus Richtung Norden über Frankweiler, Al­
bersweiler, Birkweiler im Zuge der Landesstraße 
L 507 aus. Da diese Beschilderung keine rechtliche 
Grundlage habe, müsse die dort vorhandene Be­
schilderung entfernt und der Verlauf der "Deut­
schen Weinstraße" aus Norden und Süden kom­
mend über Siebeldingen im Zuge der Landesstraße 
L 508 ausgewiesen werden. Die Klärung der Streit­
frage sei für Siebeldingen im Hinblick auf erfolgrei­
che Vermarktungsstrategien der Siebeldinger Win­
zer, der Gastronomie und der Vermieter von Unter­
künften von großer Bedeutung. 

Gegen diese Auffassung trug die Ortsgemeinde Al­
berweiler vor, dass Albersweiler bereits Mitte der 
50er Jahre, also vor nunmehr rd. 45 Jahren, an die 
Deutsche Weinstraße angebunden worden sei. 
Schriftliche Nachweise über das damalige Verfah­
ren seien nicht vorhanden. ln den vergangenen vier 
Jahrzehnten hätten die benachbarten Weinorte 
dem Verlauf der "Deutschen Weinstraße" kaum Be­
achtung geschenkt; erst jetzt, da in Albersweiler be-

Bild 3: Umstrittene Beschilderung an der Kreuzung B 1 0/L 508 
bei Siebeldingen 

stimmte Überlegungen für die Vermarktung ange­
stellt würden, sei die vorhandene Streckenführung 
ein Dorn im Auge. ln Albersweiler habe man den 
Eindruck gewonnen, dass die Streitfrage hochge­
spielt werde, um sich eines Mitkonkurrenten bei der 
Weinvermarktung und den Angelegenheiten des 
Fremdenverkehrs zu entledigen. Albersweiler mit 
seinen beiden Naturschutzgebieten, dem Albers­
weilerer Kanal und dem kulturhistorischen Denkmal 
"Friedhof St. Johann", müsse weiterhin an der 
"Deutschen Weinstraße" verbleiben. Die in mehr als 
40 Jahren gewachsene Infrastruktur in Albersweiler 
(Weinfest, Veranstaltungen etc.) sei ein fester Be­
standteil der "Deutschen Weinstraße" und nicht 
mehr hinwegzudenken. Allein der in der Pfalz größ­
te Volkslauf "Der Albersweilerer Mitternachtslauf" 
sei mit mittlerweile mehr als 1.500 Startern eine At­
traktion und diene auch der Belebung der "Deut­
schen Weinstraße". Nach Auffassung der Ortsge­
meinde Albersweiler sei die jetzige Streckenführung 
sowohl über Frankweiler - Siebeldingen - Birkwei­
ler als auch über Frankweiler- Albersweiler- Birk­
weiler die beste Lösung. Daher sei man der Ansicht, 
dass diese Streckenführung auch künftig beibehal­
ten werden solle, um dem Anliegen der beiden Ge­
meinden Siebeldingen und Albersweiler gerecht zu 
werden (Bild 3). 

Im Zuge meiner Recherchen wurde mir sehr schnell 
klar, dass es sich bei dem Wahrzeichen der 
schwarzen Traube um ein zeitgeschichtliches 
Zeugnis handelt. Die Entstehung der "Deutschen 
Weinstraße" steht im Zusammenhang mit dem Bau 
des Deutschen Weintors in Schweigen-Rechten­
bach im Jahr 1936. Zeitgeschichtliche Dokumente 
aus dem Landesarchiv in Speyer belegen, dass 
das Deutsche Weintor in Schweigen-Rechtenbach 
am 18. Oktober 1936 eingeweiht wurde. Ein Jahr 
zuvor, am 19. Oktober 1935, war die "Deutsche 
Weinstraße" mit einem Festakt mit Weinprobe in 
Bad Dürkheim eröffnet worden. Die Einweihung 
des Deutschen Weintores und die Eröffnung der 
Weinstraße wurden vorgenommen, um den Wein­
verkauf und den Fremdenverkehr zu fördern. Im 
Deutschen Weintor befindet sich ein Museum, in 
dem die Besuchergruppen das Glück haben kön­
nen, auf Frau Hedwig WEGMANN zu treffen, die 
damals im Alter von 10 Jahren als Tochter eines 
Winzers die Einweihung des Deutschen Weintors 
selbst miterlebt hatte und die gerne die Geschich­
te über die Entstehung der "Deutsche Weinstraße" 
erzählt. Diese Geschichte möchte ich Ihnen nicht 
vorenthalten. 



Wie Frau WEGMANN mir berichtet hat, gab es in 
der Zeit um 1935 noch keinen Verkauf von Fla­
schenwein, sondern es war üblich, den Wein aus 
Fässern zu verkaufen. Der Weinverkauf florierte da­
mals, weil die Weinkommissionäre, die meist jüdi­
scher Herkunft waren, den Fasswein in großen 
Mengen kauften und die Winzer dafür gut bezahl­
ten. Nach der Machtergreifung durch Hitler gab es 
immer weniger Weinkommissionäre. Die Folge war, 
dass es der Bevölkerung in der angrenzenden Re­
gion zur französischen Grenze wirtschaftlich 
schlecht ging. Zur Lösung dieses Problems wurde 
die "Deutsche Weinstraße" eröffnet und ein Jahr 
später das Deutsche Weintor eingeweiht. Dabei 
ging man damals davon aus, dass die "Deutsche 
Weinstraße" das Rebenband symbolisieren sollte, 
welches die Weindörfer wie die Traubenperlen ver­
bindet und gedeihen lässt. Über die damals beste­
hende Organisation "Kraft durch Freude" seien 
Busausflüge von allen Teilen Deutschlands bis 
nach Schweigen organisiert worden. Damals habe 
man an die Besucher mehr als 1.000 Liter Wein pro 
Jahr aus den Fässern ausgeschenkt. 

ln der Zeitungsausschnittsammlung des Landesar­
chivs Speyer bin ich auf einen Bericht vom Dezem­
ber 1935 aufmerksam geworden, der sich mit der 
"Verschönerung der Weinstraße" befasst. Wie sich 
den dortigen Ausführungen entnehmen lässt, war 
man bemüht, das Ortsbild in den Weindörfern und 
die Beschilderung der Weinstraße ansprechend zu 
gestalten. Im Einzelnen wird in dem zeitgeschicht­
lichen Dokument Folgendes ausgeführt: 

"Oie Pläne des Landesverkehrsverbandes gehen 
dahin, die Straße möglichst rasch zu beschildern 
und die Schilder in den einzelnen Ortsstraßen mit 
Motiven oder Wappen der Ortsgeschichte zu ver­
sehen. Vorgeschlagen wurde, an den Abzweigun­
gen der Hauptverkehrsstraßen zur Weinstraße 
Schilder in der üblichen Farbe und Beschriftung 
der Reichsstraßenbeschilderung anzubringen. Man 
war sich darüber einig, dass eine andere Form und 
eine andere Farbe bei dem Autofahrer nicht die 
entsprechende Beachtung finden kann. Damit sich 
aber die Schilder aus der Vielheit besonders her­
vorheben, werden sie mit dem Wahrzeichen einer 
Traube versehen, die den Charakter der Weinstraße 
kennzeichnen soll." 

Aus weiteren zeitgeschichtlichen Dokumenten er­
gibt sich, dass auch der Verlauf der "Deutschen 
Weinstraße" exakt festgelegt wurde. So wurde in 
der Verfügung der damals zuständigen Verwal-

tungsstelle vom 07.1 0.1935 an die Bürgermeister 
der vorderpfälzischen Weinbaugemeinden ausge­
führt: 

"Oie Deutsche Weinstraße verläuft von Schweigen 
über Rechtenbach, Ober-Otterbach, Bergzabern, 
Pleisweiler, Oberhofen, Klingenmünster, Eschbach, 
Leinsweiler, Ranschbach, Birkweiler. Siebe/dingen. 
Frankweiler. Gleisweiler, Burrweiler, Hainfeld, 
Rhodt, Edenkoben, Maikammer, Diedesfeld, Harn­
bach, Neustandt a. d. H. , Mussbach, Oeidesheim, 
Wachenheim, Bad Oürkheim, Ungstein, Kai/stadt, 
Herxheim a. Bg., Kirchheim a. d. Eck nach Grün­
stadt." 

Bei meinen weiteren Nachforschungen bin ich da­
rauf aufmerksam geworden, dass das Wahrzeichen 
der schwarzen Traube nicht nur eine zeitgeschicht­
lich überlieferte Tradition ist, sondern auch im 
Straßenrecht und im Straßenverkehrsrecht eine 
Rechtsgrundlage hatte. 

Gemäß § 2 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die einstweilige Neuregelung des 
Straßenwesens und der Straßenverwaltung vom 
07.12.1934 (RGBI. I, Seite 1237) war für die einzel­
nen Straßengruppen ein Straßenverzeichnis zu 
führen. Die Bestimmungen über die Anlegung und 
Führung der Straßenverzeichnisse erließ der Gene­
ralinspektor für das deutsche Straßenwesen. Dem 
Straßenverzeichnis kam besondere Bedeutung zu, 
weil eine Straße die Eigenschaft als Reichsstraße, 
als Landesstraße I. Ordnung oder als Landesstraße 
II. Ordnung durch Eintragung im Verzeichnis der 
entsprechenden Straßengruppe erhielt. Dies be­
deutet, dass die Widmung damals durch Eintra­
gung in das Straßenverzeichnis vorgenommen 
wurde. ln der Anordnung des Generalinspektors 
des deutschen Straßenwesens vom 05.04.1939 
- Nr. 9111 - wurde Teilstrecken von Reichs- und 
Landesstraßen zwischen 

Bockenheim und Neustadt über die ehemaligen 
Reichsstraßen 271 und 38, 

Neustadt und Frankweiler über die ehemaligen 
Landesstraßen I. Ordnung 371 und 377, 

Frankweiler und Eschbach über eine ehemalige 
Landesstraße II. Ordnung, in Siebeldingen über 
die ehemalige Reichsstraße 10, 

Eschbach und Bad Bergzabern über die ehe­
malige Landesstraßen I. Ordnung 381 und 
382 

und zwischen 
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Bad Bergzabern und dem Weintor in Schweigen 
über die ehemalige Reichsstraße 38 

die Sonderbezeichnung "Deutsche Weinstraße" 
verliehen und in das damals beim Bayerischen 
Staatsministerium des lnnern in München geführte 
Straßenverzeichnis eingetragen. ln dem Auszug 
aus dem Reichsstraßenverzeichnis für die Reichs­
straße Nr. 10 (Blatt Nr. 5) ist zu entnehmen, dass für 
Siebeldingen in der Spalte 14 unter Bemerkungen 
die Sonderbezeichnung "Deutsche Weinstraße" 
am 18.04.1939 eingetragen wurde. 

Für die Verkehrsteilnehmer erkennbar wurde die 
Beschilderung der "Deutschen Weinstraße" umge­
setzt, indem das Symbol der schwarzen Traube in 
die (gelbe) Wegweisung aufgenommen wurde. Die 
Rechtsgrundlage hierfür ist in der Straßenverkehrs­
ordnung vom 13.11.1937 (RGBI. I, S. 1179) zu fin­
den. ln der Anlage 1, Buchstabe c) "Hinweiszei­
chen" Nr. 6 zu § 3 StVO war festgelegt worden, 
dass sowohl Wegweiser als auch Vorwegweiser in 
Form von rechteckigen gelben Tafeln mit schwar­
zem Rand anzubringen sind. ln Anlage 1, Buchsta­
be c) "Hinweiszeichen" Nr. 7 zu § 3 StVO wird Fol­
gendes ausgeführt: 

"Bei Reichsstraßen, die wegen ihrer besonderen 
örtlichen oder landschaftlichen Eigenart im ganzen 
Straßenverlauf oder auf Teilstrecken neben der Be­
zifferung im Straßennetz Eigennamen führen (z. B. 
Bergstraße, Weinstraße. Ruhrschnellweg), kann 
dieser Eigenname oder eine abgekürzte Bezeich­
nung für denselben auf die Wegweiser oder Vor­
Wegweiser aufgenommen werden." 

Geschichtlich überliefert ist1, dass die "Deutsche 
Weinstraße" nach 1945 in "Pfälzische Weinstraße" 
umbenannt wurde. Erst ab dem Jahr 1951 durfte 
die 1935 geführte Namensform an der Weinstraße 
wieder benutzt werden. Die gelbe Wegweisung mit 
der schwarzen Traube wurde als amtliche Straßen­
bezeichnung im Jahr 1956 durchgesetzt. 

ln der Straßenverkehrsordnung vom 29.03.1956 
(BGBI. I, S. 327) war in der Anlage 1, Buchstabe c) 
"Hinweiszeichen" Nr. 6 zu § 3 StVO festgelegt wor­
den, dass sowohl Wegweiser als auch Vorwegwei­
ser in Form von rechteckigen gelben Tafeln mit 
schwarzem Rand anzubringen sind. ln Anlage 1, 

1 HEINZ, 50 Jahre Deutsche Weinstraße - miterlebt, von in: 
"Die Pfalz am Rhein" mit den Mitteilungen des Bezirksver­
bandes Pfalz, 1985 m. w. N. 

Buchstabe c) "Hinweiszeichen" Nr. 7 zu § 3 StVO 
wird Folgendes ausgeführt: 

"Bei Bundesstraßen, die wegen ihrer besonderen 
örtlichen oder landwirtschaftlichen Eigenart im 
ganzen Straßenverlauf oder auf Teilstrecken neben 
der Bezifferung im Straßennetz Eigennamen führen 
(z. B. Bergstraße, Weinstraße. Ruhrschnel/weg), 
kann dieser Eigenname oder eine abgekürzte Be­
zeichnung für denselben Wegweiser oder Vorweg­
weiser aufgenommen werden." 

Die vorstehenden Ausführungen belegen, dass die 
gesetzliche Grundlage in der Straßenverkehrsord­
nung vom 13.11.1937 (RGBI. I, S. 1179), die nach 
dem lnkrafttreten des Grundgesetzes bis zur 
Schaffung der gesetzlichen Vorschriften auf 
Bund/Länder-Ebene gemäß den Artikeln 122, 125 
des Grundgesetzes fortgalt, mit dem lnkrafttreten 
der Straßenverkehrsordnung vom 29.03.1956 
(BGBI. I, S. 327) in vollem Umfang bestätigt wurde. 

Mit der Änderung der Straßenverkehrsordnung 
vom 16.11.1970 (BGBI. I, S. 1565 ff.) wurde die heute 
noch gültige Einteilung der Verkehrszeichen in Ge­
fahr-, Vorschrifts- und Richtzeichen eingeführt. Die 
Möglichkeit, besondere Hinweise, wie z. B. das 
Symbol der schwarzen Traube für die "Deutsche 
Weinstraße", in die Wegweisung aufzunehmen, ist 
dort nicht mehr vorgesehen. Mit Zeichen 385 
(grün-gelb) zu § 42 StVO wurde eine Kompensa­
tion für die Bezeichnung von Flüssen, Sehenswür­
digkeiten, Kriegsgräbern und anderem ab dem 
Zeitpunkt des lnkrafttretens der Verordnung, d. h. 
für die Zukunft, eingeräumt. Die vorhandene Be­
schilderung der Straßenbaulastträger Bund und 
Land wurde im Hinblick auf den eingetretenen Be­
standsschutz und auch aus Gründen der Sparsam­
keit und Wirtschaftlichkeit belassen. 

Als im Jahr 1988 in den Verwaltungsvorschriften zu 
dem in der Straßenverkehrsordnung geregelten 
Zeichen 386 gemäß § 42 StVO die touristischen 
Hinweise (braun-weiß) eingeführt wurden, hat der 
Gesetzgeber z~' "ich festgelegt, dass die Kosten 
für diese Beschilderung von demjenigen zu tragen 
sind, der die Aufstellung des Zeichens beantragt. 
Zugleich wurde der Anwendungsbereich des v. g. 
Zeichens 385 (grün-gelb) im Wesentlichen auf die 
Unterrichtung über Namen von Ortschaften be­
schränkt. 

Nachdem nun Herkunft und Rechtsgrundlagen des 
Wahrzeichens der schwarzen Traube geklärt sind, 
stellt sich die Frage, wie die Meinungsverschieden-



heit zwischen Siebeldingen und Albersweiler zu 
lösen ist. 

Der Bestandsschutz erstreckt sich nur auf den ge­
schichtlich nachgewiesenen Verlauf der "Deut­
schen Weinstraße". Dieser ist für den Verlauf der 
"Deutschen Weinstraße" im Bereich Frankweiler­
Siebeldingen-Birkweiler, wie die vorstehenden 
Ausführungen bestätigen, unstreitig. Demzufolge 
hat Siebeldingen zu Recht darauf hingewiesen, 
dass die Beschilderung von Nord (aus Richtung 
Frankweiler kommend) nach Süd zu Gunsten von 
Siebeldingen ergänzt werden muss. 

Die Ortsgemeinde Albersweiler hat vorgetragen, 
dass sie sich erst in den 50er Jahren um die Auf­
nahme in die "Deutsche Weinstraße" bemüht hat 
und damals nach eigenen Angaben auch erhört 
worden ist. Diesen Sachvortrag habe ich nur in 
einem im Zuge der rechtlichen Nachprüfung aufge­
fundenen Dokument bestätigt gefunden. Hierbei 
handelt es sich um eine Karte über den Verlauf der 
"Deutschen Weinstraße" in dem Pfalzwein Al­
manach aus dem Jahr 1953. Die Karte bestätigt als 
Verlauf der "Deutschen Weinstraße" nicht nur den 
Verlauf Frankweiler-Siebeldingen-Birkweiler, son­
dern auch den Verlauf Frankweiler-Aibersweiler­
Birkweiler. 

Mit Hilfe dieser Karte ist es gelungen, eine Grund­
lage für die Wiederherstellung des Rechtsfriedens 
zwischen Siebeldingen und Albersweiler zu finden. 
Die Lösung der Meinungsverschiedenheit zwi­
schen Siebeldingen und Albersweiler könnte in 
dem Kompromiss bestehen, dass Siebeldingen die 
in dem Pfalzwein Almanach enthaltene Karte aus 
dem Jahr 1953 als zeitgeschichtliches Zeugnis ak­
zeptiert. Albersweiler könnte sich damit einverstan­
den erklären, dass die Beschilderung für Siebeldin­
gen von Nord nach Süd ergänzt wird. Bei alledem 
wird der Straßenbaulastträger Land darauf achten, 
dass der Schriftzug für Siebeldingen in gleicher 
Größe wie für Albersweiler erscheint. 

Es bleibt zu wünschen, dass auf dieser Grundlage 
der Rechtsfrieden zwischen den beiden streiten­
den Weinorten in der Pfalz wieder hergestellt wer­
den kann. Alles Weitere ist bei einem Besuch an 
der "Deutschen Weinstraße" zu erfahren. 

39 



40 

Anlage 1 

"'! ,...." ....... ,.; ..-.. ......, ........... ..-. --·- -

.n: $)er gan&e (ßau feiert: 

i'it fintuti~ung 6t6 Wtintort6 in .Sdytutigtn 
<5am~tag, oen 11 •. Orioö~r: 

lJteflebefid)ligun9!:Sfaf)rf enUang bet beutfd)en IDeinffraf3e. 
8.30 llbt: :treffen ber Sd)rifHetfer aufS bem Ret~ unb 

bem <I>au Saarpfal3 im Wintergarten bel 
13a{Jn{Jof{Jofel!:S tn lDorms. 
13egrüf3ung burd) <ßauamtspreffetclter :S o er. 
ft er. 

<5onnfag, ben 18. Ofto&er: 
lf.tnwetf,ung be5 Weintores nnb lDeinfabtf über bie 

Deuffd)e lDclnffra~e. 9,00 llgr: Ubfa{)d ber OmnibuJie. 
9.30 U{)r: 21nfunff in :Bocfen(Jeim am :Beginn ber l!lcln· 

fttaf:le. Ueberteid)ung eines ~{Jrentrunfes unb 
:Jrügffüdspaufe. 

8.15 U{Jr: 21bfa{)rt uon 13etg3a~rn. 
9.00 U{)r: ~eiedid)e ~inweif)ung bes Weintores bei 

Sd)roeigen burd) <Bauleiter 13 fi r cf e l. Uuf· 
fü(Jtung bes Singfpiels .,:Das Xor ber $teu~e .. 
(Xe~t uon Cf. f). 13etf)ge, mufif uon lJaut Sö· 
ber) UUfet mifw{rfung tlOU fitäffen bet t'Jfa(J• 
opet UM bes tanbesf(Jeaters Saarpfal3. ~rü~­
fd)<Jppen mit Jmbiß im 3eft3elf bes Sd;weigettet 
Wein feffe5. 

10.00 llf)t: 21bfal)rt auf ber Deuffd)en lDeinftra{)e. 
10.45 ll{Jt :Unfunft in 13ab Dürff)eim; ~mpfang unb 

<fl)rentrunf im <ßroflen 5'af3; 13efid)tigung be:t 
fturanlagen. 

t 1.30 ll(Jr: 2tbfa{Jrt. 
12.30 ll~r: 21nfunft in Jteu{fabf an bet 1Deinflraf3e. mtt­

lageHen unb Wemprobe im .fht-t(Jau~ fto(Jler. 
14 00 ll(Jt: Ubfaf)rt. 
11.00 Ul}r: Unfunff in .8etg3abttn. 2!uffud)en bec .Ouar~ 

tiere. 

t 1.00 Ubr: 13eginn bet llleinfaf;rf entlang ber :Deuffd)en 
llleinffraf3e. $effUd)er lfmpfang unb (f{Jrenfrunf 
in ben 36 l!kinorfen, bie unmittelbar an ber 
SO ftilomcler langen :Deuf)d)en Weinflrafie 
Hegen. 
~uftang beim IDeinlefefeft in 13ocf~im. 11.30 U()r: 21bfa{)rt nad) .$d;weigen. 

1 "~ l)Srlcnte, sowie 
? e ~i ~J ~~ L S S C .~ lD i t -t 

Landesarchiv Speyer 
Bestand: H 31 
Nr. Z 2290 

Das Tor des Weines 
Besprechung Uber die Einweihung des Weintores 

(!Eigener !Bertctt) 

meuftabt, 10. Oftober 
.Su einer Iei_\ten fBefpred)ung über bte 

~inweif)ung beg mJeintore~ unb bie 
mJetnfol)rt bet bent[d)en ~refj'etJertreter 
über bie ~cutfd)e ~einftraae vcrfam~ 
mclten fiel) geftern nad)mtttag bie 'ßür~ 

germeifter fämtiid)er an ber m3etnftra6e 
gelegenen @emeinbcn im @;aa!bau. :Ilcr 
morfi~cnbe be~ ~anbeß~U:rembcnver~ 
fef)rgverbanbcß, ~g. :t r a m p I er, legte 
bie ~Hiine über bie $llußgcftaitunB ber 
~eierlidjfcitcn bar. 

@cfdjäftflftifjrer Ulofcnbergcr füljrtc 
attil, baa nadj bem mJun[dje be~ @au~ 

Icttcrg Oie <Eröffnung ber :Ileuifdjcn 
m3einftraf)e jebeg .D'aijr feftiidj gefeiert 
werben foll. .Bur 2!ui!gcftaitung ber 
,lTBeinftraf)e fei fefjr nief getan worben. 
mai3 aficr nur im @3inne ber fri:irberung 
üeg ~rcmbenuerfe{Jr(l Hegt, bemt bic 
eaarpfofo fei fj{gljer baß eticfftnb ber 
~efud)cr gemefen. :Ilem ID1t)t!jol3 ffif)etn 
ttnb Wlofei fjalie etrual3 @letd)wertigeö 
entoegengcfet1t werben miiffen. (};g fei 
ba§ 58erbienft be§ @aulettcrg, baf; er 
biei3 mit bem fEegriff bie ;J)eutfdjc mJein~ 
ftraäe gefdjaffen !jabe. 

18ei bcr llfu~jd)miicfung ber 51Beinftraf3e 
müiTe barauf gcadjtet merben, baf; llie 
fficfie me!jr in bcn 5ßorbergrunb trete, 
mie audj ß'eigen unb ffnmtbeln ange• 
pfianat werben jollen. 

&n ber ß'aljrt ülier bie :Ileutfdje m3eln· 
ftraj3e würben neben ben G:ljrcngäften 
b e§ @auleiterg 120 \l3reff euertretet aui3 
bem meid) teiineljmen. mer ,Paupttag ber 
U:eieriidjfeilen iei ber eonntag. mte 
Q3erfeljri3regeiung fei fo gebadjt, bae auf 
ber. ganoelt etrecfe in ben gefdjioficnen 
OrtgteUen weber geparft nodj ilfierljort 
werben bürfe. <Eine {JaUle @;tunbe vor 

bem G:intreffen ber @äfte unb nad) iljrer 
&ofafjrt merbe ber 5ßcrfef)r umgeleitet. 
Unter bie fBcfd)ränfung be§ 5ßerfeljrß 
faiien audj bic mabfa!jret. :Ilie einaelnen 
Orte foiften, um ben ~efud)ern ein 
!jerojtridjcß fBilb ber ~falo ncrmittein ou 
fönnen, örtiicf)e m3einfefte ucranitaltcn 
utttcr bem @ebanfen "stag ber ß'röljlidj~ 
feit". 

.Bur U:inanoierung werbe ein Wli&ci~ 
djen ljeraußgefiradjt, mit ber $Jlfiliilbung 
beg mJeintoreß fiei edjweigen. Wm 18. 
Oftober bürfe fetn {>au~ an ocr :Ileut• 
fdjen .Wetnftraae oGnc {Yafjncn u1t.b 
@rilnfd)mucf fetn. 
~n bie fSewertung bc§ ürti3fi!Ihcl3 out 

G:tttfdjeibung ülier bett mJettfiemerfi beß 
@auieiterl3 werbe bie \l3reiTe aui3 bem 
ffieidj eittgefdjaltet. ß'ür bie fiejtett ed)ii~ 
berungen üfier bie ~einftrajje in 1ler 
auf3erpfälaifdjcn \l3rcfje, bie bann fpäter 
in einer fBrofdjüre ouiammcngcfa!Jt wer~ 
bcn, gafie bct maufeitet ~reife au~gc~ 
fcet im @e[amtlietrag t10tt 3000 mm. 

mm @;am§tag werben bic ~reffencrtre• 
ter in ~ormg empfangen unb eine U:aljrt 
iificr bic :Ilcutfdje m3cinftraf3e unternc6• 
mcn. ilU1enbi3 finbet eine ~cfidJtioung 
beg mJe.intorei'l in edjn1eigett jtatt ntit 
einem gcmiitfid;cn ~eifammcnfein Vcint 
:Sdjmeigener m3cinicit. ~!m !Sonntag, bcn 
18. Oftoficr finbet morgen§ 9 Uljr bie 
G: i n w e i 6 u tt g b c 6 ~ e i n t o r c il in 
@Odjmcigen ftatt, moliei bas @Oingfpiei 
":Ilag stor ocr ß'rcube" unter 9J1itmir~ 
futtg ber 'l.~fafaoper unb bei3 ~anbeM6ca• 
terg Saarpfaia aufgcfiifJrt ruirb. Um 11 
Uljr erfolgt bie fraljrt entrang ber }fficin~ 
ftraf3c mit feftiidjen C!mpfängen in bctt 
36 .Wcinorten, bie an ber }ffieinitrane 
liegen. :t'Jie ~rciTefaljrl finbet iljrcn 5:'Iu6~ 
fiang afienbi'l beim }!Beinicfcfcft in SBof~ 
fenljeim. 



Anlage 2 

mie " euffd)e einffroj}e" 
(Eine ausge3tidjnete Sbee für bauernbe ~fal;weinwerbung wirb je~f 

nerwirflidjf werben 
~ie ~t1dhile frueinitra&e von Sanbau tih~ Cürünitabt mirb am 19 . .Oftobcr eröffnet 

~ruf ~~ .. r ... 'lol ....... \..,. ... o ...... \.. ..... ro. .. n ... mt ... r._e ......... 
,....,..., ,,.,,.,..,. .. ._.""',.H LI~.&.. -...\.LIIUt:.;:>f.Lt-44\: .._,I\.L40"'-'U'-'4 

h~5 9i.eicfHH1I1i!)OOOtthnminilt"rhtmco trnh•tt nm 
9Jlontagnacf) mithlg 23ertreter bct §zegierÜng, her 
norbetnfälailruen !Beairfgämter unb ~IHnaer• 
gemeittben. her Qanbesbauernfrfmft unh bes 
Banbesnerfebrsnetbanbes ~fal3•Saat auiammen. 
G:itt alter <Debanfe, her in früheren ~a6ren nie 
nerwirf!ttbt merben lonnte, nbgieidJ et für unrer 
tlotberpfäloiYmes Qßeinbaugeoiet non grunbräti~ 
Lieber ~ebeutung iit. ioU nun im !Jriften !Jtctd) 
enbfirfl in bie l:at umgeie~t merben. <rs f)an• 
beft Hdl um ben ~!an her l) e u t I cß e n W e i n• 
rt r a 6 e. !lie ~Hai~. bit ia n id)t nur nadl 
9Jll!ngetterfrag uttb ~usbefmung :Deutfd;Ianb9 
grö~te.s meinbaugebiet ift. ioli burru biefe 
:Deutfd)e Weinftta&e rueit übet bie (')renaen 
r;eutid)lanbs binaus befannt werben. 

Wie 2a:nbesfteUcnfeitet :r I a m 1' r c t in 
feinen einieitenhen Worten oezonfe. 

muu bit fiinftige ~euthfJL' ~einltraße t&en• 
fo bie Sd)önfJeit unb f.»rt;be bee notbtr• 

Landesarchiv Speyer 
Zeitungsausschnittsammlung 

~fi:ihifdi~it 2Edttlonbe!l 3ll~ ffidtung nr!ngett 
...._: .... r~ .. ."" ......... \lr ... .t ........ ~ ............. "'"f"\... 'h.nt".: \16Hlf\;+ffrf,""-
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Jtra.ftnerfebrs gered)t merben nmä. 6i~ m ut; 
baber im melcntli~ett in geraber Etnie non 
!J1orben nacb Sübcn nerfaufen. ::Die Weinorte. 
hie non ber ID3einftrn~e nidJi unmi±teloar oe' 
rübrt rnerben. fo[(en burcfJ entivrccfJcnbe f ü n it ~ 
I e r i r dJ e W e g b e 3 e i rfJ n u n g c n oum ~Bciudi 
einlaben. ~!ocr audj bie E:trat;e id&ft mitb 
burcf) flute eittf)citlicf)e Wlatfierungen beaeicbnet. 
mie audj hic .3ufal)rtsftrecfcn uon ben bcnam• 
llarten G)roßftäbten, ber ~eid)sautoba:l)lt uiw. 
beutHm marfiert werben iollen. 

~it 6trnbe id6ft uertäuft non 2anbnu ü6er 
!Jleuitabf unb ~ab ~lidbcim :&is ffitünrtabt 

[ßenn fpäter bie mefd)affenbeit ber 6ftaßen 
befiet geworben if~. io m ei~e C)ortie~ung &is 
!Bcrg~af>ern, nieiictdJt aud) bt$ 6d'>mctgen unh 
anbcreril'its bis ~odcttiJci m uorgdd)~lt. 

ffie)dJäft.sfüiner !1\ o i e n b e r g e t nom ~anbes• 
nerfd)rsveroanb ~fa:l3~6aar gab mciicte ~t· 
läuterungelt oUt [ierruirf1icf>ung bieles ffieban!J 
fens. bet eine bauernbe fräftigc m3eroung füt 
ben ~elud; her 'l3falo nebeuten ioiT. 
~i~ Straße wirb ctm 19. Ofto&u, bem er!tcn 
1:ag beG iYcltes ller bcutimen l:rau&c un}) 

lles !llidnes, feierlid) eröffnet. 
:Diefe meranltnltung mirb unfet bcr 6d)irm6err• 
idJaft von G5auleiter Q3 ü r er e I ftcf1cn, her ficb 
i~loft aufs märm\tc Hit bie mcrmitf! id1ung bes 
ganacn ~Ianes einiet3t. G3elabene ffiäite, bat=~ 
unter ~relfeoedrcfet au$ bem ganoen .~cid)e_ 
werben bie l)eutfroe We1nitraae aofaoren. ~Hie 
Orte an bcr 6traae iollen mit Bannen, ~elien# 
Iaub unb G3rün reid) geiaJmüd't Iein. ~~~<I: 
unh ~65t.ft: IJavcn ifHe wtitwirfuttll ebenfafls 
oUQefagf, iobaß ~eifs biete einleitenbe mer" 
anitaltu ng ben ~egriff .. ~eutime W.einfttaäe" 
tcfmeli befannt mad)en mirb. G:s ioll iidJ aoet: 
nidlt etma um eine dnmaiige ~ftion banbdn. 
nieimel)r mirb ber ~a:me ,.!)eutfd)e ~einftrnsc" 
huren geeignete ill1a§nabmen, eine fünft!crifd)e, 
bauetßaffe ~eTmHberung. mufnafnne in oftarten 
unb ~r.oivefte uhn. au einem bauernbcn ~cgriff 
merbcn. üimlid) mie es fJeute bereits bie iaetg• 
fttaae Ht. 

mrre 2rnmefenben ltimmten bieien ~orid)lägen 
freubig öU unb erHärten lidl bereit. ou ihrem 
!:eH an her mermirflicbung bes ffiebanfens bet 
::Deutrmen ID3einftraße mit3uaroeiten. .3a6Ireid;e 
mertnolle ~nregungtn murben nocf; ge~d'H•n, 
bis ~g. l:tamtllet. bie innartsreid)e a3ell'tedlUtH~ 
idJiieäen fonnfe. 
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Abdruek .. 

Landes•telle Pfalz-Saar 
des Reiohsmintsteriuma f~r Volks­
aufklärung und Propaganda 

Neustadt a. d..Hdt. 7 .Ok t.~19 35 
Bahnli.O fstr. 2 

II 2't30/ .. 

Betrifft: Deuts~he Neinstrasse. 

Landesarchiv Speyer 
Zeitungsausschnittsammlung 

An die Bürgermetster der vorderpfälzis6hen Neinbau~emeinden 

Betr. Deutsehe Weinstrasse. 

Nte aus Pressemitteilungen bereits bekannt tst,hat 
Gauleiter B~rokel bestimmt, dass die Deuts~he Keinstrasse 
am Samstag~den 19.0ktober •it ein~ Festakt •tt Neinprobe 
in Bad DtirKheim er6ffnet wirdc Dtese Feter,die dureh den 
Rundfunk Ubertragen wtrdtsteht unter der Sahiraherrsahaft 
von Gauleiter 8ürakel. Die leutsohe Neinstrasse soll eine 
d a u e r n d e Nerbun9. für den pfälzischen Nein und für 
den Besuch der vorder~fdlztaohen Landschaft darstellen. 
Der 19.0htober zur Erof(nung wurde im Binblick auf dte 
gleiahzetttg i11 ganzen R.eiah beginnende Noehe der deu~ 
sahen Traube und des Weines gewdhlt. Die Deutsche Wetn= 
strasse verläuft von Sohweigen über Reahtenbaah,Ober= 
Otterbaah.Berqzabern,Pleisweiler.Oberhofen,Kltngenaünster. 
Eschbach Leinsweiler Ransohbaoh Birkweiler,Siebeldingen, ' 
Frankwet1er,Gleisweiler,Burrweiler,Bain(eld,RhodteEdenkoben 
Ua fkammer, 1Ji edes fel d, Hambach 1 lleus t"! d t a. d. B .. ~Mus soaoh, 
Deidesheim,Naahe~hsi•,Bad Därkhetm Ungstein,Aall$tadt~ 
Herxheim a.Bg.,ltrahheim a.d.Eok nach Grünstadt. Ute lie= 
3iahtigungs(ahrt der Veut8ahen Neinstrasse beginnt am 
Sonntag,den 20 .. 0ktober vorm.11 Uhr in Sohweigen.Während 
die Deutsche Neinstrasse duroh eine etnheitltahe Markieru~ 
gekennzeiohnet wird, sollen die aeitliah der Neinstra8se 
gelegenen Neinorte an den Strassenabz~etgungen durah ge= 
scnmaakvolle Sakilder mit Entfe~nungsangabe und Sehens= 
würdigkeiten zum Besuah ihrer Orte einladen. 

Um das Gelingen dteses fur das ganze pfälzisahe 
Neinbaugebiet ausserordentliah wichtigen Vorhabens zu 
a i a her n, i s t d i e M t t a r bei t all er an u n a au f der Ne i n s t :ras s e 
gelegenen Weinbaugemeinden unbedingt erforderliohQ Für die 
restloae Durchführung dieser Kerbeaktion ist eine Zeit= 
spanne von 1-2 Jahren voraesehen. Zunächst verJangt der 
Gauleiter,bis zum 19.0ktober ds,Js., von den Bilrger= 
meistern der an die Retnstrasse angrenzenden Neinorte 
die Duranführung folgender Massnahmen: 

1. Instandsetzung des Strassenbildes dar~h Entfernung 
st6render Reklu~esahtlder und Plakate und snliterBtn 
würdige Aasoestaltuno des Ortsstrassenbildes dureh 
Instandsetzung der Hauser,der Fachwerkbauten usw • 

. I. 
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2. 

_3 ~ 

4. 

5. 

6 .. 

7 r .. 

8. 

9. 

10 .. 

Umbenennung der von der Deutsahen Neinstrassa berühr= 
ten Ortsstrassen in .Deutsohe Neinstrasse» und zunäahst 
bis zum 19.0ktober notdürftige und späterhin endgültige 
Ausbesserung der Ortsstrassen. 

~~~~!~g~~~+~fft~~nD~!{D~~1~~~~~0E~~f~~~!!~:!:;!~~flV~~ 
z,;~ "i~~h~~- ;,;i~;iz.a;;~·· ~~aiz ~ d&n .. E·;-;o-rd;rni~;;n V ;t6;·· Aiita-
oerkehr8. 

Anbringung von Neinlagegemarkunossahilder,aoweit als 
möglteh, vor allem in der Mitte1~und Unterhaardt,ent= 
lang der Deutsahen Keinstrasse. 

Ausschmückung der von der Deutsahen Neinstrasse beräh~ 
ten oder gekreuzten Strassenzage mit Hakenkreuzfahnen, 
Rebenlaub und grünen Zweigen. Anbrtngung von Trans­
parenten am Orts-Etngang und Ausgang mit einem Ni11komm• 
gruss unter Beifffgung des Ortsnamens; hierbei z.B.kann 
auf die Grösae der örtlianen Weinbaufläane Bezug ge­
nomm.en werden .. 

Vorsorge für einladenden Zustand und Ausschmüakung der 
örtlichen Gast3tätten und Ausschank eines preiswerten 
neuen und alten Nerbeweines,~Bitzler•,rederwetsser•mtt 
Kastanien. 

Nährend der Dauer der Neinwerbewoahe,oor allem aber am 
20.0ktober, ist die Abhaltung kleinerer Winzer-und 
Neinfeste erwtinsoht. 

~berreiehung einer von der Landesbauernsahaft P(alz­
Saar hergestellten lfalzwsin-Nerbesahrift über die 
Deutsahe Neinstrasse dureh Ninzer•ädel, möglichst in 
Tracht, an duranfahrende Automobi1isten,vor allem an 
den ZUfahrtsstrassen. 

Nährend der Duroh(ahrt der Pressevertreter und Gäste 
CI!ZS dem ganzen Reiah am Sonntag,den 20 .. 0ktober,Ab(ahrt 
llTit 11 llhr tn ~chweigen,Begrii~sung an der Neinstrasse 
durch die Bevölkerung,aie Gltederungan der Partei und 
die Sohuljugend. 

Vte Bestahtigungsfahrt der Deutsahen Neinstrasse muss 
den Teilnehmern der Fressefahrt sowie den an diesem Sonntag 
naah Tausenden zu erwartenden Besuohern einen einheitliehen 
über~ltigenden Eindruak oermitteln. D~shalb darf es auf 
ketnen Fall vorkommen~dass einzelne Gemeinden z~rliakstehen, 
oder durah •angelnde ~ussahaüekunq unangeneh~ auffallen. 
Sollten irgendwo Sehwierigkeiten het der D~rchfünrung der 
vorstehenden Anordnungen eintreten,so ist hiervon umgehend 
der Landeapropagandaatelle Pfalz-Saar Mitteilung zu maehen. 

Der Leiter der Landespropagandastelle 
P f a 1 z - S a a r 

I Siegell g e z. Tram. p 1 er. 
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Schönheit im Ortsbild und der J.~ndscha!! 

Verschönerung der Weinstraße 
Die Beschilderung wird durchgeführt - Beseitigung von unschönen Firmenschildern 

':t'ic ::t'cutjdje )@ciJtjtrnf1e iit ,)I! ciJtclll 
lBcnriif ocworbcn. 0ürc 6:inwci[JuJtg [),11 
überaff ein banffJlHCJ C!d)o !'Jefunbcn unb 
oud) 311r :ffiinter0.3cit fommcn nodJ oiclc 
9{nto>3 an bic .<,)narbt ltllb ollt l\}rcl1.1C. 

tm einmal entlang bcr pfiiL'ltfrbcn !!Bein· 
crge gefa[Jren ;JU fein. ~a,:i C!rfc&cn til 
nmer cinainnrtin. ~Bon bell itif!cn ;:t;iit· 
!rtt nnb bcn arten .l)äuicrn nc[}mcn aHe 

ein etiid llh11nantif mit. Uniere 2fuf· 
gabe wirb e~ feilt, /liefe ~traile uJtb i[Jrc 
52anl:lfcfJa!t in einem .ßu[tanb 0u crfJaltcn, 
ber ifJrcr 6:iuindJfJeit nnb ·SdJilltfJri! cnto 
fpricht unb fic altbercrfcil0 uor ~lcr• 
fd)anbciult!) 5!1 ucmafJren. 

:!>ie i}rane, o& in biciem 2fflirfJnilt 1t1tb 
in bicicr f)crrlirfJcn 52nnbfri)nft iiucr[Jnnpt 
eine 2fufga!Jc in bicfcr .l)injicfJl 0tt er• 
füllen iit, iinben mir licitiiliot. mcnn wir 
ii&cr bic :VcuticfJc ~lcinjtraf;c fn[Jrcn. 
(!inc iificrtrlcficltc :ncrfLllnc fjtlt r,c1n 
!Straj'jcn. unb Drti3liiib vieifad) ein 6\e· 
ptii!'JC gcgehcn, bt10 aliitlii1t unl:l in fciHcr 
:fficife oll ber 't}orm bcr .l)iin\cr l)a[\t. 
,3a~lrcid) finb bic 0-iiffc, bic man feit• 
fteffen fann, in bcacn ~d)ilbcr bcr ver' 
)cfJicbcnficn 2Irt u11b bn vcrfdJiebcnftcn 
'i)'arlicn oft an mcrtuoHcn orten \}arf)• 
mcrf[Jiiufcrn anocbracl)t finb. ~orf ftcfJCit 
awcL oft l:lrci GcfJilücr mit iiücrmöiliocn 
5.!3urf)ftaücn unb '(\:liicfJcn an bcn Strailcn< 
frcuau11ocn, bic ir!'Jcnbcincm gcicfJiiitiicfJClt 
!!~ortcil biencn. li'i'i ilt ücbauerfirf), btli; 
e~ geralle bcr 2H1icfJnitf ijt, in bcm bcr 
licite 111111 c/ldjtc :ffici11 miicfJit u11b in bcm 
bcr ftiirfitc D;rcmbcnvcrfcfJr burcf)fommt. 
!!.~ o n m r ii 11 ft a b t li i i3 6: b c n f o f1 c n 
unb :maifammcr ift bie lEer• 

l_l.:!a~ greift. 5illo bie fcfJliHcn ecfJicn ß'arf), 
mcrf6äuier unter ~erpui) liegen, miiiicn 
iic liefreif tverben unb in ifJrcr ~rfJün[Jcit 
ncn crjtc()cn. IBic!farf) finb aurf) bic 2In' 
itridJe an einem wttnbcruollcn IJJau birc(t 
fJiiflliri). :!>ic ~iinben einer ucrnaugencll 
3eit uwdJen fidj aHcrort6 licmcrf!Jar. 
<ifl ijt bie~ nicfJt eine \.1!nfga[Jc nun [Jcutc 
unl! nwroen, ~on/lern eine \,)fufnabc, bic 
[rfJritfmcifc erfüHl ttJcrbcn mnB. ~ic lßc• 
oirf&iimtcr ltnb \Be,)irf{;flotliimter finbrn 
Oicr eine banfliar~ \.1tufoaf1c unb eine 
ß'iiHc non 2lrlieit. (Jcratcnb nnb mcnc 
meijcnb uoranoc()cn. 6:in faiicber Gt;Jl 0, 

5Tompctenöitrcitiofcit. biirfcn nicht 'tl!ai.) 
nrcifcn, bctllt ei3 gilit fJicr nur ein 3id, 
i:lie Gtrai;c in if)rcr G:iocJtart 
unb SrfJilnfJcit 0 1t crl)aifcltunb 
vor ~3crfcfJatt~ciHnncn oll bc· 
:u a lj t c n. 

01c[tern lieficfJtigte eine .Rommiiiion 
unter \.)-üljrung von Shci0tag(;priiiib~nt 

.J mli f unö Wlitnlicbcrlt ber pf~il6iiriJ~n 
Strcii'ircai~ruHg (C,bcrrenicrunn0ral llll, 
ll1Cllllt ltnb mcnicrunni3rat 1.13ttrf)ltrr• 
2t1CIJCt) /lic 'Vcutidic ~~cilt)tr,1ilc. :/ic 
'l~Tii u c bc0 ~}a ubcl.' • ~~er fcfJ r\\tlcrf,,1nbr;' 
r,cfJCit b afl in. b ic (~! ro f;c mi.iofidJH r :1 i rf1 
I) u li c f rfJ i Iocr n uno bic Sd1ifocr in 
bcn ci tnei ncn Drt ~3ft rn i;cn mit ~.l1ot iPrn 
ober ~nppcn brr Drt0neinJidjtc ,"u ,,er, 
fefJcn. ~orncfdJ[agcn tuuroe, an bcn 9{(b 

,)lllCif!lltlßCll ocr .\)anptnerfcfJr0jtrnf1Cll 
Allr ~ßcinltrnf;e SrfJilbcr in 1lcr iiblicfJcn 
frnroc 1t111l I.Rcfrf)riftunn bcr ll1cidJ:;, 
itraj'jcn(JcicfJilbcrttnq an,)lllirinocn. 9.1/nn 
mnr ficfJ bariifJcr cinicr, ball eine onbcrc 
i\'orm unb eine anbcre i\·ar[lc f1ci i:lrm 
Wutofn[Jrcr nicf1t bic cntiprccfJcJtbe ~c, 
acfJ!nltg finben fa11n. 'I'amit ficb oürr i1ic 
Zrf;tr~cr Ciii~ ~er :!~icfl)eit f,(')onlJL'i::-.~ f)Cr-­

norfJcucu, wcröcn fic mit öcm ll"t:.lfJT· 
,;cicfJcn einer strnuf1c tJericfJcn, )ic bot 
(\fJaraftcr ber ~cinitrnj;c fcnn,cidJI1Cll 
ioH. 

~ie cin,)efncn Drtr,jtrai;cn rucrb~n 

f d) a n b c I u 11 g b c r ~ a n b f d) a f t u 11 b ,~ g 
.päufcr entlang bcr :DcutfcfJCll ,...... 

l>utcfJ .\)ol.'Jid;il/lcr gefcnn,;eicfll!ct, auf 
/lcnw bann ~ie 6icmcinbcn nacf1 ;6ren 
fillal!Aidlcn 2lafwcn1lunncn bic eniiVrl'= 
dJeHbcn 9.11otiuc a11liringen fönmn. :tcr 
~'aHÖCGtJerfrf)rC'ucr(Janb unb mit ifJm bic 
'J.:fl'iC1iidJc 52anöei3ocn,crucauitart tnrbeu 
bariiüer llltlrfJcn, baH bic cin[)citlicf)e il·l1tlll 

unb ßhiii;r f!elllafJrt iit. 'Vic i)-r.rf1~ ~er 
'ZcfJiibcr in Drti'iitrai;cn ijt rot un~~ weil;. 
9.J(it bcr 5BcidJilbcruno iofl in bcn niicfJ, 
ftca ®od)Cit (lcgonncH unb bcm ciul)ct· 
Inifr~JCH R!ntftfialtblvcrf 9lrficit nc~)clicn 
werbclt. 5lBeitcr ijt gn,lnnt. bic m c i • 
n in u n fl 1> c r G t r a & c von bcn un• 
fd)üncn mcrramcjr[Jiibcrn. ü·iir bic 011• 
itan1lic~;uHo bcr '~trn[ic ijt ein SIr a • 
i; c n (J an p I an auf fiirnere ober längere 
frriit tJorncicfJcn. 'Vie mciterrn ,'3il'lc 
bicncll bcm 9(ntur. unb .l)cimati.iJnf). 

m3 e i 11 ft r a i3 c b i c f rf) I i 111 111 it c. 
~ ~u~.>cnb [illb bic j}iil!e, bie ljicr anocfü[Jrt s;1 

werben fünntcn, in betten bic iiucrmiil:!ioc 
J !Rcfiamc einen 1uirf!icfJ praftiidJclt Sinn 

0\ vcrmifjcn Iäj'jt. G:in,1clnc .l)iinfcr bcr 
: ftillcn :ffieiHl>iirfer finb oft reine 'lHafato 

,-:;:: inftifutc u11b 9InicfJla!'lfiinicn. :fficr burcfi 
<-< IDluflliad) fäljrt, macf)e firf) bic 9J1iiljc unb 
;::5 IicfradJ!c fidi bort bcn ricfioen 2Iufmanb 
:-;J, an !Rcflamc. 2!n einem .paug finb 

allein adJiacfJn uig awanain 
6 dJ i I 1> c r fcitocmad)t, :tiir unb :tilro 
taijmen iinb licfabcn mit ben unfd)üncn 
fS'irmcnrcfiamen. (!;_; iit eine \}orbcruno, 
öaf3 f)ier m3anbci ocicfJaficn merl>en nwfl, 
baä llicje Gfra}le mtl> biefe ~anl>fcfJnit, 
burd) bie bie ::DcutfdJe 5illcinftro&c fiif)rt, 
von lofd)en fti.ircnben G:inbriicfcn I.icfreit 
wirb . 

.Sur rocitercn 2!ui3geftartun[l bcg !Bif• 
be§. ber m3cinitrat:Je iit e6 notmcn~ig, bafl 
eine an it ä n 1> i g c \B a um c i f e, bie 
bem ~6arartcr l:lcg ~orfefl ent[ptid)t, 

:) 

0 

-PO 

;~ ~ 
~:"' ......, 

U'ür bic mcmcinben jft eil von nntcr: 
cffc, ,:;tt wirTen, bafJ bie cinai!lc E:tcUe für 
bie ~einftrn[Jcnvropoganba bcr ~anbc\l: 

vctfcijrßucrbanb E:aarpfali) i ft, bcr iilicr 
alle !!h·riinbcrungen entlang bcr ;Dctu: 
fd}cu ~cinftrabc ,:;u I;örcn ift. ~cr 
52anbcöucrfcliri3ucrbanb tvirb überall be: 
ratcttb 3Ur E:cite ftcijen unb ~nßfiiuitc 
bercitroilligft erteilen, 

58 
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er 11erfauf ber ~eulfd)en ~einifraü~ 
6oJorfige ~ußbefjerung ber uorgeJe~enen 6traßen3Ü!lt 

21m rrreitag IJefid)tigfe ffiaufeitet Q3 ü t der 
mit mcrtretcrn bcr 91coierung unb ber auitänbic 
gen 6tra8enoe1Jötben bic für bie !Jcutlcf)c Wein~ 
itraae vorgeiebene 6tredc. <rs fonnte erreicfJt 
merben, baß für bie 6tral3cntcilc, bcrcn 3u~ 
itanb nicf)t völiig einruanbfrei ift. eine i o" 
r _ _ .1 ! _ ~ n't' . . _ '<. _ r r _ .. . . . . _ ~ . . 01' ....... ~~ .-r. L __ 

I U L i. L \:j t: 4 U :;, U l:: I I l:: L U II H L ll ~i U:;, 111.1.1" U l:: > 

ftcUt wurbe. Unter bidcn Umitänbcn wirb bic 
6traue an bcr DbcrfJaarbt burdJ bie maicriidJcn 
2neinbörfcr gcfcot unb aui3crbcm bis an bic 
ffircnoe ausoebcfmt werben. 6ic fJat nun 
folgcnben 

cnbgültig feitgelegten mcrlauf: 
6cfuneiocn, 9icd)tenbad), Duerotteroad}, 23ero= 
~aDern. !ßlciswcilcr, DocrfJofen. stlingenmünitcr, 
<fidJ&ad), i?cinswciler, 9tanitnond), illirlweilcr, 
5ieuelbingcn, (i?anbau), &ranfwcilcr, ffilcis= 
wciler, ~urrwcilcr, Sjainidb, 9H}cbt, (fbcnfobcn, 
9Jlaifammcr" :Dicbcsfclb, s.lnm6adl, 91cuTtabt, 
IDluboad). ~eibes~dm. ~orit, ID3amcnf)cim, mab 
llürf6cim, Unoitzitt, .stallitabt, .Vcrrbcim a. ID., 
itirrn6cim a. b. ~d. <r>rünitabt. 21m ~ingann 

unb am 2lut~gnng bcr ~eutfdlctt m3einTtrabc, 
in 6d)wcigcn unb ffirünitnbt, werben ID..\cintorc 
crrid)tet. ;Die fcicrlid>c G::röffnung finbct am 
Garnstag bcn 19. Dftooer burd) G) a u [ e i t e t 
m ü r d e 1 ltatt. mm barauHolgenbett 6onntag 
fa6ren bie GJäitc unb q3rcjicvcrtrcter aus bcm 
___ *_ .. __ ~-!_'(_ ~!- Cln-! .. !"1 ... -~-- ··--- r-"".'f' ..... _ _! ____ ,... __ _.. 

UUI~Q\.:IL J~\.:IUJ Ul\.: "-U\.:IIlll!Ut)t:: .li.Ufl VUJiU\.:II;:l\.:ll 4)\.:1.. 

uis 6Jrünitabt au. ~!He nn bcr 6traue oclcoe~ 
ncn Drte werben aus bicicm 2rnlatl tcicb ge~ 
idimücft icin. ;:r)ie ~cnölfcrung bes gan;cn 
ffiaucs mirb aaiJireid) bicicr G::röfjnungsfa[)rt 
bcimofJncn. 

+ 
Sonntagsfaden 3um ~lHälaihflcn ~einlcfcfeft 

O:ür bas am fommenbcn Gamstag unb 6onn• 
fag in 91eultJbt a. b . .D. ftattfinbcnbe ~fäioiicfJe 
.Weinlciefeit Hl35 werben von allen ~afmfJöicn 
ber ~3faia unb ben 6täbtcn bcr fienad)bartcn 
Gebiete 6onnfaosfartcn mit folocnber GJüitio~ 
feit ausoegeocn: 6amstag, 1~. Dftobct, 0 Hnr 
I'is ~montan. 14. Dftoocr. 12 UfJr (ilJäidter 2ln~ 
tritt bcr ~ücfrciic). 
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fanbfdJaff lWifdJen lteben unb fiaftanien 
WeinstraHenbummel von .Schwelgen bis nach Siebeldingen-Vor einem denkwilrdigen Ta~ 

~a3 filbpfiHolf~c lYirclq!an~ lt.JUtllc 
rr.it ber t!lad)tio)t, ball bic bcatjd)c .5-'clu" 
ftra[J~. u.o11 (lf>rilllftant bE~ bltll1 (l)rcttbOti 
e:d)wc!ßctt bnrdjncfiH;rt wirb, frcabin 
Uflcrraid)L ltcveraU ~örl man ßU!tichcnc 
unb eani!Jettt 81\mmen, man freut ~dJ, 
hil[i man bll~ l'fii1 0lfc\le Cllrcnolantb nict)J 
vcrgcffcn {JCit. 

:Sie ~~ciltortr an ·~~r UH!.:r, unb üJi:it• 
tc!~JQlltbt finb \d)on mclt ltn.b breii ue~ 
•1ttnt. ~[Ocr aud) im pfiH.:,lfdjen 0(1cr~ 

iatt·b flno viele f.lncinblhfcr u1:b 19rc C!r~ 
.;cu~tntjic fcliJtCll H~l)cr nur ßinne" 
wcl~1te. ~nun mit·b o.:1<'Q bitftt 2nnbftririJ 
au bcn .\)ängcn bti.' i!i~11~gaueß bcm 
jtiirfcrcn ~\crfc!)r crirlJ!oflen nn~ icin 
l:l.ildn ir. ttlrilen .\trciien flrf:nlllt ncntud;t. 

Zur Grenz~ 
;l;ie t'leuiirfJr ~rillfiroi;e lllir.(l tlOlt OCt 

DI!erl)oar.)t !onnnenb, oon IJtledüben 
au~ iilJcr :J11io6t, ;Q1tinfrl.J, :Llnrrwei[cr, 
\})[Cii'\lVCilrr, ü·rcmtwci!cr l.ivcr ba.~ 
Ouc\rfJtuL ~ct ·ZicbclblnA~n !11 bnE> ü&er. 
lanb gcfitl)rl. :Sie 3lc~1t Olcr ülicr 'tHrro 
:ue\lcr, 3ianldjl.imi), ~chtE-wrHer, frf~, 
ba~J, stltngwmiil:fter, '.j.l!ct~'t\lEJ;J;)J.i.u, 
IJDYcn:zn!fifr.öl,ltn .. h~---"'Ba pfäi~ifdJc 
mhnl;töifß""''tflier Ol,erutlcrbadi, Vlrct)ten" 
b_adJ nt1cf) ·~dlm~t,. 6Ci11.1cJ?,!cil';'v!~T~·~: 
f(Gtli-::rJ.tfrf 'b'iff''D'cr· (~}rcn ,;c. 

S)ier mlrtl ball ':t'lH' aar bcutfd)rn 
illiclnftrn[Je cntjichcn, am ~Iu~glllhlS" 
~1unfl bicic0 Strnf)c:t,illfi~~. n.L'rfJe bet 
Qirctt3~. in einem ®elttourf, baii eimn 
nuten :)htf unb eine reidle (S5cjrl,Jid)tc qllt. 

"Pauliner Schlößchen'' 
tZci)tl.'dßntJ ein :tlorf li~~_.ov_en. c.m 

:.!~crg!Jntt..), Drunten hn stale ftie[lf oie 
2autcr. st>t'ii6e~! iiu<:t be!: 52anlcr grüilt 
!)er ®al~her~. baJ t.i:?r.l)lad;tfclb ron lSi'O 
1:nb mci! [)ittclit~ alc(;t btü~ cHiii!ifd)c 
.1:~i:i1dLwb I>Ullt V1~cine hin. :l:o;3 ~tefJCJto 
~Jcftilll:e Oi2jci3 (iltcn)~Drfri.~ ficgt auf 
fran~öflfd}cm ~)ollen, in bicfcm mefnn~ 
ntiilbr, an )cf)Lhtilcr ~lrfle, fW)t ba~ 
,j:Lq,ujine_L,:?JfilllML~tl.' eht'ft bie l:!cjtc 
~ ipauf, eitH fettet vtcr bdefti!'ltttt 
'lHiif?,c, He ~d{!enE,urg- fdjU~rn fontcn. 
G:s fiCDt ci:-~c e:aoe um olefei'J ~cf}toa. 

CF:itt ~tnfi~nbiiumcficn ftc!jt bott. tuo 
man öfter~ eltt :ndfJ1'rfftlbctt~ ~VUibcfitn 
!Bien fic~t, bc~ lJHler!icC lVCint. st~!e 
:'!3\naer icl)W oit aHrf) ncrt:; ~ic mfl~e 
~}rau mit bem Gd)\iiffdbttnb, berett (Yr, 
frl)cinen ein f'llttcß ®efn!al)t an~ci(J;t. 'tle, 
reit~ ttor ocm 12. D'q!}r~unbcrt tUurbe 

ljler bcr lroclnüau !n;u1t Iictrlcucn tttt~ 
uwte f)~t ber eod)tuciocn~t !!3urgttltbcr 
unb 't'ofa!cr einen [Je[vnocren ~Hamen. 

},T;on IJier auJ fli!irt L:ic ~cinitrch~ 
nadi :Ilql)tctltiacy, einem ~er ilrtcf:cn 
ctte ·bl'cfci::-IDrcnHlcBcnb. <ZdJ;.ln ns lit 
jcin $rlnvau in brr G.)cfc~lc(J!c crwä~nt. 
~ie ~aoc brr ~c!nvcrgc m lic[onllcr~ 
gün:fi!}, faft fiimHic{)c ~l.Hngcrte liegen 
an bcn ~crgf)iittgcn auf StaH1tetl1flvbcrt, 
llldfarlj trifft llii1H tll'Ü) ÖCH a[ICI1 5'111111' 
mc·tWau an. 

Historfsehe Weinberge 
~lt D6crotterüa~ fatlcn lllc tJidcn 

~1crg:uillgertc. miC:!':cr Ort wir~ id)l11t 
lHJa erwiifJnt. 'i>Iuf i:lem fogcn::nu1tnt .'()d~ 
bcnrlrd)~of fanb tMit [tcincrne !Si:itgc 
unU t:.'·~fcrf(tcrl\:n. ?2ln1 ~i~t~;irft ntiiPrr: 
viC flhttllW lJer i}luitCll[JCt!Jid)Cll ~JHt!T, 
c~emahl l'in foiiniirflC'~ ~)C~lrn öer ~ci' 
ning~r Ghnfcn. stler lB~tllctnfrieg bat jic 
~eriti.irt. 

\llfle biefe 0.6edi1rtbcr [Beinorte rtegen 
am ~aume be~ t;;}ebir{!C.3, teile !}n~ o:n 
ben itlcrgttt, tcifß in bett [d}ün~n ~al• 
,grüuben lletftccft., mir fommen ~itttt& in 

llcn &reiten tmlefrnorunb, :vo bet !J:r[tll< 
uacf) Oll~ bcm 0.\eülrne trtft, Md) bcut 
ftcrilfHtttCtt \?uftflltOrt mrrßoCÜern, einer 
aufftrcbenbcn ~ta1ll im (\\ren~fcnh. 

ll3eroaa6crn ift all3 einer röm:[dJcn 
miiiiärifd)cn !llicbcdafj'm1i\ ,,":t:!lil~Inor 

mr>ntanoc" wfitanoen, illu~ bcr ~H6mcr, 

,;cit fittb imon uidc \1-tlllbc fTCUiadJt mt'r' 
bt.<lt. U r!unbrld) :uiro ~3tro.ialicrn c~jt, 
mafig 1180 ACil!lnn!. X;o;, ~cillnj:J, ~a'~ 
':tHtrHilC, 0er frtllP,iifiidJ~ i.'IJfuüllrcnucr 
.;u .;mci '!lrittffn nicbcrg.ctirnnnt baft~ • 
iit onm ~cir n'ichcr aufgebaut. !BDrt 
~Hcr.onabt'rn aug n~bt e~ am ~aum~ bcr 
lflcr(le t)urdi ein ~cil10iiod[anb b~ttdl 
eine bc.r fd)önften ~anhid)aflcn Dtcfet 
®rcr.,H~dc. 

Ein altes Wasserschioft 
!Bier meintiepffan~fe .l)üacl trwncn 

un(; uon J.Hinoenmiinftcr. Dn einem ::tai, 
otntcr \llilu:nen ucrf!cdt, [iqü ~1Iciöwci" 
fer, fcQi'lt im 'illuf>qalt(l eine~ mcuirg~" 
tuie~. "1.!Bavpcnfdimie-~c", ein arte~ !l~laf~ 
krfdjiof;, eine ~ur~. früfJcr &um e;!if! 
.Q'Iinj.lenmiini1er gcf)ilri!\, \il1b st'ettfiuüre 
bi{!feite-n -bicie§ rd~mbcn Drtt~. 

Muskateller und Burgunder .•. 
~luJ einem tJurfprinf)enbcn HtctH~n(lii(ld 

grüflt h1e flf~nbrttb wcifle fJHci.\i;cllcuer 
.Rircf)c unb ljcbt fid) [)eH uon bett .ltafta, 
n\cnrniilbetlt ocr !Bn:ne a&. S)icr mi'id)ft 
ber fJcfattnfe üHelt:3effcner ill'lt;~ft1tcact·. 
~ie 't'alfa!irt nad} .il'f!nrrcnmitrljtcr ~elgt 
un~ bie alte ;J)anoberli;.burg i':anoed. 

Gn .Q'Iin~~nmitnftcr )clbft erinnern 
Mol t1ic l c ~3 üu r idi f•'ilm o n ::2: l i 't unb 
.IT!oflcr .l'tHtigenmÜnfter. .\'1ict !ft hc 
.l:'ctmat b~~ pfii!slfcfJcn .t~cimalbtd)icri:l 
~{u"uft !l3ccfcr, ber om fotHtili~n .(lanQ 
.)c;:; ll:letllfriebf)ofe~ fdne Ie~te 9cu6c' 
ftiiite 11etnnbcn l)at. Jtrtng~:-~mfinftcrtl 
~t\cinc, ,\iilrfJhcrg Jtnb 9J2ario~9.llaaba" 

[et:d finb lll'!Mm!. - ll!n bct: (lCil• un.) 
~lf[egeanftait uorbei crfd)rteilt eilt !c!ieu 
frf)iYner llHid bie 18tr~. unb ·')ügrUanb• 
fd}aft Amlfd}m ber !leinen Holmit unb 
b en ()c a rbtoer~Jen. 
~ie 9Rabcnburg grfifit Uber ilem ;!:·orf 

G'fd)cl'ldj, im .pinlergrunb tritt 91cufaHci 
mit \leln~meiier fjernor. ::Die j)iinge flnb 
broc:Q an bett ~ergcn mit ~cinrebc1~ fit· 
;Jiiatt3f, oie !Berge tragen mcrd;!iac S'tfl~ 
ftcnicr.n1illbcr. !If4JI>ad) uno bie Wiabcn: 

23 

burg finll geme 6ejuct;Jt. ~eiaöwcilcr ijt 
bcf<lllilt ourr:f) Ieine lJDqür,lirlJClt m.:cine; 
bcr ill.cuCafieHn: :lhngul~btt, ber an .i:Jcn 
fvnnigen .\!iinom roäd}il, ber ~cin;f;wci, 
lercr Gor.nenbctg, ein e.Jfer tw.) wür, 
~iger m!eifJtt..lein, ua],cn jd)on pjc[c 
frreun.je 11nunbcn. 

91cnfajtc[ mar bcr ~~onu:Jcrjit; 1-d:l 
~ev!fcf)Ctt ~I1lilfl't.3 IDliU~ @:(cuo{'!t, er td:r 
itn tlliaibfrlcbfjof a:tt ~Jerofwtt[i. ffianfd}­
ondJ [i~nt am iBHn!Ja:nn !n einer PC> 

lrf.Jli!;ltnt CGd]ludit. ~er ~!:;einflüu ifj l)ier 
B1~ !1Ht11 ;JofjH. 1Li17 nacf)wtli'loar. Uruer 
~et>l .\)ft{1rl[anb iü(!rf bir .::;:rat1c mci!er 
HO:r{; QJ1rfmdler. S:t;kf~r :nlt t()ten: 
q·ic~ lwdJI~t au~ bcm l\l:äjtcnbu{i1 auf, 
bcr &efarttttcjiw ~Gc;n(agc öie[e{l Crtet'. 
QJldttt(llfer ~otle im ~cl)re 1786 !r&on 
127 !IJ!ut1V11 frocltt{H'!(iC. 

Uelicr Sicbdoingcn ncriaifcu 1dr nun 
oic l:•fJetiiinbct :fficinorte unil fom:ncn c.n 
hle Doerbcar-bt. bie rne~r befanni lfi, ar~ 
~icic§ ~~cin:.mb im Pfiif,~:id)cr. C\)rcn,~~ 
itzidJ. für b.10 ocr 10. C!Jul!er e:n brttf• 
:t1iirbigcr ".!ag icin mirt. 
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<Es gibt nur eine "ltleinJtrane., 
J. G. ~us (jmn1en erteidjt tllls folgenbe 

9Jl e{.b u ng : 
~te friinfiflfw meiuftrabe ~1l~\)fen.:9iöbci~ 
Jce. - 2)crfc{)r~mäiJiAe ~rjcf)ließung bcß 

friinfiimen m3cinliaugcliictcs • 
.3vbofen C[Yranfen), 28. ~uii. 9'lacß.bcm 

im .B~rlJit 1935 in tlcr 9Zbcinvfalo tlie 
.. ~eutrcfJe mJeinfttase" u.on 6cfnucigcn (an 
ber GJrcn~) bis modenbeim eröffnet 
wuL~~. iii iei3i: a u a) t n lJ t an f e n eine 
forme Wcinitra5c gefd)afien wortlen. 6ie 
fübrt von . .3 .rll) o f e n _bis 9tii beI i e e 
unb fteUt einen tneit>eren Geilritt in n-et 
l>erfef!rsmäßigen (};ricfJHeßun.g bes ge .. 
famten ftiinfifdJen Weinbaugebietes bar." 

mrs i>er m.egriff bct "~euijd}en 2ßein· 
ftm§eu auf 2!nregung unieres mauleitcrs 
geprägt ruurbe, ging man von bCJm GJcb-anfen 
<tu5, baß eine 6tH1BC, ~ie in einer 
i?änge von 8{) stifometern hutcf) b-a5 größte 
beutjdje Weinbaugenict füljrt, e t m a s 
(S; in 0 i gart i g e ~ in :Deutjd)lunb iit, 
heiTen befoni}ere .f)ernorljebung unD 
me&eid)nung mit bem 2fttriout ,,:DeuticfJe" 
noll heredjtigt i)t. 6o etmas mie b-as 
pfäi0ild}e 9\ebenmeer gini es eben nur ctn:l 
nw:! in ~eutfd)Ian.h unb bas iit gut fo. So 
mie mir bem r~einiicf)en Weinbaugebiet 
jeine be!onbcrcn lan~fd)(tftlicfJcn SßoroiigCJ 
unb 9Zeiae nicfjt neiilen, jo rufe i><ls 9Jlojef, 
gefJiet in feiner Jjerllen 6d}Dn~eit nid)t 
ünertronen wirb, lo IaiTe man audj ber 
~fai0 i~re "!> e u t f dj e m e i n ft r a 5 eH 
unb nermäiTcre bicjcn 5Begriff nicfJt burclj 
!Iägridje stopien .. 

~.:1 !djüne ~ranf~nfattb Tjat e5 mitriid) 
nid)t notwcn.big, (grembennerfc~rs::~r.upu;; 
ganba mit entrel)nten Q3egriffcn au treiben. 
(fs ljoat feinen Wlnin, es fjat feine murgen 
unb &fJfiiiTer, b-eren 2!n0iel)ungsfraft nid)t 
größer unb nid)t fieiner roirb, ob nun irgenh 
eine fünf sti1n't11efer lange neue 6tm5c ten 
9lamen .~rrrättfijdje Weinftwßeu erTJ{ilt ctlcr 
nidjt. Was mürben bie fränti)d)en 52J3in0er 
i<xgeit, menn 11Jir in .ber '?ßfaln ba3n ü1Jer~ 
gmgen, un}ere ?ßfä10er Weine in m.ot;'beuter" 
ffafdj~n 3u verfdjic!cn? 6ie roürhen bies mit 
9\ed)t aLs geijtlofe 91ad)a~mung eines 

1notenftänbigen unb natürlicf) gemacfyTcnen 
Q3r.audfe.s empfinben. m u dj b (l 5 p f ä r $ 

o i i dJ e 3t e 1J e n m e e t t ft e t ru a s 
n a t ü r rt d) G5 e ro a d) i e n e .s unb es i n = 
m a I i g e .s. :Die ,~cutfd}e Wcinftraße(( iit 
her~ er e t n e r e i n ~ f ä I9· r 2! n " 
gelegenl)eit, bi~ .fein j~Jovien 
verträgt. 

!Jc5Wegen: .!) ä tt i> e ID e g n 0 n <! f I e tt 
an b er e n "Wein ft r a 5 e n". G; .s g i h t 
n u r e i n e W e t n Tt r a 5 e u n b h a s i ft 
b i e "!> e u tf dj e m e i n ft r a 8 ea in bet 
~fa10, bie burct? bas größte WeinBaugebiet 
!>eutfd}Ianbs in einet .ßänge non 80 stu~" 
metern fii9rt. 
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2unb: ECifei'lL 

~rooinj: 

%id)sjtr_ 91r. 10 

~lutt 91r. ... 1. V 
:~-~- . 'ßt3.elc!Jnung -· . . ~ a u Ca ft b I 5 'R 1 I d) es - CJ1.e.ue 6-10

t
1 l't•ru:-1 .~ r e m b e ( g.e r e .\ [ t e) C:O a u 1 a jt . a) (fi~r:ragungs• 

·n· bes 6traßenabfd)nlltes ~reie <Strecke ,

1 

Drtsbun:fJioQrten gülttg ab <l'tgmict)ajt c" CBemer:.wngen oerrugung 
a•! .l!age bes 91ullpunktes J I I i Etrrd<r '!raper b) dngctragen am 
ng non km btß km j oon km bt~ km Q3cmdnhr, :Drtl!tdl uon krn bt~ 1.. n oon :.:m , bt9 km ! ___ _ _ ---
---~---------2------- --3--~- 4----!---5--~---6-------7---- ---8-- u --,ü-r-ti--T--12-- -, --~5-----

1 
a 193,355 !93,4-39 I - I - - I - , - - - Speyer 

,,-----+--1 -----. I I 
J93,439 !93,4481! - ! - - 93,439! 93,448J schieneng_!~~he: !)eutsche 

.:J. 

:a 

I I 1

1 j Kreuzung~ durcn ~ 1re1C'Fi"'SOähn 
I i j d1.e Re1.criSDäfiil i 

93,448 193,464 I - I 

I - 193,464 194,626 I~ 
~~~-~ 
lii!i]_6 ! 95-t.2.® 11 

- I 
! 

95,368 i96,430 

j96,430 96,896 :Maximili= 
' 1~-

196,8-96 !96,9121 i 
I 

I 
i 

J•~ 96,980 1Maximili=_ 
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I 
I 
I 
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---.----- Kreuzun~ a:urcn "IrelC1iSOabn 

a~e Re1.c11"Sb2Jffi 

96,896 96,91i_· schienen~_eiche 1 Deut-sche 
--: 1freuz2§:__9-urcli '""'!re~clm 

:_ ~e1.cnso8Ji:h 
s. ,~,.. . 9 ,;.- -~ ~-~ 

BauzJ.rnt Speyer a/R. E.l/35 
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-l--- ~\,~ 
Banamt Neu-Ulrn 
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I 
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I I 
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1179 

ageft~bl tt 
1937 mnßgcgcbcn 311 lßcrlin, bcn IG. 9?ü1JCl!1licr 1937 I ~(r. 123 

'lag j ll I) (I [ t .:Seitt 

13. 11.37 ~crorbHung ü6cr bas ~crf;a[tcn im 6traBcnberfef)I (6tra~cnuerfc~rl3, 
Drbnung - Sf\ßD -) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1179 

13. 11.37 ~crorbnung über bie Sufoffung bon l_perfonen unb ßaf)qcugcn 311m 
6 t r a B e n u c r f e t) r (6 t r a V c n b c rf ef) r 13 • 8 u [ a f f u n g \3 , .0 r b nun g 
- St~gD -) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1215 

13. 11. 37 ~crorbnung über bcn ~011 unb ~ctrico bcr CStraBen&,lf;nen (CSh:aBcnoaf)tt• 
~au· unb ~etricbl3orbnnng - ~DStrao -)....................... 1247 

13. ll. 37 23crorbnung übet bie mcgefung bc~ CSttaBcttbcrfdjt5 . . . . . . . . . . . . . . . . . 1254 

~erorbnung über {)as ~erl)alten im 6traßenl)erkebr 
( 6 tr a 8 e n o er k e f) r s = 0 r b nun g- 6 t '!3 0-). 

'Dom 13. 91ovember 1937. 

A. ~Ugcmeine morfd)riften 
§ @runbrcgd für ba{! !"ßcrf)a[ten im <SiraBenlmfcf)r 
§ 2 1Berfe9rßregdung butd) l_poli0cilieamte unb l}arfwid)m 

§ 3 !Bcrfc~rß 0cid)m unb IJ.3erfe9n'leinrid)tungen 

§ 4 IJ.3crfd)tiibcfdJränfungen 
§ 5 !"ßcran~a[tungen auf öffmHid)en Gtragm 
§ 6 ®agna9mcn 3ur .\)eliung ber 11.3erfe~rs 0ud)t auf bm 6tra§cn 

B. ~nl)r:;eugt1erftef)r 

1. iJetl}qcngbcdcljt im angcmcincn 

7 f5ü~rung non ua9qcugcn 
8 \ßenu~urrg ber ßa!)rba!)n 

9 ßa[yrge[d)minbigfcit 
§ 10 \2!ußmeicf)Cil unb llbcr9den 
§ 11 llln3tigcn bcr 'i}af)rtrid)htng5,1nberung unb bell .\),lftcnß 

§ 12 ll'Jam3eidFn 
§ 13 !"ßorfa9rt 
§ 14 'i}afJwuge in ..\{o! om;cn 

§ 15 lllnfafJrcn unb .\)alten 

§ 16 l_parten 
§ 17 ~in· unb au<Jfa!)ren 

§ 18 \?abtgdd)äft 

§ 19 \:abung ber j}a!)tJCUßf 

§ 20 !"ßerlafjcn be6 uaf)qeugil 

§ 21 Gd)OI!3cid)en OlL ua!)wugcn 
§ 22 S~enn0 eidJnung ber ßa[yr0eugt 
§ 23 <Sd)Iuglid)tcr unb ffiüd~ra[y[cr 

§ 24 !ßdeud)tung ber ßaf)qcuge 

2. ß'of}qcllgtlCtfcf}t itn OClDliilctClt 

a) ~abfaf;rer 
§ 25 \2[uerüftung bco f5a!)rrabeo 
§ 2G t)'ügrung bon ßa9rräbcrn 
§ 27 Senu\)ung bcr B'(abmcge unb 0eitcn~rcifcn 
§ 28 .fintw unb 9ic6eneinanbcrfa\mn 
§ 29 9\abfa!)rcr in grfd)lofjcncn 93crG,1nben 
§ 30 illiitnal)mc lJon ipcrjoncn unb illegm~iinbcn 

§ 31 ~~iitfül)Hll bon \)lnhin\jtrn unb ':t:imn 

§ 32 b) g u f) rl1.' c r f c 

e) Shaftfaf)qeuge 
§ 33 lßcnu~ung brr 'Eelcud)!ungocinrid)h:ngen 
§ 34 'Dcr(onen[•e[örbmmg auf ~'aftfraftroagcn unb •anf;onsnn 
§ 35 12:\cdaficn bei! Si'-raftfa(1r3cugil 

§ 3G d) Dffcn tlid)c ~crfdJrsmittd 
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8. bas ~arfveroot ([)erbot beß ~ufftdfens ton ßa~qeugen, foweit es nicf)t nur aum 
<Ein· ober ~uefteigen unb lBe• ober ~nt[aben gefcf)iei}t): 

eine 6cf)ei6e mit runbem, roeißem W1itteffdb1 baß ben lBucf)ftaoen 11P11 in fcf)waraer ßarbe trägt unb 
bon recf)ts unten nacf) Iinf~ oben burd) einen roten .Ouerjlrtifen burcf)jlricf)en i~ UEHb 23); 

9. bie borgefcf)rie&cne ßaf)rtricf)tung: 
runbe, wci~e 6d)eioen mit fd)ma[em, rotem manb, bie fd)waqe ~feire tragen (lBiiber 24 &is 27), 
ober- in ~inoaf)nftraßcn immer - ein pfeilförmigeß1 rotgeränbertes, weißes 6d)iib (lBHb 28) i 

10. baß ®e&ot beß ~nf)altens an einer Soir~ef[e: 
eine 6cf)ei6e mit runbem1 weißem illettterfeib1 baß einen waagerecf)ten, fd)roar0en <Streifen trägt; über 
bem 6trcifen ift an beutfd)en SoHfteHen baß ®ort "goH" in fd)roaroer 6cf)rift angeoracf)t (lBHb 29); 

11. baß ®eoot: "I.Eorfaf)rt auf ber .\Sauptftrafje acf)ten ! 11 : 

ein auf ber 6pi~e ftef)enbes, gfcicf)feitiges :Dreiecf (lBUb 30) i 

12. einen :Drofcf)fenpfa~ (-5artepfa§ für :Drofcf)fen, Sf)atfber&ot für a[[e übrigen ßal}qeuge): 
ein &raue§ !Recf)ted, bas in ber URitte bie 6cf)eioe "~arfoeroot" aeigt; über ber 6cf)eibe ift in roeifjer 6cf)rift 
bie ~e0eicf)nung u:Drofd}fenp[a~"r unter ber 6cf)eif>e bie oorgefel}ene Wnaai}[ ber :Drofcf)fen angegeben; 
aeitlicf)e lBefcf)ränfungen bes ~atftler&ots finb in roeifjer 6cf)rift auf bem roten manb ber 6cf)ei&e 
beaeicf)net (~ifb 31). 

Uoergänge für ~ußgänger finb burcf) eine 6cf)ei6e au b !nr.l (~ilb 11) mit ber fcf)roaraen Wuffcf)rift 
"Uoergang für ßußgänger11 unb einen in ber !Ricf)tung bes U&ergangs 0eigenben fcf)roaf3en ~feir auf 
bem roeißen illettteffelb gefenn0eicf)net. 

Wnbere als bie genannten ~ebote unb meroote finb burcf) fcf)roar0e Wuffcf)riften auf bem roei)3en 
IDlittdfcfb einer roten 6cf)eibe 6efanntgege6en (3. lB. 11~efperrt für ßaf)rräber"). 

c) ~inweis3cid)en 

.\Sinroeieaeid)cn f)aben recf)tedige uorm. :Die :!:afe[n &eaeicf)nen: 

1. ~arfpfä§e: 
eine braue :!:afd mit roeipem 11P11; ergänaenbe ~nga&en, etroa üoer bie :Dauer bcs Sf)arfen51 in roei)3cr 
6cf)rift (lBi{b 32); ~cnnaeicf)nung bon ~arfp[ä~en für längere 6trapenftrccfen roie 0u AI b; 

2 . .5inroeife auf bie nötige morfid)t (morficf)taeicf)en) roegen ~efal)rcn burcf) ben [\erfel)r 
( nicf)t für ben [\erfe&r roie bei Warnung ß tafei n): 

gieid)feitiges, rodfies :Drciecf auf einem bfauen mecf)tecf (~irb 33); in roei!3er 6cf)rift fann ber ®runb 
ber WCal)nung aur ~orficf)t (3. ~. 116cf)ufe11) unter bem :Dreiect oqeid)net fein, baß in biefem ßaUe an ben 
oberen manb ber c;tafc[ f)erangerücft ift; 

3. -\)i[fßpoften, bie bon einer amt[icf) anedannten mereinigung (a. ~. bem moten ~reua) 
eingcrid)tet finb: 

EiinnoHb (3. lB. moteß m:eua) im tnei~en ~itteffe[b eineß blauen mecf)tccfs (~Hb 34). 8ur [eicf)teren 
~uffinbung beß S3Hf6poften6 fann baß Seid)cn mit einem roei!3en ~feil berfc~en fein ober näf)erc 
Wngaoen in roci!3er 6d)tift entf)arten; 

4. Baternen 1 bie nicf)t bie ganae !nacf)t ü6er brcnnen 1 

finb aum .Pintneiß barauf, baf3 in il)rem Bid)tfreiß ~a9raeuge nid)t of)ne ~igenoeieucf)tung über 91ad)t 
aufgcftent roerben bürfcn1 innerf)afo gefcf)Ioffener Ortfd)aftcn burcf) einen roten 6treifen mit 1neif3er 
<Iinfaffung gefennaeicf)net (lBifber 35 unb 36); 

5. Ortßtafdn: 
recf)tecfige, gelbe c;tafdn mit fcf)roaraem 9(anb unb fd)l-naroer Wuffcf)rift; auf bcr [\orberfeite 91ame 
beß Ortes (aucf) Ortstcir5) unb ber auftänbigen 'BennaUungßoeairfe, auf ber mücrfeite, bem Ortßinnern 
augefe9rt, 6l'i ~eicf)sftraf3en bie meicf)sftrafiennummer unb ber ~1ame beß näd)ften oerfeqrßmicf)tigen 
Ortes (91af)aier) an ber 6traj5e, bet fiel) unaof)ängig bon gu~änbigfeit5gten3Cl1 biß aur a=rreicf)ung biefeß 
Ortes auf aUen tneiteren Ortstarern luieberf)ort, 5ei anbeten oefeftigtm Eitraj5en ben 91amen bes näcf)~en 
Ortes an ber 6tra§e. i3ei arfen OrU5angaoen ift bie ~ntfemung 6is 0ur Ort~mittc anauge&en (~ifber 37 
unb 38). \2Us 93enuartungßbeairf ift gege5enenfaH6 aud) ber gongren3f)c0itf an3ugcbcn; bie 2tngaue ber 

51 
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0u~änbigen I)öl)eren merroa[tungebeairle (in ~reupen megierunge6e0irfe) fann untero[eiben, roo fie nid) 
3Ut mermeibung einer merroed)f[ung nötig iftj bie ~fngabe bet mettoa[tung~ocairfe I)at 3U untero[eiOen 
roo ter mmne beß Ortes unb bes merroa[tungs6e0irHl (3. ~. eine~ 6tabtfreifes) gleid) lauten. 8u 
ü3crmetbung bon mettoed)flungen mit anbereit Orten gleid)en ober gleid)Uingenben ffiamens fönne1 
(entfpred)enb ben Ortsoe0eid)nungen ber meid)spoft) eingeflammerte ~ruu· ober ®eoirgsnamen obe 
anbere Ianbfd)aftlicf)e ~eaeid)nungen augefe~t roerben, 3· ~. Banbßoerg (Bed)), mmingen (Eid)roar0 
roafb)1 ?müijll)aufen (:tl)üringen). 8ufä~e au ben Ortsnamen au~ ~erbegrünben finb un0uläffigj 

6. ~egroeifer: 
red)tecfige, gelbe :tafeln mit fd)maraem manb unb fd)roaraer ~uffd)rift, bie an ber Eid)malfeite, bi 
fid) ber geroiefenen mid)tung 0ufel)rt, au einem ~infel bon 60 ~rab 0ugef~i§t finb (~Hber 39 bis 42) 
~ei ~egen, bie für .R:raftfaf)raeuge ungeeignet finb, fänt ber fd)roarae manb auf ber ®egroeifertafd fot 
(~ifb 43). ~ie ~uffd)rift gibt an: 
a) bei meid)sftrapen ben ~amen eine§ aiigemein befannten Ortes, aus bem ber merfauf ber 6tra~e I)er 

oorgef)t memaieQ, unb ben ffiamen beß näd)ften oerleijreroid)tigen Ortes an ber 6trafie (ffial)aieO 
iJem0iei unb ffial}0iel müffen fid) auf aiien roeiteren ~egroeifem 6is 0um <ttreid)en ber angegebener 
Orte roieberl)olen. ~ie ffiaij0iele müffen ferner mit ben Orteangaben auf ber müdfeit~ ehuaige1 
OrtBtafefn ü6erdnftimmen. .Sn ber megd foHen nur Orte geroäl)U werben, beren mamen in be.1 
überfid)tsfarte bon ~ittefeuropa 1 : 300 000 beß meid)samt5 für Banbesaufna~me in ftel)enbe.l 
römifd)er 6d)rift beaeid}net finb; 

b) bei anbeten befefiigten 6traßen als iJemaiel ben näd}ften berfeijrsmid)tigen Ort unb als ffiaij0ie 
ben näd)~en Ort an ber 6traßej 

c) bei m3egen, bie für .R:taftfaijroeuge ungeeignet finb, nur ben ffiamen beß näd}ften OtteB . 
.Sm iJa[[e 3U c fann, fonft mufj bie ~ngaoe bct <futfemung in bo[[en jti{ometetn bis 3ur ~itte bei' 
genannten Ortes angegeben fein; an <SteHe eines größeren Ortes fann berffiame eines räumlid) fdbftänbigen 
Ortsteils genannt roerben. ~ei ber ~efd)riftung ift aur ~ermeibung bon ID1ifjbe~änbniffen baß m3ort 
11ü6er11 bor bem ffiamen eines Ortes, ber an ber 6trafje au bem bom ~egroeifer an erfter 6te[[e 
angegebenen Ort liegt, nur 0u georaucf)en, roenn !)inter beiben ffiamen feine <futfemungsangaben 
folgen. ~ei <futfemungsangaben auf ®egroeifem ift bie 8al)I, toefd)e bie ~ntfemung in ~lometern 
angibt, bon ber ba~inte~eijenben ~6ffiraung 11km11 burd) mergröfjerung bes 8mifd)enraumB 0roifcf)en 
8al}Ien unb ~ud)fta6en unb burd} IDerf!eincrung ber ~ud)ftaben gegenübet bcn 8aijlen beutrid) 0u 
trennen. ~ei mcid)sftrafjen roitb il}re ffiummer auf einem ficinen, red)telfigen 6d)ilb über ober unter 
bem ~egmeifer angegeben (~Hber 39 unb 40); fie fann aud) auf bem ber 6pi~e aogefel)rlen ~nbc 
ber ~egroeifertafei, burcf) einen fenfred)ten, fd)roaraen 6trid) bon ben übrigen &ngaoen getrennt, 
ftel)en (~ilb 41). ~el}rere ~egroeifer übereinanber follen mit 50 IDWiimeter ~6~anb angebrad)t 
roerben. ~ür meid)sftrafjen ift baoei bie mummet ftets auf ber augel)ötigen ~egroeifertafe[ angegeben. 
mummern bon meid)sftrafjen (~Hb 44) f~nnen aucf) ofjne merbinbung mit einer Ottsbeacid)nung 
angebrad)t roerben. 6inb meid)sftra~cn innerfja[6 eines Ortes auf einem ~Ia§ ober einer gerneinfamen 
<Streife ber6unbcn1 fo ift biefer ~Ia§ ober biefe ming• ober 6ammelftraUe burcf) ein runbes, gdbes Eid)Hb 
mit fd)maraem ffiing unb ber SnfdJtift 11?}crnbcrfel}r" be0eid)net (~Hb 45); 

7. mor·~egtoeifer: 
red)telfige, gelbe :l:afcln mit fd)roar3cm ffianb, auf benen bie 6traijen burd) jtarfe, fd)marae 6trid)e 
mit ~feUfpi§en bargejtent finb; über ber ~feilfpi!Je ober Iäng6 bes fd,nuaf3en Eitrid)~ ifl in fd)roar3er 
Sd)rift bcr ~ame beß Ortee, au bem bie 6trafje fül}rt mem0iei), unb an ben 6trid)m, bic mcicf)g. 
jlraßen 6c0eid)ncn1 bie ffieid)6jlraj3ennummer an0ugeoen (~Hber 46 oi6 51). 8ufä~e 3u Ortßnamen 
auß ®erfmngßgrünben finb un3ufäffig. 6cf)rift unb iJarve ricf)ten fid) nad) bcn ~e~immungen 
unter II ~ofä~e 2 unb 3; bie ftarfen, fd)mar0en 6trid)e 3ur :Da~eHung ber 6traßm foffcn 100 Wli[[i, 
meter für meid)s~raj3en, 50 WCiUimeter für anbete 6tra~en oreit fein. ~ei 9<cid)5ftra~en, bie mcgcn 
il)rer oefonberen örtlid)en ober ranbfd)aftrid)cn ~igenart im ganaen 6tragenbedauf ober auf <.lcif, 
ftreden neben bcr ~e0ifferung im Straßenne~ ~igennamen füqren (0. ~. 5Bcrg~raj3e, ~cinjlraßc, 
muqtfd)ndbncg) 1 fann biefet ~igenname ober eine aogcfürate \ße3cl<f)nUng für benfcfocn auf bic 5J.ßcg• 
roeifer unb mor·~egmeifer aufgenommen merben . 

.Pauptoerfe~rsftra j3en (§ 13) finb burd) auf bie 6pi~e gc~e[fte, meij3e Duobrate mit rotem D~anb 
6c0rid;met (~ifb 52). 
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Straßenverkehrs-Ordnung- StVO 

in der Fassung vom 29. März 1956. ~\{{.i~': 

aufg~h; 

Inhaltsübersicht _';~;~~I~. 

A. Allgemeine Vorschriften 

Grundregel für das Verhalten im 
Straßenverkehr .......................... . 

Verkehrsregelung durch Polizeibeamte 
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und Farbzeid1en . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 
Anhalten durch Polizeibeamte . . . . . . . . . . . . . 2 a 
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verkehr. Diese Vorschrift bildet gleichzeitig die 
Rechtsgrundlage zu einem Einschreiten in allen 
nicht im einzelnen geregelten Fällen, indem sie 
jedes Verhalten unter Strafe stellt, durch das der 
Verkehr gefährdet oder ein Anderer geschädigt 
oder mehr, als unvermeidbar, behindert oder be­
lästigt wird. Nicht die kleinliche Anwendung der 
Vorschriften in jedem Fall, sondern eine ihrem 
Ziel entsprechende Handhabung wird die echte Ge­
meinschaft aller Verkehrsteilnehmer unter sich so­
wie mit den für die Ordnung, Sicherheit und Leich­
tigkeit des Straßenverkehrs verantwortlichen Be­
hörden und ihren Beamten fördern. 
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344 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1956, Teil. I 

den Namen des nächsten verkehrswichtigen 
Orts an der Straße (Nahziel). Fernziel 
und Nahziel müssen sich auf allen weite-
ren 'tll egweisern bis zum Erreichen der an­
yeyeUeuen Orte -wiederholen~ Die !'!ahzi~!e 
müssen ferner mit den Ortsangaben auf 
der Rückseite etwaiger Ortstafeln überein­
stimmen. ·rn der Regel sollen nur Orte ge­
wählt werden,· deren Namen in dem amt­
lichen Kartenwerk "Ubersimtskarte von 
Mitteleuropa 1 : 300 000" in stehender 
römischer Schrift bezeichnet sind; 

b) bei anderen befestigten Straßen als Fern­
ziel den nächsten verkehrswidüigen Ort 
und als Nahziel den nächsten Ort an der 
Straße; 

c) bei Wegen, die für Kraftfahrzeuge unge­
eignet sind, nur den Namen des nächsten 
Orts. 

Im Fall zu c kann, sonst muß die Angabe der 
Entfernung in vollen Kilometern bis zur Mitte 
des genannten Orts angegeben sein; an Stelle 
eines größeren Orts kann der Name eines 
räumlich selbständigen Ortsteils genannt wer­
den. Bei der Beschriftung ist zur Vermeidung 
von Mißverständnissen das Wort "über" vor 
dem Namen eines Orts, der an der Straße 
zu dem vom Wegweiser an erster Stelle ange­
gebenen Ort liegt, nur zu gebrauchen, wenn 
hinter beiden Namen keine Entfernungsanga­
ben folgen. Bei Entfernungsangaben auf Weg­
weisem ist die Zahl, welche die Entfernung in 
Kilometern angibt, von der dahinterstehenden 
Abkürzung "km" durch Vergrößerung des 
Zwischenraums zwismen Zahlen und Bum­
staben und durch Verkleinerung der Buchsta­
ben gegenüber den Zahlen deutlich zu trennen. 
Bei Bundesstraßen kann die Nummer aum auf 
dem der Spitze abgekehrten Ende der Weg­
weisertafel, durch einen senkrechten, schwar­
zen Strim von den übrigen Angaben getrennt, 
stehen (Bild 41). Mehrere Wegweiser über­
einander sollen mit 50 Millimeter Abstand an­
gebracht werden. Für Bundesstraßen ist dabei 
die Nummer stets auf der zugehörigen Weg­
weisertafel angegeben. Nummern von Bundes­
straßen (Bild 44) können auCh ohne Verbin­
dung mit einer Ortsbezeichnung angebrach-t 
werden. 

6a. Wegweiser zur Bundesaulobahn: 

rechteckige, blaue Tafeln mit weißem Rand 
und der weißen Aufschrift: .Autobahn • - ge­
gebenenfalls mit Angabe eines Fernziels -, 
die an der Schmalseite, die sich der gewiese­
nen Ridltung zukehrt, zu einem Winkel von 
60 Grad zugespitzt sind (Bild 45). 

6b. Wegweiser für Laslkraftwagenverkehr: 

rechteckige, gelbe Tafeln mit sdlwarzem Rand 
und schwarzem Sinnbild des Lastkraftwagens. 
die an der Schmalseite, die sich der gewiese­
nen Richtung zukehrt, zu einem Winkel von 
60 Grad zugespitzt sind (Bild 45a). 

7. Vorwegweiser: 

rechteckige, gelbe Tafeln mit schwarzem Rand, 
auf denen die Straßen durch starke, schwarze 
Striu.~e mit Pfeilspit~en dargestellt sind; über 
Uer Ffti:il.spitzc vd2~ !~i1g::; dc~ ~±"(:.~a!"ZC:-l 

Strichs ist in schwarzer Schrift der Name des 
Orts, zu dem die Straße führt (Fernziel). und 
an den Strichen, die Bundesstraßen bezeich­
nen, die Bundesstraßennummer anzugeben 
(Bilder 46 bis 51). Zusätze zu Ortsnamen aus 
Werbungsgründen sind unzulässig. Schrift und 
Farbe richten sich nach den Bestimmungen 
unter II Abs. 2 und 3; die starken, schwarzen 
Striche zur Darstellung der Straßen sollen 
100 Millimeter für Bundesstraßen, 50 Milli­
meter für andere Straßen breit sein. Bei Bun­
desstraßen, die wegen ihrer besonderen ört­
lidlen oder landwirtschaftlichen Eigenart im 
ganzen Straßenverlauf oder auf Teilstrecken 
neben der Bezifferung im Straßennetz Eigen­
namen führen (z. B. Bergstraße, W einstraße, 
Ruhrschnellweg), kann dieser Eigenname oder 
eine abgekürzte Bezeichnung für denselben 
auf die Wegweiser und Vorwegweiser auf­
genommen werden. 

7a. Vorwegweiser für Lastkrattwagenverkehr: 

rechteckige, gelbe Tafeln mit schwarzem Rand, 
schwarzem Sinnbild des Lastkraftwagens und 
smwarzem Pfeil, der die Richtung der Straße 
für Lastkraftwagenverkehr anzeigt (Bilder Sla 
und 51b}. 

IL Beschaffenheit 

(1) Formen und Maße der Verkehrszeichen müs­
sen den Mustern (Abschnitt C) entsprechen. Von 
mehreren angegebenen Maßen können die kleine­
ren innerhalb geschlossener Ortsmatten verwendet 
werden. In Ausnahmefällen können Ubergrößen 
verwendet werden, wenn dies an wichtigen Straßen­
punkten zur besgeren Sic:h.tbarkeit aus größerer Ent­
fernung zweckmäßig ist. Im übrigen sind kleine 
Abweichungen von den Maßen, die keine auffällige 
Veränderung des Schildes bewirken, bei allen 
Verkehrszeichen aus besonderen Gründen zulässig 
Verkehrszeidlen, bei denen lediglich die Ahmes· 
sung und die Farbe des Randes nicht mehr den gel­
tenden Vorsdniften entsprechen, dürfen weiterver 
wendet werden. 

(2) Schrift auf Verkehrszeichen ist nach den Nor· 
men des Deutschen Normenausschusses als gerad( 
Blockschrift auszuführen. Maßgebend ist das Norm 
blatt DIN Vornorm 1451. Bei der genormten Schrif 
beträgt die Höhe der kleinen Buchstaben 5h, dif 
Strichstärke 1h der Höhe der großen Buchstaben 
Zahlen haben die Höhe der großen Buchstaben 
Die großen Bud1staben sollen nicht unter 50 Milli 
meter hoch sein; entsprechend sind dann die klei 
nen Buchstaben nicht unter 35 Millimeter hoch; di' 
Stric:h.stärke beträgt wenigstens 7 Millimeter. Aus 
nahmen von diesen Normen sind auf den Musten 
(Absdlnitt C) besonders bestimmt. 

(3) Farben derVerkehrszeichen müssen dem RAL 
Farbtonregister 840 R entsprechen. Als Farbtön 
werden bestimmt: für rot 3000, für gelb 1007, fü 
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